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Verhandlungen über die Heugeftaltung der Beziehungen zwifchen 
Staat und Kirche in irgendeinem Land werden nur dann eröffnet, 
wenn die Vorausjegungen und Grundlagen des beftehbenden Ders 
bältniffes zwifchen beiden Größen abhanden gelommen find oder 
fich wefentlich verfehoben haben. Diefer Sall ift für Deutfchland da⸗ 
ducch gegeben, daß die Monarchie ihr Ende gefunden und die 
Deutfche Reichsverfaffung von 1919 die Rechtsftellung der Kirchen 
grundſätzlich verändert bat. i 

Der Sturz der Monarchie wirkte fih fowohl in bezug auf 
die evangelifche als in bezug auf die Eatholifche Kirche aus, aber nicht 
in gleicher Weife. 

In den deutfchen evangelifchen Landeskirchen erlofch das landes= 
herrliche Rirchenregiment‘). Sie wurden dadurch gezwungen, ſich 
neue Derfaffungen zu geben. Es ift ihnen in Eurzer Zeit gelungen, ob: 
wohl fie darauf nicht vorbereitet waren und die Zeitverhältnifje der 
Löfung diefer Aufgabe große Schwierigkeiten in den Weg ftellten. ' 
Die deutfchen Landeskirchen haben fogar den- Weg gefunden, in dem 
Deutfhen Evangeliſchen Kirchenbund eine ihrer Kigenart ent- 
iprechende Sorm der Zufammenfaffung eller Kirchen zu fchaffen. 

Sür die Eatholifche Kirche in Deutfchland hatte das Ausfcheiden der 
Monarchie die Bedeutung, daß damit die Inftitution verſchwand, die 
im erften Drittel des vergangenen Jahrhunderts die Verhältniſſe 
der katholiſchen Kirche in den verſchiedenen deutſchen Bundesſtaaten 
durch die Dereinbarungen?) geregelt hatte, die zum großen Teil noch 
heute in Geltung ftehen. Änderungen der Verfafjung der Eatholifchen 
Fee infolge der Änderung der Staatsverfaflung kamen nicht in 

tage. | 

Die für die rechtlihe Stellung der chriſtlichen Kirchen grund 
legenden Beftimmungen der Deutſchen Reichsverfaſſung 
von 1919 find in Artikel 137 Abſatz 3 und 5 enthalten. Sie lauten: 
„Jede Religionsgefellfhaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen⸗ 
beiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
Geſetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates 


y p. Shoen, Das evangelifche firhenreht in Preußen. 1. Band, 
Berlin 1903, 154 ff. — R. Rieker, Die rechtliche Stellung der evangelifchen 
Kirche Deutfchlands in ihrer geſchichtlichen Entwicklung bis zur Gegenwart, 
Leipzig 1903. 

2) Sür Preußen durdy die Bulle „De salute animarum“ 1821; für Hannover 
durch die Bulle „Impensa Romanorum pontificum* 1824; für die Öberrheinifdhe 
Kirhenpropinz durch die Bullen „Provida sollersque“ 1821 und „Ad dominici 
gregis custodıam“ 1827, vergl. ). B.Sägmüller, Lehrbuch des katholifchen 
Ricchenrechts, 4. Auflage, 1..Band, Steiburg i. Br. 1925, 107 ff. 
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oder der bürgerlichen Gemeinde. — „Die Religionsgefellfhaften 
bleiben Körperfehaften des Öffentlichen Rechts, foweit fie folche bis» 
ber waren.“ j > 

Beide Kirchen baben fich mit der durch diefe Beftimmungen ges 
fhaffenen Rechtslage auseinanderzufegen. Wie die Dinge beute 
liegen, ift es notwendig, daß die aus ihr zu ziehenden Solgerungen 
GBegenftand von Verhandlungen werden, zwifchen dem Staat auf 
der einen und der evangelifchen und der Eatholifchen Kirche auf der 
anderen Seite. Aus der Eigenart diefer Kirchen folgt, daß die mit 
ihnen geführten Verhandlungen fich voneinander unterfcheiden. 

Der Gang der in Bayern geführten Konkordatsverhandlungen ift 
ein Mufterbeifpiel dafür, wel großes Gewicht dem Umftand zu: 
kommt, welche Kirche die Vorhand bei: den Derhandlungen bat. Denn 
das von Bayern mit der Kurie abgefchloffene Konkordat bat nicht 
nur mittelbar auf die Verhandlungen mit der bayerifchen evange: 
lifchen Kirche eingewirkt, fondern es bat diefe Kirche ſogar in die 
Swangslage verſetzt, fih entweder auf den Boden des Konkordatss 
entwurfs zu ftellen oder ihn als ganzen abzulehnen und damit, we: 
nigftens für den damaligen Zeitpunkt, auf eine Regelung ibrer 
Beziehungen zum Staat zu verzichten. Die bayerifche evangelifche 
Kirche entfehied fich für den erften Weg. Was er für fie bedeutete, 
zeigt der Vergleich der zwifchen ihr und der bayerifchen Staats: 
vegierung abgefchloffenen Verträge mit dem Kontordat, das der 
bayerifche Staat mit der Eatholifchen Rirche vereinbarte. Die Lieben- 
einanderftellung beider Schriftftüde ergibt, daß das Konkordat 
das Vorbild für diefe Verträge gewejen ift, und Zwar in jo weiten 
Umfang, daß in diefen Verträgen auf das Konkordat unmittelbar 
Bezug genommen worden ift?). 

Wenn das Verfahren des bayerifchen Staates, zuerft mit der 
katholiſchen Kirche fich zu verftändigen und dann erft die Regelung 
feiner Beziehungen zu den evangelifhen Kirchen folgen zu laſſen, 
dadurch gerechtfertigt werden kann, daß in Bayern‘) nach der 
KRonfeffionszäblung vom 15. Juni 1925 70 Prozent der Bevöl- 
Eerung dem. Eatbolifehen Belenntnis angebören und 28,6 Prozent 
dem evangelifchen, jo liegen die Verhältniſſe in Preußen umgekehrt. 
Denn bier fteben nach der Volkszählung von 19105) 61,82 Prozent 
Evangelifche 36,30 Prozent Katholiken gegenüber. Es bat daher in 
Preußen bei der Regelung des Verbältnijjes zwiſchen Staat und 
Kirche das numerifche Übergewicht des evangelifchen Elements der 
Bevölkerung in entjprechender Weiſe zur Geltung zu kommen. 


ad ee vom 29. März 1924 in: Tleue 
natholce Deitfhland, 13. Bänd, Seelen a ne Sa 
a 
Rirdhlices Jahrbuch 1926, 45. Rath ‚ 
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Über Verhandlungen zwifchen dem preußifchen Staat und der 
evangelifchen Landeskirche Preußens ift bisher nichts bekannt ge: 
worden. Es ift daher auch nicht, feftzuftellen, ob die preußifche 
Landeskirche durch Ergreifen der Jnitiative ſich die Vorteile gejichert 
bat, die der katholiſchen Kirche Bayerns dadurch zZufielen, daß fie 
als erfte auf den Plan trat. Dagegen unterliegt es keinem Zweifel, 
daß die Verhandlungen Preußens mit der Eatholifchen Kirche im 
Gange find, mindeftens feit der Überfiedlung des Nuntius Pacelli 
nach Berlin 1920. 


I. Die günftige Lage der Ratholifchen Rirche. 


Die Einheit der Eatbolifehen Kirche ftellt fich in ihrem Dogma, 
in ihrem Gottesdienft, in ihrer Verfafjung, in ihrem Rechtswejen 
dar, auch in ihrer Politik. Die Regelung ihrer Beziehungen zu einem 
einzelnen Staatswejen ift daber niemals ausfchließlih durch die 
Verhältniſſe des betreffenden Landes beftimmt, jondern erfolgt ftets 
zugleib im Blid auf die Geſamtkirche, unter Berüdjichtigung der 
möglihen Rüdwirkungen einer folchen Regelung auf andere Länder. 
Das ift nicht nur bei der Behandlung der „Römiſchen Frage“ zu 
beobachten, die zwar in erfter Linie Italien angeht, aber ihrer Natur 
nach über den Rahmen einer itelienifhen Angelegenheit hinausragt. 
Wir ſehen vielmehr, daß die katholiſche Geſamtkirche in größeren 
Kämpfen eines einzelnen ihrer Teile mit einem weltlichen Staat 
ihr Solideritätsbewußtjein betätigt. 

Es ift daher für die Art der Neuordnung des Verbältnijjes 
zwifchen Stast und Kirche in einem einzelnen Lande von erbeb- 
lichem Gewicht, welche Pofition die Eatbolifche Kirche als Ganzes 
jeweils inne bat. Als fie um die Wende des 18. und 19. Jahr⸗ 
hunderts mit dem Zuſammenbruch ihrer Organiſation in Stanl- 
reih einen ftarten Yiedergang ihrer Macht erlebte, beſchränkten 
ſich die Auswirkungen dieſer Kriſis nicht auf das Land der Revo⸗ 
iution, ſondern griffen auf Deutſchland hinüber. In analoger 
Weiſe iſt die Erſtarkung der katholiſchen Kirche durch den Welt⸗ 
krieg in ihrer geſamten Kirchenpolitik während der ihm folgenden 
Jahre erkennbar‘). Der Aufruf Papft Pius’ XL zu einer Actio 
Catholica großen Stils, in den feine erfte Enzyklika „Ubi arcano 
Dei consilio“ vom 23. Dezember 1923 ausmündet‘), fand daher 
einen vorbereiteten Boden und bat in allen Ländern, vor allem in 
Deutfchland, eine Entfaltung des katholifchen Altivismus zur Solge 
gehabt. Die gegenwärtige Machtftellung der Eatholifchen Melt: 
kirche baben wir infolgedejfen bei den Beftrebungen, die fie jetzt in 
Deutfchland verfolgt, mit in Rechnung zu ftellen. 


% C. Mirbt, Der Katholizismus nad dem Weltkrieg in: Moderner 
Katholizismus, herausgegeben von J. Müller: Shwefe, Gütersloh 1926, 5— 24. 
7) Acta Apostolicae Sedis XIV, 1922, 693. 
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1. Der Weltkrieg bat der katholiſchen wie allen übrigen chriſt⸗ 
lichen Kirchen ſchwere Wunden geſchlagen. Aber die Schlußbilanz 
des Krieges bat feſtzuſtellen, daß ihr Einfluß und Anſehen 
als politiſche Größe im Laufe der Rriegsjabre ge— 
ftiegen ift. Die Eatbolifche Kirche verdankt diejes Ergebnis in 
erfter Linie der außerordentlichen Gefchidlichkeit des Heiligen 
Stubls, dauernd eine Mittelftellung zwifchen den fih bekämpfen⸗ 
den Staaten zu behaupten. Die Rurie hat ſich dadurch die Mög- 
lichkeit freien Handelns erhalten und beraubte weder die eine noch 
die andere Gruppe der Mächte der Hoffnung, die Oberleitung der 
katholiſchen Kirche auf ihre Seite binüberzuziehen und durch deren 
Eingreifen zu erreichen, was der Kinfegung aller eigenen Kraft 
verfagt blieb. Über die Wege und Zinzelziele der päpftlichen Politik 
in den verfchiedenen Stadien des Weltkrieges werden fpätere Ge- 
fehlechter beffer urteilen können, als es uns möglich ift. Aber ſchon 
jetzt dürfen wir ſagen, daß eine Hebung der moraliſchen Autorität 
des Papftes im internationalen Leben als Sazit diejer Elugen Politik 
feftgeftellt werden Eann. Dieſes Ergebnis wird auch dadurch nicht 
in Sage geftellt, daß er von den Sriedensperhandlungen in Ver- 
failles ferngebalten worden ift. 

Während die großen Staaten Europas alle ihre Kräfte auf den 

Weltkrieg konzentrierten, erfolgte 1917 die Veröffentlichung des 
Codex Juris Canonici, des neuen Eirchlihen Geſetzbuches. Da 
das Intereffe und die Aufmerkjamteit Zuropas durch den Krieg 
vollftändig in Anfpruch genommen waren, fand diefer Schritt da- 
mals nicht die Beachtung, die ihm unter anderen Zeitverbältnifjen 
ficher gewejen wäre. Die neue Kodifizierung des kirchlichen Rechts 
ift dadurch etwaigen Einſprüchen von ftaatlicher Seite entzogen 
worden, mit denen vielleiht zu rechnen gewejen wäre, obwohl 
in dem neuen Coder über das Verhältnis zwifchen Staat und Kirche 
fich Eein befonderer Abfehnitt findet. Sür Deutfchland hätte ein Anlaß 
zu Verhandlungen darin gelegen, daß in diefem Codex i. c. ein 
für Deutfehland neues Miſchehenrecht) gefchaffen worden ift, und 
damit eine Materie einfeitig Eirchenrechtlid geregelt wurde, die 
im Laufe des 19. Jahrhunderts wegen ihrer großen Bedeutung 
für das friedliche Derbältnis zwiſchen beiden Konfeſſionen Gegen- 
ftand vielfacher diplomatifcher Krörterungen gewejen war. Gegen 
die hier erfolgte Abänderung der in Übung ftehenden Praris bätte 
die preußifche Regierung geltend machen können, daß diefe Praris 
ven Münfchen des Eatbolifchen Epiſkopats in Deutfchland entſprach 
und auf feine Anregung bin ins Leben getreten wer. 
. Mit der großen Bedeutung, die der Veröffentlihung des Codex 
juris canonici zukommt, kann die Aufhebung des deutfchen Je: 
juitengejeges vom 4. Juli 1872 durch Reichsgeſetz vom 19. April 
2917 nicht auf gleiche Linie geftellt werden. Da von diefem Geſetz 

9) C. Mirbt, Das Mifchehenreht des Codex iuris canonici und die 


interkonfeffionellen Beziehungen in Deutfchl i Ü 
Rar! Müller, Tübingen 1022. jchland. u PREEE 
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nur noch das Verbot von Niederlaſſungen des Jeſuitenordens 
im Deutſchen Reich in Geltung ſtand, waren die Urteile über den 
Wert des Fortbeſtandes dieſer Beſtimmung auch in nicht katholiſchen 
Kreiſen geteilt. Daß ſie jetzt fiel, entſprach den von katholiſcher 
Seite oft erhobenen Forderungen. Die Tragweite der Außerkraft⸗ 
ſetzung dieſes Geſetzes wird die praktiſche Erfahrung ans Licht 
ſtellen. Das Sallenlajjen der gegen die Miederzulaffung des Jejuiten- 
ordens bis dahin beftehenden Bedenken der Regierung wurde da: 
mals als ein markantes Beijpiel des Entgegenkommens gegen die 
Wünſche des Zentrums aufgefaßt. 

2. Durch den Ausgang des Weltkrieges find politifche Der: 
änderungen in Europa eingetreten, die ftarke kirchengeſchicht⸗ 
liche Nebenwirkungen ausgeübt haben. 

Mit einer überrafchenden Leichtigkeit iſt das Ende der katho⸗ 
liſchen Herrſcherhäuſer in Oſterreich und in Deutſchland hin⸗ 
genommen worden, obwohl ſie bis dahin der katholiſchen Kirche an⸗ 
erkanntermaßen große Dienſte geleiſtet hatten. In der langen Reihe 
von Titeln des Habsburgers, die eine Geſchichte feines Hauſes im 
Eleinen darftellten, ftand an letzter Stelle die Bezeichnung: „Kaiſer⸗ 
liche und Königliche Apoftolifche Majeſtät‘“. Sie gab dem Träger 
diefes Amtes eine unterfchiedliche Kote und bat nicht nur dekorativ, 
jondern auch verpflichtend gewirkt. In der Schlußrehnung über 
das, was der Weltkrieg für fie bedeutet bat, dürfte die Eatholifche 
Kirche das Verfehwinden der Habsburger nicht auf der Seite 
der Aktiva zu buchen haben. Die Wittelsbacher und Wettiner 
bedeuteten für fie kaum weniger. 

Das Aufbören des deutfhen Raifertums?) wird aus 
mancherlei bier nicht zu erörternden Gründen als ein die Interejjen 
des Geſamtkatholizismus förderndes Kreignis eingefhätt. Doch 
fteben wir bier vor etwas komplizierten Derbältnifjen. Denn das 
anerkennende Urteil Leos XIII. über Deutfchland liegt nun einmal 
vor: „Er freue fich, fagen zu können, daß er“ — fo ſprach der 
Dapft fi General von Loö gegenüber aus, der ihm die Glück⸗ 
wünſche Kaiſer Wilhelms II. zu feinem 25 jährigen Jubiläum über: 
bradıt hatte — „ftets hoch gedacht babe von der Stömmigfeit der 
Deutfehen, zumal des deutfchen "Heeres. Er könne ibm aber noch 
mebr jagen, und das folle er feinem Raiſer beftellen: Das Land 
in £uropa, wo noch Zucht, Ordnung und Difziplin berrfche, 
Reſpekt vor der Obrigkeit, Achtung vor der Kirche, und wo jeder 
Katholik ungeftört und frei feinem Glauben leben könne, das ſei 
das Deutfche Reich, und das danke er dem deutfchen Raifer 19). Diefe 
Worte find niht nur als Ausdrud des perjönlichen Urteils 
Seos XII. von Bedeutung, fondern fie geben zugleich eine Auffaf- 
fung des Verhältniſſes des deutfehen Raifertums zur Eatholifchen 
Kirche wieder, die bis zum Jahre 1978 aus katholiſchen Kreiſen 


) Mirbt, Katholizismus a.a ©. 5.11. 
1) C. Mirbt, Quellen zur Geſchichte des Papfttums und des romiſchen 
Katholizismus, 4. Auflage, Tübingen 1924, Tir. 643. 
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nicht felten laut geworden ift. Das Derfhwinden der Hohenzollern⸗ 
ſchen Dynaſtie darf alſo nicht ohne Einſchränkungen als ein Ereignis 
beurteilt werden, das unter katholiſchem Geſichtspunkt einen Sort: 
ſchritt darftellt. Dagegen unterliegt es keinem Zweifel, daß die Der: 
bältniffe, die infolge der Staatsumwälzung in Deutfchland ein 
getreten find, für die katholiſche Kirche in dem Umfang des deut: 
ſchen Reichsgebietes fi weſentlich günftiger geftaltet haben. Wird 
von diefer durch die Derfafjungsänderung eingeleiteten neuen Lage 

rüdwärts gefehaut und die Aufbebung der Monarchie als die für 
diefen Umfchwung notwendige Vorausjegung betrachtet, jo wird 
damit das jet verbreitete Gejamturteil über das Eaijerlihe Deutfch- 
land in feiner Stellung zur Eätbolifhen Kirche verftändlicher, als es 
fonft fein würde. 


Als einen Kriegsgewinn erften Ranges für die römiſch⸗katho⸗ 
liſche Kirche haben wir die Vernichtung des zariſtiſchen Rußland 
anzuſehen ih). Denn die orthodore Kirche des Oſtens, die zuſammen 
mit den morgenländiſchen Sekten an 150 Millionen Menſchen um⸗ 
faßt, hat dadurch ihren politiſchen Rückhalt verloren, der zugleich 
auf die in zahlreichen Nationalkirchen gegliederte Oſtkirche einen ſie 
zufammenfaffenden Einfluß ausübte. Seit das chriſtliche Morgen⸗ 
land im 11. Jahrhundert von dem Abendland fich fehied, bat der 
Römifche Stuhl auf die Befeitigung diefes großen „Schismas‘ bin- 
gearbeitet, aber bisher nur Eleine Abjplitterungen herbeizuführen 
vermocht. Die Vernichtung des ruffifchen Raifertums und die unter 
der Sowjetregierung erfolgte Zerftörung der ruffifhen Kirche bat 
eine ganz neue Lage gefehaffen. Sie eröffnet der römifchekatbolifchen 
Kirche günftigere Ausjichten auf eine Wiedervereinigung, als fie 
jemals feit 800 Jahren beftanden haben. Das ftebt in jedem Sell 
feft, wenn auch zu erwarten ift, daß den Eatholifchen Hoffnungen 
durch den Nationalismus der einzelnen Gruppen der ortbodoren 
Kirche und durch ihre innere Entfremdung vom Abendland Ent: 
täufehungen nicht erfpart bleiben werden. Aber diejes Stadium ift 
noch nicht erreicht, fo daß zurzeit der Ausblid auf Machterweiterun: 
gen von gewaltigen Ausmaßen innerhalb der Eatbolifchen Kirche 
nod die Wirkung voll ausübt, das Bewußtjein ihres Weltberufs 
zu beleben und anzuregen. Die Ausftrablungen diejes gefteigerten 
Selbftbewußtfeins machen fich naturgemäß in ihrer Geſamthaltung 
geltend und werden daher auch auf anderen Gebieten ihrer Eirchen- 
politifhen Aktionen fühlbar. 


3. Die Eatbolifhe Kirche ın Deutſchland bat durd die 
politifchen Veränderungen, die bier nach der Beendigung des Melt: 
Erieges eingetreten find, eine wejentliche Verbejferung ihrer Ge⸗ 
famtlage erfahren, fowohl nah Seiten ihrer Rechtsftellung als 
auch in bezug auf die Möglichkeiten, ihre Kigenart nach ihren 
Grundfägen und Wünfchen im öffentlichen Leben zu entfalten. 


1) C. Mirbt, Katholizismus a. a. O. 5. 13 ff. 
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Der oben angeführte Artikel der Deutſchen Reichsverfaſ⸗— 
fung entſpricht alten Sorderungen der Eatholifchen Kirche und 
gibt ihr eine Steibeit, die fie vorher nicht befejfen bat. Die Sajjung, 
weldye die Religionsartitel der Reihsverfaffung erhalten haben, 
ift das Ergebnis einer ebenſo geſchickten wie erfolgreichen katho⸗ 
liſchen Kirchenpolitik, deren Ziele ſchon früher feſtſtanden. Über 
die Art und Weiſe, wie fie in Weimar vertreten worden ift, find 
wir allerdings noch ungenügend unterrichtet. 

Die Durchführung der Beftimmungen des Artikels 137 wird in 
defjen letztem Abjat der Landesgejeggebung überwiefen, foweit eine 
weitere Regelung erforderlich ift. Ebenſo wird durch Artikel 138 
beftimmt, daß die auf Geſetz, Vertrag oder befonderen Rechtstiteln 
beruhenden Staatsleiftungen an die Religionsgefellfhaften durch die 
Landesgejegebung nad) Grundſätzen, welche das Reich aufftellt, 
abgelöft werden. An der Regelung der Beziehungen zwifchen Staat 
und Rirche find alfo Reich und Länder beteiligt. Die gegenwärtige 
Rechtslage eröffnet daher die Möglichkeit, daß die Regelung des 
Derbältniffes zwifchen Staat und Eatholifcher Kirche entweder duch 
das Reich (Reichstonkordat) oder durch die einzelnen Länder (Candes⸗ 
konkordate) oder aber durch das Reich und die Länder erfolgt, 
wobei auf die ſtaatsrechtliche Stage der Zuſtändigkeit beider Größen 
bier nicht eingegangen werden foll. Da bisher die Länder ihr Der- 
bältnis zur Eatholifhen Kirche geregelt hatten, 3. B. in der Stage 
der Beſetzung der Bistümer, wie auch in der Seftfegung ftaatlicher 
finanzieller Seiftungen an die Rirchen, würde mit der Her an⸗ 
ziehung des Reiches bei der Neuordnung der Beziehungen zwiſchen 
Staat und Rirche dafür ein neues Organ geſchaffen werden. Hier 
genügt es, darauf binzuweijen, daß das Nebeneinander zweier für 
diefe Neuordnung in Betracht kommenden Inftanzen faft die An⸗ 
regung in fih ſchließt, fie gegeneinander auszufpielen, das beißt 
durch das Reich auf die Länder und durch dieſe auf das Reich eins 
zuwirken. 

Dieſe Situation für die Rirchenpolitik auszunützen, bietet das 
ſeit 1918 in Deutſchland beſtehende parlamentariſche Syſtem 
die erforderlichen Handhaben. Aber dieſes Syſtem, das heißt die 
Syerrfehaft der politiſchen Parteien, iſt nicht nur mittelbar, fondern 
ſogar unmittelbar eine ftarke Sörderung der Eatholifchen Kirchen⸗ 
politik. Denn infolge der Größenverhältniffe der Parteien fällt dem 
Zentrum in vielen Sällen die ausfhlaggebende Rolle zu. Nun ift 
allerdings die Zeit vorüber, in der das Zentrum als die alle Katho⸗ 
liken vertretende Partei gelten konnte), aber es vermag auch heute 


22) $r. Wetzel, Die politiſche Rrife der deutfchen Katholiken, in „Das 
Tleue Reid“, 18. Jahrgang, Ur. 45, Wien, 14. Auguft 1926, 5 922: „Wie ftellt 
fih das katholiſche Deutſchland in feiner Befamtheit, politiſch gefehen, beute 
uns dar? Es ift ſchon längit keine Reberei mebr, zu fagen, daßeseinege- 
meinfame politifhe Dertretung der deutfhen Ratbo= 
liken nicht mehr gibt. Don den etwa 13 Millionen wahlberedhtigten 
Ra:holiken gehören dem Fentrum rund 4 Millionen an; etwa 3 Millionen 
finden wit bei der Deutfhnationalen Dolkspartei, 1'/; Millionen bei der 
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noch den Anſpruch aufrecht zu erhalten, die Dertretung der deutfchen 
Ratholiten insgefamt auszuüben, da es immer noch vor anderen 
Parteien die Eatholifchen Interejfen wahrnimmt. 
Auf die im Gang befindlichen Auseinanderjegungen zwifchen 
Staat und katholifcher Kirche ift aber noch eine andere Erfcheinung 
der neuzeitlichen im Parlamentarismus ausmündenden politifchen 
Entwidlung von tiefgreifendem Einfluß. Im Mittelalter trat dem 
Machtftreben der Eatbolifchen Kirche das deutfche Raifertum ent= 
gegen, daneben das Königtum in anderen Ländern. Bei dem 
Übergang zur Freuzeit wurde die Tradition des Widerftandes gegen 
die Erweiterung des Firchlichen Einfluffes von den weltlichen Sürften 
und den Städten aufgenommen. Im 19. Jahrhundert wurde bis 
in die Kulturkampfzeit hinein diefer Standpunlt von dem deutfchen 
KRönigtum feftgebalten, dem das Beamtentum und der politifche 
Liberalismus zur Seite ftanden. Diefe Gegengewicdhte gegen die 
Auswirkungen der Eatbolifchen, auf Erweiterung der kirchlichen 
Machtſphäre hinarbeitenden Tendenzen, find teils verfehwunden, teils 
baben fie ihre Gefchlofjenbeit eingebüßt:). An ihre Stelle ift die 
Maſſe getreten, vertreten duch die ſozialdemokratiſche Par: 
tei. Diejer Partei ift es möglich, da fie weder religiöje noch kirch⸗ 
liche Bindungen Eennt, zu Eirdyenpolitifhen Fragen wefentlich oder 
ausfchlieglih unter parteipolitifchen Gefichtspunften Stellung zu 
nehmen. Sie bat daher freie Yand, Entgegenkommen zu zeigen oder 
zu verfagen. Der erfte Sall wird dann eintreten, wenn ihr an- 
gemefjene Gegenleiftungen gewährt werden, die nach Lage der 
Dinge auf anderen Gebieten zu fuchen fein werden. Da die römifch- 
Eatholifhe Kirche als ſolche der Sozialdemokratie gegenüber eine 
eblehnende Stellung einnimmt, war das Zufammengeben des Zen- 
trums mit der fozialdemofkratifehen Dartei in gelegentlihen Wabl- 
bündnifjen in der Vorkriegszeit Gegenftand vielfacher Erörterungen. 
Die politifhe Geſchichte Deutfchlands feit 1918 Zeigt einen weiteren 
Sertfehritt auf diefem Wege. Denn die Verbindung von Zentrum 
und fozialdemokratifcher Partei bat von diefem Zeitpunkt an fich 
gefeftigt und faft den Charakter eines Dauerzuftandes angenommen. 
Wie diefes Zufammengeben auf die Kreife wirkt, die den Rückhalt 
des Zentrums bilden, und wie die durch diefe Koalition geftellten 
Stagen zu beantworten find von der Partei, die fich fonft für die 
katholiſche Weltanſchauung einſetzt, ift ihre Sache. Die Allgemein: 


Bayerifchen Dolkspartei; der Reſt verteilt fih auf Sozialdemokraten und 
(abgefehen von Splittern, die ſich in die übrigen Parteien verloren haben) 
Nichtwähler. Diefe ziemlib einwandfreie Aufftellung ergibt die bemerkens- 
werte Tatfahe, dag nicht einmal die Hälfte aller mündigen deutfchen 
Ratholiken von den beiden Parteien erfaßt werden, die wir als politifhe 
Dertretung des deutfhen Ratholisismus zu bezeichnen gewohnt find. Das 
ift nun freilich keine neue Entdeckung, aber es ift gut, wenn bei grund= 


legenden politifhen Betrahtungen immer wieder auf diefe Tatſache hin— 
gemwiefen wird.“ 


°) R.Rotbenbücder, Die bayeriihen Aonkordate von 1924, in: 
Archiv des öffentlichen Rechts TI. $. 8, 1925, S. 338, 
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beit bat an den engen Beziehungen zwifchen Zentrum und ſozial⸗ 
demokratiſcher Partei nur inſofern Intereſſe, als dieſe das Gewicht 
der politiſchen Poſition des Zentrums außerordentlich ſtärken, wenig⸗ 
ſtens im gegenwärtigen Augenblick. 


4. Es iſt endlich nicht zu verkennen, daß die Verhandlungen über 
das Verhaͤltnis zwiſchen Staat und katholiſcher Kirche zurzeit auch 
nod) durch andere Umſtände in einer für den katholiſchen Partner 
günſtigen Richtung beeinflußt werden. Die Rurie hat die Methode, 
ihre Grundſätze und Ziele zu vertreten, moderniſiert9. Schroff— 
beiten in der Sormulierung ihrer Ansprüche werden tunlichft ver⸗ 
mieden, obne daß dieje felbft aufgegeben werden. Im 19. Jahr⸗ 
bundert beftand die Gewohnbeit, daß die Konkordate durch einen 
Artikel eingeleitet wurden, in dem „der katholiſch⸗apoſtoliſch⸗ römi⸗ 
ſchen Religion“ der Sortbeftand „aller Rechte und Praerogativen, 
die fie nach göttlicher Anordnung und den Eanonifchen Satungen 
zu genießen bat“, garantiert wurden, fo 3.8, in dem bayerifchen 
Kontordat von 1817%) und in dem öfterreichifehen Konkordat von 
18551). Die Saffung des grundlegenden erften Artikels in dem 
bayerifhen Konkordat von 1924 zeigt, welcher Erfag für jene 
alten Sormulierungen, die die Alatholiten leicht ftugig machen 
fonnten, jegt gewählt wird. Indem der Staat in diefem Artikel 
das Recht der Eatbolifehen Kirche anerkennt, im Rahmen ihrer Zu- 
ſtändigkeit Geſetze zu erlafjen uſw., wird ihr tatſächlich dasſelbe 
zugeftanden, was das alte RKonkordat von 1817 mit den angeführten 
Sätzen beftimmte. Aber es läßt fi nicht leugnen, daß die jest 
gewählte abgeglättete Sormulierung annehmbarer lautet, als die 
alte, in der Kauptbeftandteile diejes Rechts nambaft gemacht 
wurden !?). 

Auch auf rein politifehem Gebiet bat die Kurie neuerdings eine 
Schwenkung vollzogen, die ihr die Verhandlung mit der deutfchen 
Republik erleichtert. Durch die franzöfifche Revolution ift das 
Derbältnis der katholiſchen Kirche zu der Sorm eines 


1) Rothbenbüder a.a.®. S. 339. 

2») Mirbt, Quellen? Tr. 570. 

1) Mirbt, Quellen? Tir. 598. fonkordat Pius IX. mit Oeftertei vom 
18. Auguft 1855, Art. 1. Religio catholica apostolica Romana in toto Austriae 
imperio et singulis, quibus constituitur, ditionibus sarta tecta conservabitur 
semper cum iis iuribus et praerogativis, quibus frui debet ex Dei ordinatione 
et canonicis sanctionibus. 

1) Das mit Lettland geſchloſſene Ronkordat von 1922 erwähnt in feinem 
erften grundlegenden Artikel, der von der freien und öffentlien Ausübung 
der katholifhen Religion handelt, das kirchliche Reht überhaupt nicht, vgl. 
Acta Apostolicae Sedis XIV, 1922, 577. — Dagegen wird in dem kKon— 
kordat mit Polen 1925 der katholiſchen Rirhe nicht nur volle Steiheit ge= 
währt, fondern es werden auch unter direkter Bezugnahme auf das göttliche 
und das kanonifhe Redt einzelne Stüce des katholifhen Rechtsweſens und 
die kirchliche Derwaltung befonders namhaft gemadt und unter ftaatliche 
Garantie geftellt, ebenda XVII, 1925, 274, pgl. unten die Ausführungen über 
beiden RKonkordate. 
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Staates ein Problem geworden. Zunächſt bat fie fich Elar und 
beftimmt auf die Seite der Monarchie geftellt. Auf dem Wiener 
Kongreß erreichte Papft Pius VII. als Märtyrer des Legitimitäts- 
prinzips die Wiederberftellung des Kirchenſtaates. Er galt auch 
bei den nicht Eatholifchen Monarchen als fefte Stüge des mon⸗ 
archiſchen Bedankens!:). Diejes Urteil war auch infofern zutref⸗ 
fend, als das Papſttum durch ſeine geſchichtliche Entwicklung und 
durch feine Grundſätze allen politiſchen Neuerungen feindlich gegen⸗ 
überſtand und in deren Bekämpfung mit den Zielen des weltlichen 
Fürſtentums vollſtändig übereinſtimmte. Dieſen Standpunkt hat 
Papſt Pius IX. auf Grund der von ihm im Jahre 1848 gemachten 
Erfahrungen in ſcharfer Sorm feftgebalten und in der. Derwaltung 
des Rirchenftaats praktiſch vertreten. An diefer geundfäglichen Stel: 
lung der katholiſchen Kirche änderte auch der Umſtand nichts, daß 
fie in Amerika wie in der Schweiz ſich auf republilanifche Staats- 
wejen einzurichten hatte. Kirche und Monarchie waren aufs engfte 
verknüpft, Thron und Alter ftügten ſich gegenfeitig. Zu einer Re⸗ 
pifion ihrer Anfehauungen ift dann aber die Rurie angeregt worden, 
als das Eatholifche Srankreih nach dem Sturz des zweiten Kaifer- 
reihs fich für die republikaniſche Staatsform entfehied und die franz 
zöſiſche Republik fich als ein Staatsweien von Dauer erwies. Papft 
Seo XII, der größte Politiker auf dem römifchen Stuhl in dem 
legten Jahrhundert, zog daraus die Konfequenz, indem er fich ent= 
ſchloß, mit der franzöfifhen republikanifchen Regierung fich zu 
verftändigen). Diefe Anfhauung wer nicht nur eine durch die 
Derbältniffe gebotene zeitweilige Anpaffung, ſondern es vollzog fich 
damit zugleich eine Wandlung in der Stellung der katholiſchen 
Kirche zu dem Problem ihres Verbältnifjes zu der Sorm eines 
Staates. Diefe Wendung war von grundfätlicher Bedeutung. 
Die Eatholifche Rirche hörte auf, ihre Intereffen mit einer beftimm- 
ten Staatsform zu verknüpfen, und bat von diefem Zeitpunkt an 
den Wandlungen der ftaatsrechtlichen Sorm eines Staatswefens 
gegenüber eine neutrale Haltung eingenommen. Sie ſteht Republiten 
ebenjo gegenüber wie Monarchien. Als Leo XII. dieſen bedeutungs- 
vollen Schritt tat, ging er allerdings ein Riſiko ein. Denn er ge- 
fährdete mit feiner Anerkennung der franzöfifchen Republik nicht 
nur fein Verhältnis zu dem Teil des franzöfifchen Volkes, der 
wegen jeiner Kirchlichkeit in einem der Eatholifhen Kirche mebr 
und mehr entfremdeten Land beſondere Rüdfichten verlangte, ſon⸗ 
dern es war auch nicht ausgefchloffen, daß Schwierigkeiten in dem 
Verhältnis zu anderen Ländern mit monarchiſcher Staatsverfaffung 
eintraten. Aber der politifche Scharfblid Leos XIII. bat ſich auch 
in dieſem Fall bewährt, denn politiſche Wirkungen dieſer Art haben 


) C. Mirbt, Geſchichte der katholiſchen Riche von der Mitte des 
18. Jahrhunderts bis zum Datikanifhen Ronsil, Berlin 1913, S. 40 ff. 


1 U. Stuß, Die päpftliche Diplomatie unter Leo XIII. nach den Denk: 
würdigkeiten des Rardinals Domenico $errata, Berlin 1926. 
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fih nicht eingeftellt. Zwei enfchenalter früher, in der Zeit der 
Herrſchaft der abfoluten Monarchie, wären fie bei den entiprechen- 
den Derbalten der römifchen Rurie vielleicht nicht ausgeblieben. Die 
Auswirkungen diefer von der Eatholifchen Birche gewonnenen Neu⸗ 
tralität gegenüber der Staatsform gewähren ihr in der Gegen: 
wart eine günftige Pofition. Sie ift infolgedefien nicht genötigt, 
der deutfchen Republik und den anderen in der Nachkriegszeit ent: 
ftandenen Republiten gegenüber geundfätzlich neue Wege einfchlagen 
zu möüfjen. Sür die zurzeit in Deutfchland ausfchlaggebenden Par- 
teien ift ferner ein Anlaß zum Mißtrauen gegen die katholiſche 
Kirche, foweit deren Stellung zum republitanifchen Gedanten in 
Stage kommt, befeitigt oder, wenn die Erinnerung an ihre Stellung 
zu dem früberen Raifertum noch nicht ganz verblaßt fein follte, 
wenigftens ſtark abgefhwädht. 


5. Es gibt wohl kaum ein Gebiet der römiſchen Rirchenpolitif, 
auf den die Kurie fo zahlreiche und durchfchlagende Erfolge zu 
verzeichnen bat, als in den Verhandlungen zur Vorbereitung 
eines Ronkordates. In ibnen kommt ihre dSiplomatifhe Schus> 
lung und die große Erbweisbeit zur vollen Entfaltung, die 
aus jahrhundertelanger Befchäftigung mit den fehwierigen Sagen, 
die das Grenzgebiet zwifchen Staat und Kirche in ſich ſchließt, er- 
worben wurden. Völlig neue Probleme tauchen kaum noch auf, 
nur ihre zeitgefhichtlihe Umrahmung und ihre Rombinstion mit 
anderen Fragen wechjeln. Die fichere Beherrfhung der engeren 
und der weiteren Vorgefchichte der jeweilig zur Verhandlung fte- 
benden Sagen, Vertrautheit mit Präzedensfällen oder analogen 
Situstionen und Belanntfhaft mit den die ganze Welt umfaſſen⸗ 
den politiſchen Traditionen der katholiſchen Kirche ſtehen hinter 
den Perſonen, die als Vertreter des Papſtes an dem Verhandlungs⸗ 
tiſch Platz nehmen. Die Delegierten weltlicher Staaten befinden 
ſich ihnen gegenüber nicht in einer gleich bevorzugten Poſition. 

Die Konkordatsverhandlungen der Kurie vor hundert Jahren 
mit den verſchiedenen deutſchen Bundesftaaten find für uns überaus 
lehrreich. Kardinal Tonfalvi, dem der Wiener Kongreß die Ge: 
fegenbeit bot, feine hohe Mleifterfchaft als KRirchendiplomat in glän- 
zender Weiſe zu entfalten, bat die Gejandten der einzelnen deut: 
fchen Staaten mit gefhidter Hand auf die Ziele bingeführt, die 
ibm von vornherein feftftanden. Conſalvi verftand es, alle zu be⸗ 
bandeln, da er allen überlegen war. Nicht zum wenigften auch 
dem preußifchen Gejandten Niebuhr, der eine etwas andere Rolle 
geipielt bat, als er zu fpielen glaubte). 

Aber der Verlauf der damaligen über Jahre ſich ausdehnenden 
Derbandlungen war doch nit nur das Verdienft des eben genann= 
ten Kardinal⸗Staatsſekretärs Conſalvi, fondern zugleich die Folge 


2) C. Mirbt, Die preußiſche Gefandtfhaft am Nofe des Papites, 
Leipzig 1899, 17 ff. — Rurt Dittrid, Die preußifhe Geſandtſchaft am 
Datikan. (Rechtswiff. Differtation), Greifswald 1918. 1 
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des Umftandes, daß die ftaatlichen Unterhändler den Eurialen Polis 
tifern in ihrer wiffenfchaftlihen und Eirdhenpolitifchen Ausrüftung 
offenbar nicht gewachfen waren. Die Notwendigkeit einer genauen 
Dertrautheit mit der Gefchichte der Kirchenpolitif, mit katholiſchem 
Kirchenrecht und mit der Eirchlichen Derwaltungspraris, vor allem 
aber auch mit dem inneren Weſen des Katholizismus, gehört, wenn 
Verhandlungen mit der Eatholifchen Kirche über die Gebiete, wo fie 
fihb mit dem Staat berührt, eröffnet werden, zu den fcheinbar 
felbftverftändlichen Vorausſetzungen eines guten Verlaufs ſolcher 
Auseinanderfegungen. Tatfächlich ſehen wir aber diefe Bedingungen 
durchaus nicht immer erfüllt. Denn in der Zeit des Kulturkfampfes 
find durch die preußifche Regierung diefelben Fehler begangen wor: 
den, wie während des Kölner Rirchenftreites. Die Beachtung der 
damals gemachten Erfahrungen hätte dazu führen können, daß 
fie vermieden wurden. 

Wir haben in diefem Zufammenbang nochmals auf das parla= 
mentarifche Regierungsfpftem binzumeifen. Denn diejes Spftem 
drängt darauf bin, innerhalb einer Wahlperiode Ergebnifje zu er: 
ftreben, die dann unter parteipolitifehen Gejichtspunfkten als Erfolge 
ausgegeben werden. Es ift Ear, daß der Heilige Stuhl aljo auch 
noch dadurch unterftützt wird, daß ihm alle Vorteile eines Partners 
zufallen, der bei einem Handel warten Eann. In eben diefer Lage 
befindet fich die Kurie. Denn fie ift gewohnt, zu Fragen der Gegen- 
wart ftets zugleih im Blid auf die Zukunft Stellung zu nehmen 
und Tagesereigniffen und Tagesftimmungen mit der inneren Unab⸗ 
bängigfeit gegenüberzutreten, die der Gewohnheit entipringt, von 
bober Warte aus den Weltlauf zu verfolgen. 

Allen diefen für die Eatholifche Kirche bedeutfamen Umftänden und 
Zuſammenhängen tritt die Errichtung einer Muntiatur in 
Berlin 1920 bedeutungsvoll zur Seite. Don Rom aus ift fie 
lange erftrebt worden, ohne daß es der Kurie gelang, die mannig- 
fachen Miderftände, die einer folchen in den Weg traten, zu über: 
winden. Auch innerhalb der Eatholifhen Kirche Deutfchlands felbft 
baben früber ftarle Bedenken gegen Nuntiaturen geherrſcht. In 
erfter Linie entiprangen fie der Beſorgnis des Epifkopates, durch 
einen Nuntius in Einfluß und Rechten beſchränkt zu werden. Mit 
der zunehmenden ftraffen Zentralifierung der Eirchlichen Gewalt 
in Rom bat fich aber ein Umſchwung auch in diefer Srage voll: 
zogen. Die Abhängigkeit der Bifhöfe von dem Römifchen Stubl 
ift im Lauf ‚der Zeit jo weit fortgefchritten, daß fie kaum noch 
einer wejentlichen Steigerung fähig ift. Infolgedejlen bat die Ent— 
jendung eines Nuntius für die deutfchen Bifhöfe auch nicht mehr 
die Bedeutung, die ihr früher beigemeffen werden Eonnte. 

‚ Dem Nuntius ift eine doppelte Aufgabe geftellt22): Die Ber 
ziehungen zwifchen dem Apoftolifehen Stubl und der Regierung 


), Codex iuris canonici, can. 267. $ 1. Legati qui mittuntur cum titulo 
Nuntii aut Internuntii: 1%, Fovent, secundum —— Sancta Sede receptas 
relationes inter Sedem Apostolicam et civilia Gubernia apud quae legatione stabili 
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des Staates, bei dem er beglaubigt ift, zu pflegen und daneben 
in dem ihm zugewiefenen Gebiet die kirchlichen Verhältniſſe zu 
beauffichtigen und darüber dem Papft zu berichten. Die ſtarke Be: 
teiligung der feit 1785 beftehenden Muͤnchener Nuntiatur an dem 
Buftandelommen des bayerifehen Konkordats von 1924 gibt einen 
Anhalt für die Wichtigkeit der Begründung einer päpftlichen Ge: 
ſandtſchaft in der Hauptſtadt des Deutſchen Reiches. 

Wir greifen daher in der Beurteilung der Geſamtlage der katho⸗ 
liſchen Kirche und in der Bewertung ihrer Lage in Deutſchland 
nicht zu hoch, wenn wir die Verhältniſſe, unter denen 
der Heilige Stuhl die Verhandlungen mit Deutſch⸗ 
fand begonnen bat, als für ihn überaus günſtig be— 
zeibhnen 


H. Die ungünftige Lage des Staates. 


In ſcharfem Gegenfag zu den günftigen Bedingungen, unter 
denen die katholiſche Kirche in die Verhandlungen mit dem Deutfchen 
Reich oder einzelnen feiner Länder eintritt, ftehen die Verhältniſſe, 
mit denen der Staat zu rechnen bat, ſobald diefe Erörterungen ihren 
Anfang nehmen. Der Staat befindet fi in einer Situation, die 
ihn beengt und belaftet, und er ſteht unter dem Drud von Tat: 
fachen, die feine Aktionsfreiheit befpränten und ihn dadurch in 
Naͤchteil ſetzen, ohne daß er imftande wäre, fie abzuändern. Die 
fhwierige Lage des Staates ergibt fih zum Teil ſchon aus dem 
Zufammenwirten der Saktoren, die eine für die katholiſche Kirche 
vorteilhafte Verhandlungsbaſis darftellen. Denn fie find in dem 
Maße, als fie geeignet find, die Pofition der katholiſchen Kirche zu 
verftärken, für den Staat nachteilig. Aber es erfeheint nicht not⸗ 
wendig, dieje Nebenwirkungen im einzelnen berauszuftellen, de fie 
ſich von felbft ergeben. Don weit größerer Wichtigkeit ift die 
Seftftellung der Begrenzungen und Befchränkungen, denen der Staat 
ausgefetzt ift. Sie ergeben ſich aus der gegenwärtigen religions- 
politifchen Lage in Deutfchland, aber es handelt ſich aub um Kr: 
fcheinungen, die uns im öffentlichen Leben aller Völker begegnen, 
die mit der Eatholifhen Rirche zu tun haben. 

1. An die Spitze ftellen wir die Unbeftimmtbeit und Un: 
Elarbeit der religionspolitijden Ziele des deutſchen 
Staates. Als die Deutfche Republit aufgerichtet wurde und damit 
eine geundjätzlie Veränderung des Verhältniſſes zwifchen Staat 
und Ricche eintrat, übte zunächft die Sormel „Trennung von Staat 
und Kirche‘ auf weite Kreife einen fafzinierenden Einfluß aus. Die 


funguntur; — 2°. In territorio sibi assignato advigilare debent in Ecclesiarum 
statum et Romanum Pontificem de eodem certiorem reddere; — 3°. Praeter 
has duas ordinarias potestates, alias plerumque facultates obtinent quae tamen 
sunt omnes delegatae. — Ueber die Apoſtoliſchen Nuntien ogl. A.Wynen, 
Die päpftlihe Diplomatie, Freiburg i. Br. 1922, 58 ff. 77 ff. — U. Stuß a. 
a.®. 55 ff. u.a. 
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Unkenntnis der. Befebichte diefes kirchenpolitiſchen Prinzips?) und 
der mannigfaltigen Verfuche, es zu verwirklichen, ‚erleichterte die 
freudige Zuftimmung zu einem Programm, das die Beendigung 
aller Konflikte zwifchen Staat und Kirche in fichere Ausfiht zu 
ftellen fehien. Aber die taufendjährige Verwurzelung der &riftlichen 
Kirche in dem deutfchen Volkstum war nicht kurzerhand aus der 
Welt zu fchaffen, denn auf ihr ruhte Glaube, Sitte und Sittlich⸗ 
keit. Die Verfaſſunggebende deutſche Nationalverſammlung wurde 
gezwungen, aus dieſer Erkenntnis Solgerungen zu ziehen, war 
aber zugleich entfchloffen, die bisherige Verbindung zwiſchen Staat 
und Kirche nicht weiterbefteben zu laffen. Daraus erklärt fich, daß 
zwei miteinander konkurrierende Gefichtspunfte die Religionsbeftim: 
mungen der Deutfchen Reichsverfaffung beberrfhen: Das Prinzip, 
Staat und Kirche voneinander zu febeiden, und das Prinzip, die 
auf langer gefehichtlicher Entwidlung beruhende Stellung der hrift- 
liben Kirchen im deutfchen Volkstum anzuerkennen, für deren Sort- 
beftand ſich das Zentrum ftark eingefegt bat. Die Hationalver- 
fammlung war nach Lage der Dinge genötigt, einen Mittelweg 
einzufchlagen, der es ermöglichen follte, beide Intereſſen zu be: 
friedigen. Es ift überflüffig, darüber Erwägungen anzuftellen, ob 
der Derfuch einer geiftigen Durhdringung diefer verwidelten Der: 
bältniffe, für die es der Klationalverfammlung an der erforderlichen 
Zeit gefehlt bat, andere Ergebniſſe gezeitigt bätte, als die, welche 
in der Reichsverfaffung uns jet vorliegen. Denn wir haben es 
gegenwärtig mit der Tatfache zu tun, daß diefe Verfaſſung in 
Artikel 137 einerfeits das Staatskirchentum ablehnt, andererjeits 
den chriftlichen Kirchen den Charakter öffentlicherechtlicher Körper: 
ſchaften und das Recht der Selbftverwaltung zuſpricht. Diejes 
Fiebeneinander zweier Beftimmungen, aus denen fi Solgerungen 
ergeben können, die miteinander in Widerſpruch fteben, jetzt ſich 
fort in den Seftfezungen über das Schulwejen. Auf der einen 
Seite erklärt Artikel 144 der Reichsverfaffung, daß das gefamte 
Schulweſen unter der Aufficht des Staates ftebt. Auf der anderen 
Seite foll nah Artikel 149 der Religionsunterricht in Überein- 
ftimmung mit den Grundfägen der betreffenden Religionsgeſellſchaft 
unbefchadet des Auffichtsrechts des Staates erteilt werden. Zu 
welchen praftifchen Schwierigkeiten diefes Nebeneinander der ftaat- 
lichen Hoheit über die Schule und der Anerkennung der Rechte 
der Kirche auf die Schule führen Eann, bat der Dortmunder 
Schulkonflikt gezeigt, zu deffen Beilegung der glüdliche Ausweg 
getroffen werden konnte, die Entfeheidung an den Staatsgerichtsbof 
zu überweifen. Aber wir haben keinerlei Gewähr, daß nicht ähnliche 
oder anders geartete Kämpfe aufs neue ausbrechen und dadurch 
wiederum die gefährliche Lage gefchaffen wird, daß Überzeugung 
und Staatsautorität ſich gegenübertreten. 





; az rn 

2) A. Rot hbenbüder, Die Trennung von Staat und Riche, München 
1908. — C. Mirbt, Die Brundformen des Derhältniffes von Staat und 
Rirhe (Alkademifche Rede), Göttingen 1921. 
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Die Gerechtigkeit verlangt hervorzuheben, daß die Möglichkeiten 
zu derartigen, in jedem Sall beklagenswerten Dorktommniffen nit 
nur aus den Religionsbeftimmungen der Weimarer Verfaſſung 
abzuleiten ſind. Sie werden vielmehr zugleich durch das parla⸗ 
mentariſche Syftem infofern begünftigt, als unter ihm eine Regie: 
tung duch ein einzelnes Mißtrauenspotum entfernt werden kann 
und infolgedeffen die innere Politik der Gefahr großer Schwan: 
kungen ausgeſetzt ift. Allerdings kann diefe Gefahr, die bei Regie: 
tungen, die weder über noch außerhalb der Parteien ftehen, immer 
befteben wird, befeitigt oder wenigftens ftark abgeſchwächt werden. 
Diefer Sall liegt vor, wenn die politifche Schulung eines Volkes 
mit parlamentariſcher Verfaſſung ſo weit fortgeſchritten iſt, daß 
wichtige Lebensgebiete der Nation den Wirkungen wechjelnder 
Parteiregierungen entrüdt bleiben. Mir können das z. B. in England 
beobachten. Deutfchland bat diefen Weg noch nicht betreten. 

Sür das Gebiet der Rirchenpolitik ergibt ſich aus diefer Sachlage 
die Schluffolgerung, daß dem deutfchen Staat zurzeit noch wichtige 
Qualitäten feblen, um der Eatholifchen Kirche, die ein Elsres und 
ee Programm verfolgt, als Derbandlungsgegner gewachſen 
zu ſein. 

2. Wir dürfen uns auch nicht verhehlen, daß ſich für den deut⸗ 
ſchen Staat die Verhandlungsbaſis in einer für ihn un⸗ 
vorteilhaften Weife verfehoben hat. Der Staat bat feit dem Inkraft⸗ 
treten der Weimarer Verfaſſung nicht mehr die Rompenſations⸗ 
objekte in der Hand, die bei ähnlichen Derbandlungen vor hundert 
Fahren eine große Rolle gefpielt haben. Er bat durch die Ge: 
fteltung der Reichsverfaffung auf eine Menge von Macdtmitteln 
verzichtet, die er vordem einfegen konnte. Es braucht nur an die 
Beteiligung des Staates bei der Bejezung der Bistümer erinnert 
zu werden oder an feine Aufficht über das Ordenswefen. Dabei 
kommt es in diefem Zufammenhang nicht darauf an, ob diefe oder 
andere KHobeitsrechte des Staates gegenüber der Kirche in der 
alten Sorm beizubehalten zwedmäßig wäre, fondern das Ent⸗ 
feheidende ift, daß der Staat Gegenleiftungen der Rirche faft nur 
noch durch Zufagen auf den Gebieten erzielen kann, die den weſent⸗ 
lichen Inhalt des Bayerifchen Konkordats bilden. 

3. In der Gefchichte der großen Rämpfe zwifchen Staat und 
Eatbolifher Kirche — und es wird kaum ein Voll geben, dem fie 
ganz erfpart geblieben find — begegnet uns in unendlidher Wieder⸗ 
bolung der Vorgang, daß der weltliche Staat dadurch in eine 
fhiefe Lage geriet, daß die katholifche Kirche ihre Sorderungen 
im Kamen der katholifhen Religion erhob und damit dem Kampf, 
welcher Art auch immer die Streitobjette waren, das Gepräge 
eines Rampfes um den katholiſchen Glauben gab. Daß diefe Der- 
quidung von Politil und Religion, um dieje Methode 
kurz zufammenzufaffen, ein viel gebrauchtes Rampfmittel gewejen 
ift, kann nicht beftritten werden. Die Perbindung von Politik 
und Religion ergibt ſich folgerichtig aus dem Eatholifehen Kirchen» 
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begriff und durchzieht die Gefchichte, feit das Papfttum die Ober: 
leitung und die Sührung der Eatholifchen Kirche übernommen bat. 
Papft Gregor VIL. bat feinen Kampf mit Kaiſer Heinrich IV. von 
Deutſchland unter dem Schlagwort „Verteidigung der Freiheit der 
Kirche‘. geführt und zugleich die ÄAufkündigung des Gehorſams 
gegen ihn als Abfall vom Chriſtentum gebrandmarkt. Wer immer 
im Mittelalter dem Römiſchen Stuhl entgegentrat, wurde von 
diefem, auch wenn rein politifche Sragen zur Diskufjion ftanden, 
mit rein Eirchlichen Strafmitteln, wie der Erlommunilation, bes 
kämpft. Diefen geiftigen Waffen gegenüber war der weltliche 
Regent als Witglied der Eatbolifhen Kirche wehrlos. Darauf, be: 
ruhte die Überlegenheit der ‚Politit des Römiſchen Stuhls über 
die der weltlihen Staaten und gab ihr fehlieglih auch den Sieg 
über das deutfhe KRaifertum. Seit dem 16. Jahrhundert baben 
fih die Derhältniffe freilich geändert. Nicht nur ftebt ein großer 
Teil der europäifchen Chriftenbeit ſeitdem außerhalb des Verbandes 
der römiſch⸗katholiſchen Kirche und ift daher der Anwendung von 
Strafmitteln, wie fie früher gegen Widerftrebende in Übung ftanden, 
entzogen. Auch gegenüber den Eatholifehen Sürften, die fich dem 
Heiligen Stuhl entgegenftellten, ift von ihnen ein immer ſpar⸗ 
famerer Gebrauch gemadht worden. Das ift ein Wechjel der 
Methode. Aber in der Verbindung von Kirche und Politik bat 
ſich nichts geändert. Noch Papft PiusX. bat in feiner erften 
Konfiftorialallokution ſich für diefe Verbindung erklärt, fie ſogar 
mit dem Lehramt in Beziehung gejegt?). Aus diefer Verknüpfung 
aber folgt, daß ein Widerftand gegen die Politik der Eatholifchen 
Kirche jederzeit als Widerftand gegen die Eatholifehe Religion 
bingeftellt werden kann. So -ift es gefchbeben in dem großen 
Kampf zwifchen Staat und Rirche in Srankreich, ebenfo in dem 
preußifchen Kulturkampf, ebenfo in dem gegenwärtigen Rirchenftreit 
in Meriko. Dabei laſſen wir dabingeftellt, ob und inwieweit in 
diefem oder in anderen Sällen der Staat das Recht auf feiner 
Seite gehabt bat. In diefem Zuſammenhang ift nur die Tatjache 
von Belang, daß die Eatholifche Kirche ihre Sorderungen im Kamen 
der Religion erhob. Dem Staat wurde damit das Odium an 
gebeftet, gegen die Religion zu handeln und eine religionsfeindliche 
Politik zu verfolgen. Er wurde dadurch bei dem Eatbolifchen Volks» 
teil ins Unrecht gejetst. In jeder großen Auseinanderfegung zwifchen 
Staat und katholiſcher Kirche wird ähnliches auch in Zukunft zu 
erwarten fein. Wenn nun ger ein Staat, wie es in Rampfeszeiten 


>) Mirbt, Quellen“ Tir. 647. Utique intelligimus nonnullis offensioni 
fore, quod dicimus, curare Nos etiam politicam oportere. Verum quisque 
aequus rerum iudex videt, Pontificem a magisterio, quod gerit, 
fidei morumque nequaquam posse politicorum genus 
diiungere. Praeterea caput quum sit rectorque summus perfectae socie- 
tatis, quae est ecclesia, ex hominibus coalescentis, inter homines constitutae 
profecto velle, debet cum prineipibus civitatum et gubernatoribus rei publicae 
mutua sibi officia intercedere, si catholicorum in omni ora ac parte terrarum 
velit et securitati et libertati esse consultum. 
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leicht geſchehen kann und in den oben genannten großen Kämpfen 
tatſächlich geſchehen iſt, Maßnahmen ergreifen ſollte, die die Grenzen 
des religiöjen Lebens überfchreiten, jo ift die Friederlage des Staates 
entfchieden. Aber auch wenn Übergriffe in die Sphäre des religiöjen 
£ebens vermieden werden, ift der weltliche Staat immer dadurch 
im Nachteil, daß jeder Sorderung der Eatholifchen Kirche eine 
religiöfe Seite abgewonnen werden kann, jo daß ihrer Ablehnung 


die Deutung als einer antikirchlichen und antireligiöjen Haltung 
gegeben werden kann. 


‚4. Die Verquidung von Politit und Religion, die in jedem Sall 
eines Auseinandergebens kirchlicher und ftaatlicher Intereifen fich 
geltend machen Eann, erhält dadurch eine befonders weitgreifende 
Bedeutung, daß zwiſchen dem modernen Staat und der 
katholiſchen Kirche ein Gegenſatz befteht, der die wichtigften 
Teile des Grenzgebietes zwifchen Staat und Kirche berührt. 
Diefer Gegenfat erklärt fi) aus der Gefhichte, Im Mittelalter 
beftand ein Verhältnis zwifchen Staat und Kirche, das nach katho⸗ 
lifcher Auffajfung beide Größen zu einem großen geiftlich-weltlichen 
Gemeinwefen vereinigen follte. Diefer Gottesſtaat ift allerdings im 
Mittelalter niemals vollftändig verwirklicht worden, wie fehon die 
alle Jahrhunderte durchziebenden Rivalitäten und Kämpfe zwifchen 
der geiftlichen und der weltlichen Gewalt beweifen. Aber der Einfluß 
der Eatholifhen Kirche auf das öffentliche, auf das geiftige wie auf 
das wirtfchaftliche Leben war doch fo tiefgehend und in der mittel- 
alterlihen Sebensanfehauung fo feft begründet, daß der weltliche 
Staat und die Eatholifche Kirche nicht nur in einzelnen Alten, wie 
etwa den Rreuszügen, oder in Unternehmungen zum Zwed der Aus» 
breitung des Chriftentums ſich zufammenfanden, fondern daß auch 
die Ordnung und Geſtaltung des Lebens und der Rechtsordnung 
von Geſichtspunkten des „Bottesftantes“ beſtimmt wurden. Die Be: 
ftrebungen der ftaatlichen Gewalt, ſich die Selbftändigkeit zu wahren, 
baben allerdings fehr früh begonnen, ſchon unter Karl dem Großen, 
der bei aller Sochſchätzung vor der Kirche in einem Schreiben an 
Papft Leo III. 796 die Aufgaben des Königs und die Aufgaben des 
Dapftes ſcharf unterfchieden bat’). Aber troß mancher vorüber: 
gebender Erfolge einzelner hervorragender weltlicer Sürften bebielt 
die Kirche das Übergewicht. Der Umfhwung begann ſich anzubahnen, 
als die mittelalterliche Kirche im 13. Jahrhundert ihren Höhepunkt 
erreicht hatte. Don diefem Zeitpuntt an ftrebten auf allen Lebens- 
gebieten neue Kräfte empor und erfchütterten das Spftem der 
geiftlihen Weltherrfehaft. Kleben den religiöfen, geiftigen und wirt- 


2) Mirbt, Quellen‘ Tir. 238. Nostrum est: secundum auxilium divinae 
pietatis sanctam undique Christi ecclesiam ab incursu paganorum et ab infidelium 
devastatione armis defendere foris, et intus catholicae fidei agnitione munire. 
Vestrum est, sanctissime pater: elevatis ad Deum cum Moyse manibus nostram 
adiuvare militiam, quatenus vobis intercedentibus Deo ductore et datore populus 
christianus super inimicos sui sancti nominis ubique semper habeat victoriam, 
et nomen domini nostri Jesu Christi toto clarificetur in orbe. 
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fhaftlihen Bewegungen, denen fie fehließlich erlegen ift, war das 
Verlangen einer Verjelbftändigung des Staates, wenn wir bier 
diefen zufammenfaffenden Ausdrud für die damals zahlreichen Der: 
treter der öffentlihen Gewalt anwenden dürfen, eine der wid) 
tigften.. In der während der Rämpfe zwifchen Kaiſertum und 
Papfttum berausgearbeiteten Erkenntnis der Verſchiedenheit von 
geiftlicher und woeltliher Gewalt wurzelnd, gewann die Politik 
der Emanzipation des Staates immer mehr an Boden, zumal als 
fie auch von den Stadtverwaltungen aufgenommen wurde. Um 
Ausgang des Mittelalters war die Verfelbftändigung des Staates 
fhon weit vorgefhritten. Sie wurde abgefchlofien, als die Refor⸗ 
mation diefem Prozeß die »religiögsfittlihe Begründung lieferte 
und große Teile der abendländifchen Ebriftenheit von dem Römifchen 
Stuhl fih abwandten. 

Der moderne Staat ift entElerikalifiert. Das gilt nicht nur von 
den Ländern mit evangelifcher oder Eonfefjionell gemifchter Bevölke— 
tung, fondern auch von denen, deren Bewohner in ihrer über- 
wiegenden Mehrzahl dem Eatholifchen Bekenntnis angehören, wie 
3.8. von Srankreih und Italien. Der moderne Stast will und 
kann nicht mehr theokratiſchen Idealen dienen und bat fich bewußt 
verweltlicht. Daraus ergeben ſich wichtige religionspolitifche Solge- 
rungen, die zwar nicht in allen Staaten in gleicher Sorm und mit 
gleicher Ronfequenz ‚gezogen worden find, die aber für die modernen 
Staaten Europas in ihrem Verhältnis zu den Religionen in ihrer 
Mitte die Bedeutung von maßgebenden Richtlinien und Zieljegungen 
gewonnen baben. 

Safjen wir Deutfchland ins Auge, jo bat bier der Staat auf: 
gebört, mit einer einzelnen Religionsgeſellſchaft fich zu identifizeren. 
Daß diefe Stellungnahme nicht als eine religionsfeindliche Haltung 
zu gelten bat, zeigt die ftaatliche Geſetzgebung, die der Tatſache, 
daß das deutfche Volk in feiner großen Mehrheit dem Chriſtentum 
angehört, durch den ftaatlihen Schutz der Keligionsübung und 
des Sonntags, fowie der ftaatlich anerkannten Seiertage Rechnung 
getragen bat. Diefen Standpunkt bat auch die Deutfche Reichsver— 
faſſung feſtgehalten, deren Artikel 135 und 139 dieſen Schutz durch 
die Derfaffung gewäbhrleiften. 

‚Eine weitere Solgerung diefer religionspolitifchen Neutralität ift 
die paritätifche Behandlung der verfchiedenen chriftlichen Kirchen, 
d. b. ihre rechtliche Gleichſtellung. Wenn auch der Begriff „Parität“ 
im Sinne einer formellen Gleichbehandlung von Rirchen, die ihrem 
Mejen nad) verfchieden find, zu Bedenken Anlaß geben kann), fo 
ift er, foweit die Rechtsftellung der Rirchen in Stage kommt, Bar 
und eindeutig und ergibt ſich mit logifcher Zwangsläufigkeit aus 
der geundfäglichen Neutralität des Staates gegenüber der Mehrheit 
von Konfeffionen. 


») ©. Everling, Parität als Schlagwo inzi f 
(Vortrag). g9,P hlagwort und als Prinzip, Leipzig 1906 
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Der moderne Staat bat aus feiner Loslöſung von der Verbindung 
mit einer einzelnen Konfeſſion die weitere Solgerung gezogen, daß er 
unabbängig von den chriftlichen Kirchen feine Tätigleitsiphäre und 
den Umfang jeiner Zuftändigkeit jelbftändig abgegrenzt bat. Das 
bedeutete, daß er Gebiete, die früher ganz oder teilweife dem Ber 
reich der Kirche angebörten, als ihm zufallende Arbeitsgebiete in 
Anſpruch nahm und fie feiner gefetlichen Regelung unterwarf. 
Don diefem Boden aus bat der Staat das gejamte Eherecht in 
feinen Bereich gezogen, ferner das Unterrichtswefen unter feine 
Leitung und Pflege geftellt und endlich anerkannt, daß ihm ſoziale 
Aufgaben obliegen. 

Diefer Entwidlung ftebt die Eatbolifhe Kirche ab- 
lebnend gegenüber, und zwar ebenfo den Grundlagen diejer 
Entwidlung, wie den einzelnen eben genannten Solgerungen aus 
der Emanzipation des Staates von der Eatholifchen Kirche. 

Was zunächft die Ausgangspunfte und Dorausfegungen der neu: 
zeitlichen Saffung des Staatsgedanfens anlangt, jo wird von der 
katholiſchen Kirche die Trennung von Staat und Rirde 
grundſätzlich verworfen). Daraus ergab fich auf der einen Seite 
ihr Vorgehen gegen das Trennungsgejeg von 1905 in Stankreid, 
das nicht nur um einzelner Beftimmungen willen, die als kirchen⸗ 
feindlih zu berechtigten Proteften Anlaß gaben, fondern zugleich 
in feinen Aufgaben und in feiner Gefamttendenz beanftandet wurde. 
Auf der anderen Seite wird von der Eatholifchen Kirche bis auf 
den heutigen Tag die Gleihberehtigung der verjchiede- 
nen Konfeffionen beftritten. Dieſes Urteil entfpricht dogmati- 
fhen Grundanfhauungen diefer Kirche, von denen fie niemals 
abgewichen ift und daher auch nicht abgeben wird. In bezug auf 
das Verhalten gegenüber Andersgläubigen daraus die Konjequenzen 
zu ziehen, die fie im Mlittelalter daraus gezogen bat, ift fie in 
der Neuzeit nicht mehr in der Lage und würde dazu wohl aud 
nicht mebr geneigt fein. Aber das Urteil über Andersgläubige als 
ſolche bat ſich nicht geändert”). Die praftifche Geltendmahung 
diefer Grundfätze zeigt allerdings unter dem Kinfluß von Zeitz 
ftrömungen und politifchen Erwägungen nicht unerhebliche Wand: 
lungen. Aber dieje find nicht als Symptome einer Anderung der 
Grundfäge jelbft zu deuten. Der Staat, wie auch die anderen Ron: 
feffionen, baben fih mit diefer Sachlage abzufinden. 

In ſcharfem Gegenſatz ſteht die katholiſche Kirche dem welt: 
lichen Staat gegenüber, der durch fein Eherecht 3.9. in feiner 
Seftjetzung einer bürgerlihen Eheſchließungsform oder durch Beſtim⸗ 
mungen über Ehehinderniſſe nach ihren Auffaffungen in ein Rechts» 
gebiet eingreift, das infolge des von ihr gelebrten fatramentalen 
Charakters chriftlicher Ehen ihr allein zuftebt *°). 


2) Pius’ IX.Spllabus 1864, Tlr.55: Mirbt, Quellen‘ Nr. 602, 5. 453. 
2) Sägmüller, kirchenrecht 1%, 118 ff. 
2) &. Eihmann, Lehrbudy des ſirchenrechts?, Paderborn 1926, 330 ff. 
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Eine weitere Differenz von geundlegender Bedeutung beftebt auf 
dem Gebiete des Unterrihtswefens. Denn die Eatbolifhe 
Kirche erbebt den Anſpruch auf das Recht, Schulen jeder Art, nicht 
nur Elementarſchulen, fondern auch mittlere und höhere Schulen 
zu begründen). Beſchränkungen in der Geltendmahung und Aus⸗ 
übung dieſes Rechtes werden von der Eatbolifchen Kirche infolge: 
deffen als Übergriff des Staates empfunden. 
Es bedarf feiner näheren Begründung, daß es ſich hier nicht 
nur um ein Auseinandergeben von Staat und Kirche in einzelnen 
Rechtsfragen handelt, jondern um Gegenfätze von prinzipieller Be⸗ 
deutung, in denen verfchiedene Auffalfungen vom Weſen und Zwed 
des Stastes fi) auswirken. * 


IN. Die rechtliche Sorm einer Neuregelung des 
Derhältniffes zwifchen Staat und Rath. Rirche. 


Eine Regelung des Verhältniffes zwifchen Staat und Eatholifcher 
Rirche kann unferem deutfchen Volk nur dann zum Segen gereichen, 
wenn fie von Gefichtspuntten der Gerechtigkeit und Billigkeit 
beberrfceht ift. Wir geben fogar noch weiter. Da das Wohl des 
Staates wefentlicy davon abhängt, daß feine Untertanen nicht nur 
einer Zweangsgewalt fich beugen, über die er verfügt, jondern in 
freiwilliger Unterordnung feinen Ordnungen gegenüberfteben, liegt 
es im Intereſſe des ganzen Volkes, daß, um die Ausfichten auf 
einen inneren Stieden zu feftigen, jo weit Eintgegenlommen gezeigt 
wird, als es möglich ift. 

Aber jede Kirchenpolitik gegenüber der Eatbolifchen Kirche bat 
ihre feften Schranken und Grenzen, ihre beftimmten Dorausjegungen 
und Bedingtheiten und fteht Tatjachen unabänderlichen Charakters 
nicht frei gegenüber. Der Staat darf daher Eeine Konzefjionen 
machen, die feine Hoheit in Srage ftellen oder gar bedrohen. Der 
Staat darf ferner Feine Vereinbarungen treffen, die mit den Rüd- 
jihten nicht vereinbar find, auf die der evangelifche Teil der Ber 
völkerung, d. h. die überwiegende Mehrheit des deutfchen Volkes, 
Anſpruch hat. Der Staat darf endlich mit der katholiſchen Kirche 
nicht anders verhandeln, als mit einer Macht, die nach ihrer Ge: 
fhichte und nach ihrem Wefen in wichtigen Punkten mit ibm 
konkurriert. 

Die Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche kann 
auf zwei Wegen erfolgen: durch ſtaatliche Geſetzgebung oder durch 
ein RKonkordat. 

4. Die Regelung duch ſtaatliche Geſetzgebung entſpricht 
der Bedeutung und dem Charakter der in Frage kommenden Gegen: 
ftände, infofern diefe das ganze Volk angeben. Indirekt werden alle 
Teile des Volkes von einer Neuordnung des Derbältniffes zwifchen 


. 2°) Codex iuris canonici can. 1375. Ecclesiae est ius scholas cuiusvis 
disciplinae non solum elementarias, sed etiam medias et superiores condendi. 
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Staat und katholiſcher Rirche berührt. Nicht nur die Mitglieder 
diefer Kirche, denn es handelt fi) um Mlaterien, die nicht für 
eine einzelne Gruppe erledigt werden können, ohne daß die Art 
diefer Erledigung auch die nicht Eatbolifchen Volksteile in Mit⸗ 
leidenfchaft zieht. Das gilt beifpielsweife von der Schule. Aber die 
geſamte Bevölkerung ift auch dirett an der Geftaltung der Bes 
ziehungen zwifchen Staat und katholifcher Kirche intereffiert, fofern 
dazu Abmachungen finanziellen Charakters gehören, deren ver: 
pflichtende Laften von der Geſamtheit zu tragen find. Es ift auch 
geltend zu machen, daß der Grundſatz, daß gleiches Recht für alle 
gilt, bier Platz zu greifen bat. Diejer Einwand würde dadurch 
nicht entkräftet werden, wenn etwa gleichzeitig mit einem Kon: 
kordat Kirchenverträge mit evangelifhen Kirchen abgeſchloſſen 
werden, denn es würde für dieſe dasſelbe gelten. Aber ſolche Kirchen⸗ 
verträge werden nach ihrem rechtlichen Charakter etwaigen Kon⸗ 
kordaten nicht gleichwertig ſein. 

Von einer ſtaatsgeſetzlichen Regelung der Kirchenfrage iſt der 
Gedanke fernzuhalten, daß damit eine Verkürzung der Intereſſen 
der katholiſchen Kirche verbunden ſein müßte oder gar eine kirchen⸗ 
feindliche Abſicht der betreffenden Staatsregierung. Ebenſowenig 
wäre es zutreffend, die Entſcheidung für den Weg der legislativen 
Behandlung der Rirchenfrage als Einfluß eines Stastslirchentums 
anzufeben, die ein der Vergangenheit angehörendes kirchenſtaats⸗ 
rechtiiches Spftem darftellt. Diefe Beforgniffe werden durch das 
Dorgeben Württembergs, das durch fein Gefetz über die Kirchen 
vom 3. März 1924 die württembergifchen DVerbältniffe zwifchen 
Staat und Kirche geordnet bat, widerlegt. Der von Württemberg 
eingefchlagene Weg der ftaatsgefetzlichen Neuregelung feiner Be: 
ziehbungen zur katholiſchen Kirche ift zugleich von grundfätzlicher 
Bedeutung, weil fie unter Zuftimmung der zuftändigen Kirchen⸗ 
oberen erfolgte und damit der Beweis der Vereinbarkeit diejer 
Methode mit den Grundfätzen der katholiſchen Kirche erbracht ift. 

Der Ainweis auf den Charalter des franzöfifehen Trennungs- 
gefeges vom 9. Dezember 19050) ift keine Widerlegung. Denn 
diefes allerdings nicht vorbildlihe Geſetz ift nach feiner Vor⸗ 
gefebichte wie in feinen einzelnen Beftimmungen ein ſpezifiſch fran- 
zöfifehes Produkt. Sür die Beurteilung diefes Geſetzes ift auch der 
Umftand nicht ohne Bedeutung, daß es auf dem Boden eines Volles 
entftanden ift, das bis auf die verbältnismäßig Kleine Zahl von 
£vangelifhen, die damals etwa 050 000 zählten, denen etwa 100 000 
Israeliten gegenüberftanden, ganz katholiſch war. Es wirkt daher 
derwirrend, wenn dieſes Geſetz als ein Schlag des Staates gegen 
die Eatbolifche Kirche bingeftellt wird, ohne daß man binzufügt, 
daß die Organe diefes Staates, die es befchloffen und durchgeführt 
haben, ihrem Religionsbefenntnis nad überwiegend Katholiken 
weren. 


30) Mirbt, Quellen‘ Tir. 646. 
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Die Auswahl und die Abgrenzung der Materien des Grenz: 
gebietes zwifchen Staat und Kirche kann durch ein Staatsgefeg in 
gleicher Weife erfolgen wie durch ein Konlordat. Es braucht alſo 
feinem Inhalt nach von dem eines RKonkordates ſich nicht zu unters 
foheiden. Da die eingangs empfoblenen Gefichtspuntte in den der 
Vorlage eines Kirchengeſetzes vorangebenden Verhandlungen mit 
der Eatbolifchen Kirche in angemejfener Weife berüdfichtigt werden 
Eönnen, ift auch die Befürchtung gegenftandslos, daß der Weg der 
Geſetzgebung eine mittelbare Benachteiligung der Eatholifehen In: 
tereſſen in fich fchließt. 

Abgejeben von den oben geltend gemachten Gründen bat die Neu⸗ 
ordnung der Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche durch ein 
Staatsgeſetz für den Staat den großen Vorzug, daß feine Autori⸗ 
tät darin einen unmißverftändlichen Ausdrud findet. Er bebält dann 
auch in der Behandlung der verwidelten Materien die Führung in 
der Hand und es ift ihm die Möglichkeit gewahrt, etwa notwendig 
werdende Änderungen an getroffenen Beftimmungen von ſich aus 
vorzunehmen. 


2. Durch den Weltkrieg find in einer Reihe europäifcher Länder 
Derbältnifje eingetreten, die eine Neugeſtaltung der Rechtsbeziebun- 
gen der katholiſchen Kirche in ihnen zur Solge gebabt haben. Sie 
ift durch den Abſchluß von Konkordaten erfolgt: Ein Konkordat 
mit Lettland wurde am 30. Mai 1922 abgefchloffen 31), das 
bayerifche Konfordat vom 29. März 1924) ift am 24. Januar 
1925 ratifiziert worden; das Konkordat mit Polen trägt das 
Datum vom 10. Sebruar 19253). Der Abſchluß von KRonkordaten 
mit anderen Staaten ift in Vorbereitung. Wir ſtehen alfo wieder 
in einer Konkordatsaera wie vor hundert Jahren. 


3!) Concordat entre Le Saint-Siege et le Gouvernement de Lettonie, ab= 
geſchloſſen Rom, den 30. Mai 1922, in franzöfifcher Sprache: Acta Apostolicae 
Sedis XIV, 1922, 577—580: beigefügt eine „Declaration“ der Regierung der 
Republik Lettland, vgl. unten. 

2) Inter Sanctam Sedem et Bavariae rempublicam sollemnis conventio, 
abgeſchloſſen Münden, den 29. März 1924, und ebendafelbft ratifisiert am 
24. Januar 1925, in deutfcher und italieniiher Spradye: Acta Apostolicae 
Sedis XVII, 1925, 41—56; „Befeß= und Derordnungs=Blatt für den Steiftaat 
Bayern” Ti. 3, München, 22. Januar 1925: Geſetz zu dem Ronkordate mit 
dem heiligen Stuhle und den Derträgen mit den Evangelifyen Ricchen. 
A. Der Landtag des Sreiftaates Bayern bat folgendes Gefet beichloffen: 
I. Das Konkordat mit dem Heiligen Stuhle vom 29. März 1924 (Anlage 1) 
wird als Staatsvertrag genehmigt. — Als Anlage 4 wird veröffentlicht: 
„Regierungserklärung über den Dollzug des Geſetzes zu den Derträaen mit 
— Me — in Bayern vom 14. Januar 1925.“ Ein voii— 

g tu ndet ſich auch: Jahrbuch des 6 i 
— en 


3) Inter Sanctam Sedem et Poloniae rempublicam sollemnis conventio, 
abgeſchloſſen Rom, den 10. Sebruar 1925, in franzöfifher Sprache: Acta 
Apostolicae Sedis XVII, 1925, 273—284; beigefügt: Annexe A. Les dotations 


attribuees à l’Eglise Catholique par ’Etat polo i f x SER 
XXIV du present er pP polonais, conformement à }’Art. 
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Die rechtliche Natur der Konkordate ift noch beute um⸗ 
ftritten3‘). Der Codex iuris canonici bat eine Klare Stellung: 
nahme zu diefer Streitfrage unterlafjen. Das gleiche gilt von der 
Allotution Papft Benedilts XV. in dem Geheimen Ronfiftorium 
vom 21. November 1921). In diefer Anſprache redet er 
einerjeits von „privilegia“, die der Apoftolifche Stuhl durch feier: 
liche Verträge und Vereinbarungen zugeftanden hatte (per pactiones 
sollemnes conventionesque concesserat); demzufolge erfcheinen die 
Konkordate als Privilegien, die in der Form feierlicher Verträge 
gewährt werden. Anderjeits aber fpricht er von „Verträgen und 
Abmahungen, die zwifchen dem Apoftolifhen Stuhl und dem 
Staste früher abgefchloffen worden find“ (pacta et conventa, quae 
inter Apostolicam sedem et Civitates antehac intercesserant), 
d. b. die Konkordate werden Eurzerband als Verträge bezeichnet, 
ohne fie mit dem Begriff „Privileg“ in Verbindung zu bringen. 
Dielleiht darf aus diefen Äußerungen der Schluß gezogen werden, 
daß die Kurie zwar nicht auf die alte Vorftellung von den Kon⸗ 
kordsten als päpftlichen Privilegien formell verzichten, aber tat: 
ſächlich den Vertragscharakter der Konkordate anerkennen will. 
Dazu kommt, daß das mit Lettland 1922 abgefchloffene Konkordat 
unverkennbar unter den Begriff des Vertrages fällt. Denn in 
deffen 20. Artikel ift eine Ründigungsfrift vorgefeben. Es foll 
zunächft nur für die Dauer von drei Jahren Geltung haben und 
dann ftillfehweigend von Jahr zu Jahr weiter laufen, wenn es 
nicht ſechs Monate zuvor gekündigt wird. Diefes Ründigungsrecht 
ftebt beiden die Vereinbarung fehließenden Parteien zu. De dieſe 
Vereinbarung als Konkordat bezeichnet wird, ift fie der langen 
Reibe von früher im Laufe der Jahrhunderte gefchloffenen Konz 
kordaten zuzurechnen. Daß in diefem Sall von der höchſten Stelle 
der Eatbolifhen Kirche der Vertragscharakter des abgefchlofjenen 
Konkordats anerkannt worden ift, unterftügt die oben vertretene 
Auffaſſung. 

De die Beurteilung der Konkordate als Quaſi⸗völkerr echt— 
liber Derträge au fonft verbreitet ift®‘), geben wir bier 
von der Dorausjegung aus, daß fie fo zu bewerten find. 


3) Sägmüller, Richenredt I? 57 ff.; Eihmann, Richenredht? 6A f. 

55) Allocutio SS. D.N.Benedicti P.P.XV.: Acta Apostolicae Sedis XIII, 
1921, 521: Jam vero, ut alia omittamus quae huc possumus afferre, patet 
quae privilegia pridem haec Apostolica Sedes, per pactiones sollemnes con- 
ventionesque, aliis concesserat, eadem nullo iure posse hasce Respublicas 
sibi vindicare, cum res inter alios acta neque emolumentum neque prae- 
iudieium ceteris afferat. Item Civitates nonnullas videmus ex hac tanta 
conversione rerum funditus novatas extitisse, adeo ut quae nunc est, non illa 
ipsa possit haberi moralis, ut aiunt, persona, quacum Apostolica Sedes olim 
convenerat. Ex quo illud natura consequitur, ut etiam pacta et conventa, 
quae inter Apostolicam Sedem et eas Civitates antehac intercesserant, vim iam 
suam omnem amiserint. 

*) Sägmüller, Rirhenredht I? 60. — Mm. Steifhmann in der Neu— 
bearbeitung von Lifzts Dölkerrecht, Berlin 1925, 93. 249. — 1. hatſchek, 
Dölkerrecht, Leipzig 1923, 78. 
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Jene Rede Beneditts XV. vom 12. November 1921 ift aber noch 
in einer ganz anderen Richtung bedeutungsvoll. Das Inkraft⸗ 
treten des Codex iuris canonici hatte die beſtehenden Konkordate 
unberührt gelaſſen, denn Kanon s beftimmt, daß durch die Ein⸗ 
führung des neuen kirchlichen Geſetzbuches ihre Geltung nicht ver⸗ 
ändert wird"). Benedikt XV. erklärt dagegen’), daß die nach dem 
Kriege entftandenen neuen Staaten und die durch Gebietszuwachs 
vergrößerten alten Staaten die früher für diefe Territorien ab- 
gefehloffenen Konkordate nit in Anſpruch nehmen dürfen. Er 
erklärt weiter, daß einzelne Staaten von Grund aus umgewandelt 
worden find, jo daß die juriftifhen Perjonen, mit denen der Apoſto⸗ 
liſche Stuhl einſt Abkommen getroffen hatte, nicht mehr als vor⸗ 
banden angefeben werden können. Daraus folgert er, daß die mit 
einem Staat getroffenen Vereinbarungen ihre Geltung vollftändig 
verloren haben. 

Mit diefen Worten bat Beneditt XV. zwei Grundjäge aus⸗ 
geiprochen: 1. daß das mit einem Staat abgeſchloſſene Konkordat 
erlifcht, wenn fich feine Grenzen verändern; und 2. daß fundamentale 
Veränderungen der Verfaffung eines Staates die gleihen Wir: 
ungen baben. Über den Zeitpunkt der Außerkraftfegung von Kon- 
kordaten, wenn die angegebenen Bedingungen vorliegen, wird nichts 
gejagt, ebenfowenig über die Art, wie es mit den in diefen Kon: 
kordaten feftgelegten Verpflichtungen, die ihre Rechtsgrundlage ver- 
loren haben, gehalten werden joll. i 

Diefe beiden Erklärungen des Papftes ftehen mit der bisherigen 
Praris in Widerfpruch. Denn das 1801 mit dem erften Konjul der 
franzöfifhen Republik mit Frankreich abgefchlofjene Konkordat wurde 
nicht aufgehoben, als Napoleon Bonaparte 1804 Raiſer der Fran⸗ 
zoſen wurde. Es wurde auch nicht annulliert, als Frankreich 1848 
wieder Republit wurde, ebenfo wenig als 1852 das zweite Kaijer- 
reich errichtet wurde, ebenfo wenig als 1870 nah dem Sturz 
des Aaifertums aufs neue die Republik an feine Stelle trat. Das 
franzöfifche Ronlordat von 1801 ift in Elſaß-Lothringen in Gel- 
tung geblieben, auch als diefes Land unter deutfche SHerrfchaft kam 
und bat diefe Geltung behalten, als es 1919 Deutfchland wieder 
verlorenging, und das franzöfifche Ronkordat ftebt noch heute in 
Elſaß⸗Lothringen in Geltung ohne Rüdficht darauf, daß es in 
Stankreich 1905 aufgehoben worden ift. 

Den Erklärungen Benedilts XV. ift aber ein entiprechendes Han⸗ 
deln der Kurie nicht gefolgt. Die katholiſche Kirche wie die welt- 
lihen Staaten haben vielmehr die alten Konkordate als weiter zu 
Recht beftehend angejeben. 


#7) can. 3. Codicis canones initas ab Apostolica Sede cum variis Nationibus 
conventiones nullatenus abrogant aut ills aliquid abrogant; eae ideirco perinde 
ac In praesens vigere pergent, contrariis huius Codicis praescriptis minime 
obstantibus. 


38) pgl. S. 27 Anm. 35. 
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3 Die Allotution Beneditts XV. vom 21. November 1924 ent: 
hält aber auch Ausführungen von programmatifhem Charakter, 
die für die Rirchenpolitit der Kurie von diefem Zeitpunkt an als 
Richtlinien gedient haben. Papft Benedikt XV. ließ nämlich den 
angeführten Stellen die Worte folgen ?®), daß der Apoftolifche Stuhl 
bereit fei, wenn die Oberhäupter der genannten Staaten unter 
anderen den veränderten Zeitverbältniffen beffer entiprechenden Be- 
dingungen Vereinbarungen treffen wollten, darüber mit ihnen in 
Verhandlungen einzutreten. Zugleich betont er aber, unter feinen 
Umftänden zu dulden, daß im diefe Verträge etwas aufgenommen 
wird, was die Würde und die Sreibeit der Kirche verletzt. Die 
in diefen Worten zum Ausdrud kommende Eontordstsfreund:- 
libe Haltung der Rurie ift nicht rätjelbaft. Denn die gegen- 
wärtige Weltlage wie die Verhältniſſe der zurzeit für den Abſchluß 
von Rontordaten in Betracht kommenden Länder bieten ibm für 
Kontordatsverbandlungen günftige Ausfichten. Wenn der Papft 
fehlieglih darauf binweift, daß von dem Abfchlug von Kontor: 
daten eine Beruhigung der Völker zu erwarten fei, fo vervoll- 
ftändigt fich) damit das Bild der von Rom aus verfolgten Ziele 
und zugleich der Art, wie die römiſche Konkordatspolitik aufgefaßt 
fein will. 

4. Zu anderen Zrgebniffen gelangen wir, wenn wir das Konkor⸗ 
datsproblem von dem Gelichtspunft aus beurteilen, den die Geſchichte 
der Konkordate und das Intereffe des Staates an die Hand gibt. 

Zunächſt ift feftzuftellen, daß jedes Konkordat eine Bindung 
und Seftlegung des Staates ift. Denn mit dem Abſchluß 
eines Konkordates iſt eine Selbſtbeſchränkung des Staates ver⸗ 
bunden, die um ſo ernſter zu nehmen iſt, als für ſie keine zeitliche 
Begrenzung vorgeſehen iſt. In jenem mit Lettland abgeſchloſſenen 
Kontordst von 1922 iſt allerdings, wie oben erwähnt, eine Kün- 
digungsfrift von zunächft drei Jahren vorgejeben. Aber wir fteben 
bier vor einem Novum. Wenn das Deutfehe Reich oder Preußen 
ein Kontordat eingehen follten, haben wir vielmehr damit zu rech⸗ 
nen, daß entiprechend dem in Bayern eingefehlagenen Verfahren 
auf beiden Seiten die Abficht beftehen wird, die Beziehungen 
zwifchen Staat und Kirche dadurch dauernd zu regeln. 

Diefe Erwartung bat fich allerdings in nicht wenigen Sällen 
als trügerifh erwieſen. Wenn die Verbältnifje, unter denen ein 


39) Acta Apostolicae Sedis XIII, 1921, 522: Verum si qui Rebuspublicis 
vel Civitatibus quas diximus praepositi sunt, velint cum Ececlesia paeisci con- 
cordiam aliis condicionibus quae mutatis temporibus melius congruant, sciant 
Apostolicam Sedem — nisi quid aliam ob causam sit impedimento — non 
recusaturam quominus ea de re cum ipsis agat, ut cum aliquot iam agere 
instituit. Hoc autem vobis, Venerabiles fratres, denuo confirmamus, in pactiones 
huiusmodi Nos minime passuros ut quidquam irrepat quod sit ab Ecclesiae 
alienum dignitate aut libertate; quam quidem salvam esse et incolumem vehe- 
menter interest, hoc maxime tempore, ad ipsam civilis convictus prosperitatem, 

Nullus enim negaverit rei civilis religiosaeque consensionem ad tranquilli- 
tatem publici ordinis, quod bonum est fundamentum ceterorum, non parum 
conferre. 
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Kontordat gefehloffen wurde, fich wejentlic) verändern, ergibt ſich 
eine verhältnismäßig einfache Sachlage, denn dann tritt gegebenen- 
falls die für alle völkerrechtlihen Verträge geltende Klaufel „rebus 
sic stantibus* in Kraft. Daraus 30g Öfterreich die Solgerung, indem 
es das 1855 mit der Rurie abgefchloffene Konkordat nach dem 
vatikanifchen Konzil, das die Linfehlbarkeit und den univerjalen 
Epiſkopat des Papftes dogmatifierte, 1870 gekündigt bat. Schwie- 
tiger liegt der Sall,. wenn nach dem Inkrafttreten eines Konkor⸗ 
dats feine Ergänzungsbedürftigleit nach Seiten der Wahrung ftaat- 
licher Rechte erkannt wird. Napoleon Bonaparte bat ſich dadurch 
geholfen, daß er dem Konkordat von 1801 in den berühmten Orga- 
nifchen Artikeln‘) ein Gegengewicht und eine Korrektur gab. Diefelbe 
Methode brachte das Eatbolifche Bayern zur Anwendung, als es 
feinem Konkordat von 1817 im folgenden Jahr fein „Religions: 
edikt“ folgen Tieß =). 

Menn ein Reichs oder ein preußifches Konkordat fih u. a. mit 
dem Schulwefen befehäftigen würde — und das ift mit Sicherheit 
Zu erwarten —, wäre durch deſſen Eontordatsmäßige Regelung 
einem Reichsfehulgefeg vorgegriffen oder ein ſolches würde über: 
flüffig. Aber die Bindungen reichen weiter. Denn während jedes 
Geſetz verbeffert werden Eann, würde durch die Anerkennung der 
katholifchen Sorderungen in bezug auf die Schule mittels Abſchluſ⸗ 
ſes eines Konkordates eine ſpätere durch inzwiſchen geſammelte Er⸗ 
fahrung vielleicht wünſchenswert ſcheinende Reviſion nicht mög⸗ 
lic) fein. Es iſt daher klar, daß ein Konkordat folgenreiche Bin: 
dungen des Staates in fich fchlieft, und diefe Bindungen beſchrän⸗ 
ten ſich nicht etwoa nur auf die Sdulpolitif. 

‚Don großer Wichtigkeit ift ferner die Inftanz der Eatbo- 
lifhen Rirche, die als Kontrabent eines von ihr mit 
Deutfhland oder Preußen gefblofjenen Konkordats 
in Stage kommt. 

Es ift mehrfach vorgefcehlagen worden, daß ein etwaiges Kon⸗ 
kordat mit den deutfchen oder den preußifhen Biſchoͤfen ab- 
gefchloffen werden follte. Die diefem Vorſchlage zugrundeliegende 
Erwartung, daß der einheimifche Epiſkopat durch feine Zugebörig- 
keit zu dem deutfchen Volk einer verftändnispollen Würdigung der 
allgemeinen deutfchen Intereſſen fich nicht verfchliegen würde, ift 
gewiß, berechtigt. Aber die Eirchenrechtliche durch den Codex iuris 
canonici normierte Stellung der Bifchöfe gewährt weder dem 
einzelnen, noch der Geſamtheit der Bifchöfe die Möglichkeit zu 
jelbftändigen größeren Eirchenpolitifehen Aktionen. Im Blid auf 
die Elare Rechtslage und die tatfächlichen Derbältniffe erübrigt 
ſich daber ein Eingehen auf diefen Vorfchlag, die Rirchenfragen 
Sr ER een Grundlage zu regeln. 

5 te vielmehr zu erwarten, daß der Papft als Oberbaupt 
der katholiſchen Kirche wie bisher fo auch in Eau —— 


Mirbt, Quellen‘ Nr. 559. 
) Mirbt, Quellen: Nr, 570 ff. 
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abſchließen wird. Ob die Verhandlungen darüber in Rom ſelbſt 
oder in dem Land, für das ein ſolches beabſichtigt iſt, ſtattfinden, 
oder in verſchiedenen Stadien vielleicht an beiden Stellen, iſt 
eine Frage der Zweckmäßigkeit, deren Beantwortung, ſoweit 
ſie der Entſcheidung der Kirche unterliegt, Sache des Heiligen 
Stuhles iſt. 

Der Abſchluß eines Konkordats mit dem Papſt iſt aber eine 
Vereinbarung nicht nur mit der Oberleitung einer Kirche, ſondern 
zugleich mit der Spitze eines Weltreichs. Der Papſt, der abſolute 
Monarch dieſes Reiches, iſt eine politiſche Potenz und zwar erſten 
Ranges. Daher iſt das mit ihm abgeſchloſſene Konkordat der 
Vertrag mit einer außenpolitifhden Macht. Dieje Seite 
eines Konkordats ift in den Verhandlungen des bayerifchen Landtags 
in Münden ganz offen ausgejprocdhen und vom Standpunlt der 
Bayeriſchen Volkspartei aus mit Recht freudig begrüßt worden *), 
Sür das Deutfche Reich wie für Preußen ift aber eine andere Stel: 
lung maßgebend. Es liegt ſehr nabe, freundliche Beziehungen zwi⸗ 
fen den jeweiligen Dertretern Eonkurrierender Gewalten zu ver: 
allgemeinern und jo hoch zu bewerten, daß die Gefahr nicht ins 
Auge gefaßt wird, daß Spannungen eintreten können. Da man 

Echrend der Derhandlungen, die einen ausfichtsreichen Verlauf zu 
nehmen fcheinen, die Berüdjichtigung des Salles, daß auch einmal 
> ernfte Eventualitäten eintreten Eönnen, als eine unbequeme Stö- 

42) Rede von Dr. Wohlmuth: „Das Ronkordat hat zunächſt kirchenpolitiſche 
Bedeutung; aber näher zugejehben finden wir, daß das Ronkordat weit 
bincusgeht über das ©ebiet des Rirchenpolitifhen und hineinragt in das 
Gebiet des Politifchen, und es darf wohl gejagt werden, fogar in mander 
Beziehung in das MWeltpolitiihe. Mit dem Abſchluſſe des Ronkordats am 
29. März 1924 hat die bayerifche Staatsregierung einen Akt der Souveränität 
vollzogen, der Bayerns Staatshoheit laut zum Ausdruk bringt. — Darin 
allein liegt ſchon in unferer Zeit eines 6den Unitarismus etwas für einen 
feine Heimat liebenden Bayern Wohltuendes, ein Lichtjtrahl. Durch den Ab- 
ſchluß des Aonkordats wurde auch das heutige Bayern noch durch die 
erfte Macht der Welt als gleihhberedhtigt mit allen andern Staaten anerkannt, 
als befähigt, daß mit ihm ein Ronkordat abgeſchloſſen werden kann wie 
mit jedem anderen Lande... 

Sie alle wiffen, daß Bayern und Bayerns Integrität in diefer Zeit und 
auf Jahre hinaus gefährdet ift. Wenn Bayern aus diefer Sährlichkeit heil 
hervorgeht, dann wird es nicht zum geringften einem Artikel des neuen 
Aonkordats zu verdanken fein... Schlagen wir dody denen, die ſich für 
uns bemüben wollen, ja fi für uns verpflichten wollen, nicht ihre beiten 
und wirkfamften Waffen aus der Hand! Wenn das Ronkordat keinen 
anderen Gewinn für uns böte als jenen des nur angedeuteten, jo harmlos 
klingenden Artikels, dann muß jeder nationalgefinnte Mann mit taufend 
Freuden zugreifen.” 

Die Rede fhloß mit den Worten: „Sie werden mir als dem Dorfigenden 
der Bayerifchen Dolkspartei nicht übelnehmen, wenn ich bekenne, daß mid) 
ein Hocdhgefühl durchſtromt in dem Augenblick. in welchem wir entſchloſſen 
find, aud) ein politiſches Band zu ſchlingen zwifhen uns und dem, den wir 
als unfer religiöfes ©berhaupt verehrten ... Ich fchliege mit einem Gruß 
an das ewige Rom.” Stenographifcher Bericht über die Derhandliungen des 
Bayerifhen Landtags. 27. Öffentlihe Situng, 13. Januar 1925. 5. 749 A, 
751B, 752A. 
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runa empfindet, gibt man fich auch vielleicht nur den Anfchein, zu 
bin, a fie echt eintreten werden. Zur Zeit des Abſchluſſes 
von Verträgen pflegt man mit Beteuerungen gegenfeitigen Der: 
trauens nicht zu Eargen, wenn auch die lächelnden Auguren fich 
dabei vielleicht das ibrige denken. Auf Grund der Geſchichte des 
Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche in allen Ländern und im 
Blid auf die eben fliszierten Reibungsmöglichkeiten zwifchen beiden 
Größen dürfen wir uns aber nicht der Hoffnung bingeben, daß 
Deutfchland zuteil wird, was anderen Völkern bisher verjagt ge- 
blieben ift: ein dauerndes friedliches Verhältnis zwiſchen Staat 
und Eatholifcher Kirche. Ein in allen Sällen unerwünfchter Kampf 
würde aber den Papft zugleich zum politifchen Gegner machen. 

5. Endlich verlangt die Tatjache forgfältige Beachtung, daß Kon- 
kordate Rompromiffe find und dadurch, ſei es durch Der: 
fhweigung wichtigfter Vorausfegungen, fei es durch mehrdeutige 
Einzelbeftimmungen, der Gefahr einer gewiſſen Zweideutigkeit aus⸗ 
gefegt find. 

Es kann gar nicht anders fein, als daß die Kinzelbeftimmungen 
eines Ronfordats von Vorausfegungen allgemeiner Art getragen 
find. Der Staat gibt feine Erklärungen ab von dem Boden eines 
beftimmten Staatsbegriffs aus, und ebenfo die Eatholifhe Kirche 
von der Pofition aus, die fie als die Grundlage ihres Weſens be= 
trachtet. Dabei handelt es fich bei den Vorftellungen vom Staat, 
die für eine ein Konkordat abfchließende ‚Regierung maßgebend 
find, jelbftverftändlich nicht nur um einen allgemeinen Begriff des 
modernen Staates, fondern um diefen Begriff in der konkreten Ge⸗ 
ftaltung, den er in einem beftimmten Volkstum erhalten bat. Und 
ebenfo handelt es fich bei den Vorftellungen, die für die Verband: 
lungen der Eatholifchen Kirche die Grundlage bilden, nit nur um 
den übernationalen Katholizismus im allgemeinen, jondern um die 
individualifierte Geftalt diefes Aatholisismus, wie fie innerhalb 
der Grenzen einer einzelnen Nation vorliegt. Ziehen wir daraus 
die Solgerung. Der deutfehe Staat bat nicht nur feine ftaatlichen 
Hoheitsrechte im allgemeinen zu wabren, fondern u. a. auch die 
Totjache zu refpektieren, daß die Mehrheit des deutfchen Volkes 
evangelifehen Belenntniffes ift, worauf fehon bingewiefen wurde. 
Die katholiſche Rirhe wird in dem Konkordat in entjprechender 
Weiſe nicht nur ihre Anfprüche und Rechte grundfäglicher Art all: 
gemein ficherftellen fondern in deren Anwendung auf die Der- 
hältniſſe des betreffenden Landes, d. b. in dem vorliegenden Sall 
auf die Verhältniffe, wie fie in Deutfchland vorliegen. 

Hun erleben wir aber das ſeltſame Schaufpiel, daß zwar die 
katholiſche Rirche in dem Konkordat diefen Weg zu betreten pflegt, 
aber nicht der weltlihe Staat. Nehmen wir als Beifpiel das 
bayerifche Konlordat von 1924. Hier wird feitens des Staates 
fowohl das katholiſche Rirchenrecht als die Bafis Eatbolifehen Han⸗ 
delns anerkannt, als auc in einer Reihe von Kinzelbeftimmungen, 
auf die fpäter einzugeben fein wird, das Verbältnis von Staat und 
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Kirche geregelt, Aber es wird nicht feitens der katholiſchen Kirche 
das Recht des Staates ihr gegenüber anerkannt, auch nicht die 
Gleichberechtigung der Ronfeſſionen, auch nicht, um ein EKinzel⸗ 
gebiet beraus zu greifen, das Recht des Staates auf die Schule, 
Das beißt, es werden Dinge mit Stillfehweigen übergangen, die 
nicht nur überhaupt dem Intereſſenkreis des Staates angehören, 
fondern für ihn von woefentlicher Bedeutung find. Der etwaige 
Einwand, daß der Staat darauf Verzicht leiften kann, die für 
feine Stellung gegenüber der Eatholifchen Rirche maßgebenden Prin⸗ 
zipien beſonders hervorzuheben, teils weil dieſe bekannt und in der 
Verfaſſung niedergelegt ſind, teils weil ſie ſeitens der katholiſchen 
Kirche in Deutſchland ſelbſtverſtändlich keiner beſonderen Anerken⸗ 
nung bedürfen, iſt nicht zutreffend. Denn die katholiſche Kirche 
beſtreitet gerade dem Staat das Recht, die Grenzen feiner Zu: 
ftändigkeit zu beftimmen, foweit ihre Belange davon berührt werden. 
Sodann bandelt es fich in einem Konkordat eben nicht um einen 
Vertrag zwifchen dem Staat und der deutfehen Eatholifchen Kirche, 
fondern um einen Vertrag zwifchen dem Staat und dem Heiligen 
Stubl. Wir fteben alſo vor einer bewußten Zurüdhaltung, wenn 
in einem Konkordat davon abgeſehen wird, die Stellung der 
katholifchen Kirche zu dem Staat, mit dem es eingegangen wird, 
klar zu beftimmen. Daß auch auf dieſem beiklen Gebiet Aus: 
nehmen möglich find, wird unten feftzuftellen fein. 

Und doch ift diefe Methode, von einem Konkordat Beftimmungen, 
die in das Gebiet der Prinzipien binübergreifen, wenigftens von 
jeiten des Staates aus, fernzuhalten, nicht unverftändlih. Denn 
eine Verhandlung über die Grundvorausfegungen jeder konkordats⸗ 
mäßigen Vereinbarung würde ſchwerlich zum Ziele führen, ſelbſt 
dann nicht, wenn 3. B. die Srage der Gleichberechtigung der chriſt⸗ 
lichen Konfeſſionen ausgeſchieden würde. Will man alfo eine prak⸗ 
tifche Verftändigung über eine Gruppe von Stagen aus dem Grenz. 
gebiet zwifchen Staat und Kirche erreichen, muß von der prin- 
zipiellen Klarſtellung des Verhältniſſes beider Gewalten, des Staates 
und der Kirche, abgejeben werden. 

Aus diefer Sachlage erklärt fich, daß in der Geſchichte der ab: 
gefhloffenen Konkordate gewiſſe Vorgänge mit typiſcher Regel⸗ 
mäßigfeit ſich wiederholen. Auf den Selbfifhutz des Staates, durd) 
legislative Maßnahmen die als gefährlich beurteilten Seiten des 
Kontordats nachträglich zu entkleiden, wurde bereits bingewiefen. 

Die häufig eintretende Verfchiedenheit der Auslegung eines 
Kontordats tritt hinzu. Sie kann verfchiedene Urfachen haben. 
In manchen Sällen bat fie ihren Grund in der Derfchleierung der 
verfehiedenen Grundauffejlungen vom Verhältnis zwifchen Staat 
und Kirche bei den beiden Parteien. Aber fie kann auch darin wur: 
zeln, daß Vereinbarungen juriftifchen Charakters die Welt der 
Imponderabilien — Zeitgeift, öffentliche Meinung, religiöjes Emp⸗ 
finden — nicht erfaſſen wollen und können. Im kirchlichen Leben 
und auch in dem Grenzgebiet zwifchen Staat und Kirche fpielen 
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fie aber eine große Rolle und Fönnen unter Umftänden jebr ſtarke 
Wirkungen ausüben. Unter ihrem Einfluß kann es dann leicht ge⸗ 
ſchehen, daß die praktiſche Durchführung eines Konkordats von 
ihrem Wortlaut und auch von ihrem Geiſt unverkennbar abweicht. 
Die Geſchichte des franzöſiſchen Konkordats von 1801 ift auch in 
diefer Hinficht fehr lehrreich. In Srankreid bat diejes Konkordat 
über ein ganzes Jahrhundert beſtanden, obwohl das Verhältnis 
zwiſchen den Regierungen und der katholiſchen Kirche während 
dieſes Zeitraumes verſchiedenartige Stadien durchlaufen hat und 
die Abſtände zwiſchen dem Konkordat und den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen zwiſchen Staat und katholiſcher Kirche immer größer 
wurden. Die Hinausſchiebung einer formellen Auflöſung des 
Konkordats in ſolchen Fällen findet ihre ausreichende Erklärung 
in den von einer Neugeſtaltung des Verhältniſſes zwiſchen 
Staat und Kirche zu erwartenden Schwierigkeiten. Die fran⸗ 
zöſiſche Republik bat, als fie fehließlih durch ihr Trennungsgeſetz 
von 1905 die Aufhebung des Konkordats von 1801 herbeigeführt 
bat, darüber Erfahrungen zu machen reichlich Gelegenheit gehabt. 

Auf Grund der Gefchichte der Konkordate und aus dem ihnen 
anbaftenden Charakter ift daher zu folgern, daß Konkordate 
nicht den Abſchluß eines Sriedens von Dauer in Aus: 
ſicht ftellen, fondern nur ein Interim, ein Proviforium find. 

Da jene das franzöfifche Konkordat von 1801 ergänzenden Maf- 
nahmen und das bayerifche Religionsedift von 1818 von Eatho- 
lifcher Seite als im Widerfpruch zu den vorangegangenen Kontor- 
daten ſtehend beurteilt wurden, begannen die Kämpfe um diefe Kon⸗ 
fordate unmittelbar nachdem fie veröffentliht worden waren. 
Bayern bat feinem Konkordat von 1924 noch während der Land: 
tagsverhandlungen darüber eine „Regierungserklärung“* =) folgen 
laſſen müfjen, um überhaupt für das Konkordat die erforderliche 
Mehrheit des Landtags zufammenzubringen. Diefe Erklärung ift 
zwar nur für. die bayerifche Regierung bindend, nicht für den 
anderen Vertragsteil. Sie ift auch nicht in das Schlußprotokoll 
bei der Ratifikation des Konkordats, wie vorgeſchlagen wurde, 
aufgenommen worden. Aber fie enthält Sätze von Bedeutung, 
die fich nicht in dem Konkordat finden, 3. B. über die ftaatliche 
Schulauffiht. Diefe Regierungserklärung kann daber als eine erfte, 
wenn auc abgerungene Reaktion gegen das bayerifche Ronkordat 
aufgefaßt werden. 


IV. Ziele der katholifchen Ronkordatspolitik. 


Da die Derhältniffe zwifchen Staat und Kirche in den ein 
zelnen Ländern dem ftändigen Wechfel unterliegen, der jeder ger 
ſchichtlichen Entwicklung anhaftet, und da ein Vergleich zwiſchen 
den Verhältniſſen von Staat und Kirche in den verfchiedenen 


#) pgl. oben Seite 26 Anm. 32. 
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Ländern uns in jedem Land ein anderes Bild darbietet, find die 
Konkordate notwendig voneinander verſchieden. Indem ſie die 
Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche in einem abgegrenzten 
Gebiet und zu einem beſtimmten Zeitpunkt regeln, trägt jedes Kon⸗ 
kordat ein individuelles Gepräge. Allerdings macht fih in Grup: 
pen von Konkordsten, die unter denfelben Zeitverhältniffen ent: 
ftanden find, die Beziehung zu diefen bemerkbar, fo daß dadurch eine 
gewiſſe Derwandtfchaft entftebt. Aber im allgemeinen ift das Ver: 
bältnis der Ronkordate untereinander jo zu beftimmen, daß fie fich 
3wer in den darin von dem Heiligen Stuhl zum Ausdrud gebrach⸗ 
ten greundfäglichen Anſchauungen über feine Stellung innerhalb 
der Kirche und in feinem Verhältnis zum Staat berühren, aber in 
den Einzelbeftimmungen große Mannigfaltigkeit zeigen *). Es gibt 
alfo kein Hormalkonkordst. 

Diefe Seftftellung ift von Wichtigkeit, weil fie in Verbindung mit 
der Tatjache, daß über den Inhalt der Verhandlungen zwifchen 
der Kurie und Deutfchland über den Abfchluß eines Konkordats 
feine autbentifchen Mitteilungen vorliegen, den Verſuch, zu diefen 
KRonlordatsverhandlungen Stellung zu nehmen, als verfrüht er- 
foheinen laſſen kann. Es ift zuzugeben, daß die Erörterung mancher 
Stagen zu verfchieben ift, bis der Ronkordatsentwurf veröffent- 
licht ſein wird. Aber die durch diefe Sachlage gebotene Zurüd: 
haltung nimmt uns nicht das Recht, mit dein Konlordatsproblem 
uns fehon jetzt zu befchäftigen. Denn wir find über die Ziele 
der römifhen Ronkordatspolitik im allgemeinen durd- 
aus nicht im unklaren. Ebenſowenig find die Ziele diejer Politik, 
foweit fie Deutfchland betreffen, unbelannt. 

Das Urteil des Römifchen Stuhles über das moderne Leben in 
feinen wichtigften Gebieten ift von Papft Pius IX. in dem der 
Enzyklika „Quanta Cura“ vom 8. Dezember 1864 beigefügten 
Syllabuscomplectens praecipuos nostrae aetatis errores(Verzeichnis 
der bauptfächlichften Irrtümer unferer Zeit) der Öffentlichkeit unter: 
breitet worden). Diefes berühmte Abktenſtück enthält eine Lifte 
von achtzig als Jrrtümer verworfenen Sägen und ift als eine 
umfaffende Auseinanderfegung mit „unferer Zeit‘ von bleibenden 
Mert. Diefer „Syllebus ift eine Entfcheidung der böchften Lehr: 
autorität, des Papftes, und gebt nicht etwa aus von einer römifchen 
Behörde, die nur im Auftrag des Papftes ein folches Verzeichnis 
verfandt hätte. „Serner: der Papft bat den Spllabus publiziert 
als eine für die Stellungnahme aller Katholiken verbindliche, alle 
verpflichtende KHorm*),“ und verliert diejes Gewicht auch dann 
nicht, wenn ihr dogmatifcher Charakter beftritten werden follte. 


#4) Angelo Mercati ftellt in feiner „Raccolta di Concordati su materie 
ecclesiastiche tra la Santa Sede e le Autorita Civili, Roma 1919, 133 Kon= 
kordate bis zum Jahre 1914 zufammen. 

5, Mirbt, Quellen * Nr. 602. 

#) R. Bökenhoff, Ratholifhe Kirche und moderner Staat. Neu 
bearbeitet von A.M.Roeniger, Röln 1920, 33. 
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Auf die Sage, ob dem Spllabus diejer Eharalter zuzuſprechen ift 
oder nicht — fie wird auf katholiſcher Seite verfchieden beant= 
wortet — geben wir nicht ein, da fie als eine innerkatholifche Anz 
gelegenbeit bier ausfcheiden darf und die hohe Bedeutung der in 
dem Spyllabus abgegebenen Urteile auch dann beftehen bleibt, wenn 
diefe nicht als Eathedratifche Entſcheidungen anerkannt werden. 

Da Papft Pius IX. feine Urteile nicht in pofitiver, fondern in 
antithetifcher Sorm abgegeben bat, behalten wir dieje Saflung 
bei“). Als Irrtümer werden folgende Säge verurteilt: 

Als Irrtümer über die Kirche und ihre Rechte werden 
aufgeführt: Sat 19. Die Kirche ift Feine wahre und vollkom⸗ 
mene ganz freie Gejellfhaft und bat keine eigenen und bleibenden, 
ihr von ihrem göttlichen Stifter verliebenen Rechte, jondern es ift 
Sache der Staatsgewalt, zu beftimmen, weldes die Rechte der 
Kirche und die Schranten feien, innerhalb deren fie diefe Rechte aus- 
üben foll. — 20. Die Rirchengewalt darf ihre Autorität nicht ohne 
Erlaubnis und Zuftimmung der Staatsregierung ausüben. — 
24. Die Rirche bat nicht die Gewalt, Zwangsmittel anzuwenden, 
noch irgendeine zeitliche direkte oder indirekte Gewalt. — 31. Die 
Eirchliche Gerichtsbarkeit für die weltlichen Zivil- und Kriminal- 
fachen der Rleriker ift durchaus abzufchaffen, felbft obne Befragen 
und gegen den Zinfpruch des Apoftolifchen Stubles. 

Us Irrtümer über den Stast, fowobl an fib als 
auch nach feinen Beziehungen zur Rirde, werden genannt: 
Set 39. Der Staat befitzt als Urfprung und Quelle aller Rechte 
ein gewiffes unbeſchränktes Recht. — 42. Bei einem Widerſpruch 
der Geſetze gebt das bürgerliche Recht vor. ”— 43. Die weltliche 
Gewalt bat die Macht, feierliche Verträge (ſog. Konkordate), welche 
über die Ausübung der zur Eirchlichen Immunität gehörigen Rechte 
mit dem Upoftolifchen Stuhl geſchloſſen worden find, obne dejjen 
Einwilligung, ja gegen feinen Widerfpruch zu brechen, für nichtig 
zu erklären und außer Kraft zu jegen. — 44. Die Staatsgewalt 
kann ſich in Sachen der Religion, der Moral und des geiftlichen 
Regiments mifchen. Sie kann daher über die Anweifungen urteilen, 
welche die Hirten der Kirche von Amtswegen zur Leitung der Ge⸗ 
wiſſen erlaſſen, ja ſogar über die Ausſpendung der Sakramente und 
die zu ihrem Empfang notwendigen Vorbereitungen Beftimmun- 
gen treffen. — 45. Die ganze Leitung der öffentlichen Schulen, in 
welchen die Jugend irgendeines chriftlichen Staates erzogen wird, 
nur die bifchöflihen Seminarien etwa in einiger Beziehung aus- 
genommen, Eann und muß der Staatsgewelt zugeteilt werden, und 
zwar fo, daß Fein Recht irgendeiner anderen Autorität, ſich in die 
Schulzucht, in die Leitung der Studien, Verleihung der Grade und 
in die Wahl oder Beftätigung der Lehrer einzumifchen anerkannt 


“) Wir geben die für_unferen Gegenſtand wichtigen Säße in der Über- 
legung des Ratholifchen Theologen Schanz wieder, vgl. Staatslerikon der 
Gorres-Geſellſchaft 2. Auflage, 5. Band, Steiburg i. Br. 1904, 641 ff. 
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wird. — 47. Die befte Staatseinrichtung erfordert, daß die Volks— 
ſchulen, welche allen Rindern jeglicher Volksklaſſe offen fteben, und 
die öffentlichen Anftalten überhaupt, welche für den wiſſenſchaft⸗ 
lichen höheren Unterricht und die Erziehung der Jugend beftimmt 
find, aller Autorität, Leitung und Einwirkung der Kirche entzogen 
und vollftändig der Willkür der weltlichen und politifchen Autori⸗ 
tät unterworfen ſeien, nach dem Belieben der Regierungen und 
nach der Richtſchnur der gewöhnlichen Meinungen der Zeit. — 
55. Die Kirche muß vom Staat und der Staat von der Kirche ge⸗ 
trennt werden. 

‚ Unter den Jrrtümern über die chriſtliche Ehe finden 
ſich: 67. Nach dem Naturrecht iſt die Ehe nicht unauflöslich und 
in verfehiedenen Sällen kann die Eheſcheidung im eigentlichen Sinn 
durch die bürgerliche Autorität rechtsgültig ausgefprochen werden. 
— 73. Rraft eines bloß bürgerlichen Vertrags kann unter Chriften 
eine wabre Ehe befteben, und es ift falfh, daß entweder der 
Ehevertrag zwifchen Chriften immer ein Sakrament fei, oder daß 
der Vertrag nichtig fei, wenn das Salrament ausgefchlojjen wird. 
— 74. Ebefachen und Sponjalien gehören ihrer Natur nad vor 
das weltliche Gericht. 

Jrertümer, welche fih auf den heutigen Liberalismus 
beziehen. — 77. In unferer Zeit ift es nicht mehr zuträglich, daß die 
katholiſche Religion mit Ausfhluß aller anderen Rulte als die 
einzige Stastsreligion gelte. — 78. Es war daher gut getan, in 
gewifſen Eatholifchen Ländern geſetzlich anzuordnen, daß jenen, die 
dortbin einwandern, die öffentlihe Ausübung des einem jeden 
eigenen Kultes geftattet fein ſolle. — 79. Denn es ift falfh, daß 
die bürgerliche Freiheit eines jeden Aultes und ebenjo die allen 
erteilte volle Macht, alle beliebigen Meinungen und Gedanten laut 
und öffentlich bekannt zu machen, zur leichteren Verderbnis der 
Sitten und Gemüter der Völker und zur Verbreitung der Peft des 
Indifferentismus führen. — 80. Der römiſche Papft kann und 
foll fi mit dem Sortfchritt, dem Kiberalismus und der modernen 
Zinilifation verſöhnen und ausgleichen, 

Da die Prinzipien, von denen aus diefe Sätze verurteilt werden, 
programmatifcher Natur find und miteinander verbunden ein organi- 
fches Ganzes bilden, ergeben ſich aus dem Syllabus die Zielpunfte 
der römifchen Ronkordatspolitik. Die so Sätze des Syllabus von 
1864 find eine fyftemstifche Zufammenftellung der römiſch⸗katholi⸗ 
fhen Grundfätze gegenüber der modernen Zeit, wie fie in ähnlicher 
Weife von der Öberleitung der katholiſchen Rirche feitdem nicht 
veröffentlicht worden ift. | 

2. Welde Sorderungen die römifche Aurie von dem in dem 
Spllabus von 1804 feftgeftellten Programm aus an Deutfchland 
richtet, zeigt das Bayerijhe Konkordat von 1924). Zus 


#) 8.0.Sleidan, Beitrag zu den Konkordats-Derhandlungen zwiſchen 
Deutſchland und dem Datikan, Berlin 1922. — 6. Traub, Zum boyeriſchen 
Konkordat, Münden 1925. — N. Killing, Das bayerifhe Ronkordat, in: 
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nächſt ift diefes Konkordat nach feinem rechtlichen Charakter ein 
Vertrag, der nur für Bayern Geltung bat. 

- Aber das Konkordat hat eine weitere, über die Grenzen Bayerns 
binausgreifende Bedeutung. In den Verhandlungen des bayerifchen 
Landtags über den ihm vorgelegten Konkordatsentwurf bat der 
Sührer der. Bayerifchen Volkspartei ertlärt ): „Die Befchlüffe werden 
als Beifpiel wirken und werden die Kirchenpolitit in manchen 
anderen Staaten nach diefer oder jener Seite beeinflufjen.“ Diefes 
von begreiflibem Selbftgefühl getragene Wort daralterifiert die 
Lage zutreffend. Die Verhältniſſe zwifchen Bayern und Preußen 
haben infolge der für beide geltenden Deutfchen Reihsverfafjung 
joviel Gemeinfames, daß wir zu der Annahme berechtigt find, daß 
die Eatholifhe Kirche in Preußen in derfelben Richtung vorgeben 
wird, wie es in Bayern gefcheben ift und auf diejelben Ziele 
binftreben wird, die fie dort erreicht bat. Inwieweit der Um—⸗ 
ftand, daß Bayern ein überwiegend Eatholifches Land ift, während 
Preußen, wie ſchon hervorgehoben wurde, ein überwiegend evan- 
gelifches Land ift, zu einer Modifilstion der Anfprüche der Kurie 
Anlaß gibt oder eine foldhe von feiten des Staates herbeigeführt 
wird, muß abgewartet werden. 


Mir entnehmen diefer Sachlage die Berechtigung, das Bayerifche 
Konkordat als eine Abmahung zu betrachten, die für die Sorde- 
tungen der Rurie an Preußen richtunggebend wirken wird. Diefe 
Vermutung wird durch den Umftand, daß der Nuntius Pacelli, der 
an der Geftaltung des Bayerifhen Konkordats hervorragenden 
Anteil gehabt bat, jetzt die Derbandlungen in Berlin führt, noch 
fefter begründet. Denn er wird hier nicht auf das verzichten wollen, 
was er in München als wejentlich vertreten und durchgeſetzt bat. 
Mir dürfen daher das Bayerifche Konkordat als eine Zuſammen⸗ 
faſſung der Wünſche anſehen, die den Gegenſtand der Verband: 
lungen in Berlin bilden werden. 

Eine gefchichtlihe Würdigung des Bayerifchen Konkordats von 
1924 fordert die Rüdfcheu auf die Entwidlung der Beziehungen 
zwifchen Staat und katholiſcher Rirche in Bayern feit 1817. Sein 


Hochland 1925, 672 ff. — L.3fharnad, Das bayerifhe Ronkordat — 
eine Warnung, Berlin 1925. — &. Oblemüller, Ronkordatsfrage, Berlin 
1925. — C.Mirbt, Das bayerifche Ronkordat vom 24. März 1924 vgl. oben 
5.6 Anm. 3. — 9. Hermelink, Das Konkordat und die ev. Staatskirchen= 
verträge in Bayern: Chriftliche Welt, Januar, Sebruar 1925. — &. An ſchütz, 
Die bayeriſchen Ricchenverträge von 1925, Berlin 1925. — Pb. 3orn: Fanno= 
verjcher Kurier vom 18. Sebruar 1925; Das neuejte bayerifche Ronkordat, in: 
Deutſche Juriften=3eitung 1925; 4, 293 ff. — 8.X. Riefl, Rritifche Randgloffen 
zum bayerifhen Konkordat, Regensburg 1926. — R.Oefchey, Die Redts- 
grundlagen der bayerifchen Rirchenverträge: Bayerifche Derwaltungsbfätter 
1926, Tr. 13, 14, 15., S. 241 ff., 273 ff., 289 ff. 

über die verfaſſungsrechtliche Stage, ob der Steiftaat Bayern zum Ab- 
ſchluß des Ronkordates der Zuftimmung des Reiches bedurfte, fand infolge 
einer Interpellation der fozialdemokratifhen Partei in der Sisung vom 
17. Juni 1925 eine Derhandlung des Reichstages ftatt. 

#) Derhandlungen S. 751 BB. 
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Derftändnis ift aber auch durch die Entwidlung außerhalb Bayerns 
mit bedingt. Denn die Sagen, über die in dem Rontordat von 
1924 entſchieden worden ift, find nicht erft bei diefer Gelegenheit 
geftellt worden, fondern haben eine lange Vorgefhichte. Auch die 
Antworten, die fie 1924 gefunden baben, gehörten längft zu den 
Programmpunlten, deren Verwirklichung durch den Staat von 
Eatbolifcher Seite beanfprucht wurde. Es mag wenigftens an die 
„Denti chrift der vereinigten Erzbiſchof und Bifchöfe der ober: 
rheiniſchen Rirchenprovinz an die allerhöchften und böchften Regie⸗ 
tungen der zur Errichtung der oberrheinifchen Kirchenprovinz ver: 
einigten Staaten“ vom März 185150) erinnert werden, in der die 
durch das Bayerifche Konkordat jest in den Vordergrund des 
öffentlihen Intereffes gerüdten Punkte bereits klar formuliert 
worden find. Diefer Denkſchrift folgte dann eine zweite größeren 
Umfanges®). 

Wir begnügen uns damit, aus der erften Denkſchrift folgende 
darin erhobene Sorderungen hervorzuheben: „Die Sreiheit in der 
Ausübung ihres Rechtes, deſſen Quelle, weil göttlichen Urſprungs, 
von aller weltlichen Verfaſſung unabhängig durch alle blutigen 
und unblutigen Hemmniſſe hindurch reich und unverſiegbar ſich 
in ſtets erneuten Segensſtrömungen über die Völker des Erdkreiſes 
ergoſſen hat und ergießen wird bis an das Ende der Zeiten). 
— Die volle Sreiheit in bezug auf die Geftaltung des Unter: 
tibtswejens®). Es wird verlangt‘), „daß, wann und wo 
immer Angehörigen der Eatholifchen Kirche Religionsunterricht er⸗ 
teilt wird, dies nicht anders als unter Leitung und Überwadhung 
des Bifchofs nach den ausfchließlih von ihm zu beftimmenden 
Lehrbüchern und von denjenigen Perfonen gefcheben dürfe, welche 
er mit diefem Unterricht betraut“. Der bifchöflichen Gewalt foll 
„die Ernennung und Amopierung der Religionslehrer zuerkannt 
werden“. „Das Verhältnis der theologifchen Lehrer an den Hoch⸗ 
ſchulen zu der kirchlichen Autorität beruht im weſentlichen auf dem⸗ 
ſeiben Prinzip“... „Die Biſchöfe können es nimmer zugeben, daß 
in irgendeinem Zweige der katholiſchen Fakultätswiſſenſchaften Vor⸗ 
leſungen gehalten werden von Männern, welche nicht in jeder 
Beziehung des biſchöflichen Vertrauens ſich erfreuen“. „Es wird 
kein Lehrer an einer katholiſch⸗theologiſchen Fakultät zu ſolchem 
Lehramt berufen werden können, ohne vorherige ausdrückliche Ein⸗ 


so) Moriz Lieber, In Sachen der ©berrheinifchen icchenpropins. mit 
älteren und neueren Aktenftücen, $reiburg i. Br. 1853, 18—41; über die 
Derhandlungen der Bifhofsperfammlung in Würzburg, Oktober 1848, vgl. 
9. Brück, Geſchichte der katholifhen Rirche in Deutfhland im 19. Jahr- 
hundert, 3. Band, Mainz 1896, 10ff. 

51) Denkfchrift des Epifkopates der oberrheinifchen irchenprovinz ... vom 
18. Juni 18532, Steiburg i. Br. 1853. 

3) a.a.®. 22. 

3) a.a. O. 25ff. 

5) a.a. O. 29. 
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willigung des Biſchofs der Diözefe*‘... „Und überdies müfjen 
fich die Pifeoöfe in Hinſicht auf diefe für die theologifche Wiſſen⸗ 
ſchaft ſo wichtigen Anſtalten die ganze Aufſicht vorbehalten, welche 
die Reinbewahrung der Lehre und der Diſziplin der Rice er⸗ 
fordert“ —. „Endlich babe55) der (hriſtliche) Staat neben der 
Pflicht Hinderniſſe, welche die katholiſche Kirche in der Ausübung 
ihrer Rechte ſtören könnten, zu beſeitigen, auch die andere, ihr 
diejenigen Mittel zu gewähren, welche zur Erreichung ihrer Zwecke 
weſentlich nötig ſeien“. Dieſe Sorderung wird mit $ 35 und $ 62 
des Reichsdeputationshauptfehluffes von 1803 begründet. 

Die Eatholifhe Rirdhe hat in dem Bayerifbhen Kon: 
fordat von 1924 diefe drei Ziele erreicht. 

1. Krftens wird der Eatbolifchen Kirche eine uneingefehränfte 
Freiheit des Handelns nad ihren Grundfägen und nach ihrem 
Ermeſſen gewährt. Der erfte Artikel des Konkordats:s) behandelt 
die verfaffungsmäßige Stellung der Eatholifchen Kirche in Bayern. 
Die Gewährleiftung der freien und öffentlichen Ausübung der 
katholiſchen Religion entfpricht der durch die Deutfche Reichsver⸗ 
faſſung Artikel 135 gefchaffenen Rechtslage und würde daber in 
Geltung fteben, auch wenn fie nicht in das Konkordat aufgenommen 
worden wäre. ’ 

Don grundlegender Bedeutung ift die Anerkennung des Eirchlichen 
Rechts, d.h. des Codex juris canonici, und die Zuerkennung des 
kirchlichen Gefeggebungsrechtes, der ſogar die Worte folgen, daß 
der Staat die Ausübung weder hindern noch erfehweren wird. In 
dieſem Artikel bat die Eatholifche Kirche alles erhalten, was ihr über: 
baupt von dem bayerifchen Staat zugefagt werden Eonnte, da die 
Beftimmung des Umfanges ihrer Zuftändigkeit ihr überlaffen bleibt. 
Alle weiteren Artikel des Bayeriſchen Konkordats find, foweit fie 
Rechte der Eatholifchen Kirche betreffen, Solgerungen aus der bier 
ausgejprochenen grundfäglichen Autonomie der Eatholifchen Kirche. 

Die Tragweite diefes Artikels zeigt ein Blick auf die Geſchichte 
des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Rirche, ſie iſt die Geſchichte 
eines Krieges ohne Ende. 

Reibungsflächen, an denen ſich die Kämpfe entzündeten, ſind 
immer dann entſtanden, wenn über die Abgrenzung der Zuftändig- 
keiten von Staat und Kirche keine Übereinftimmung geberrfcht hat. 
Die Erwartung aber, daß durch die vorliegende Beftimmung 
künftigen Differenzen vorgebeugt wird, rubt auf ſchwachen Grund: 
lagen. Wir nennen zwei Sälle, von denen nicht behauptet werden 


5) a.a.®. 37. 


56) Art. 1. 81. Der Bayerifhe Staat gewäbhrleijtet die freie und öffent- 
lihe Ausübung der katholifchen Religion. — $ 2. Er anerkennt das Redt 
der Rice, im Rahmen ihrer Suftändigkeit Geſetze zu erlafien und An— 
ordnungen zu treffen, die ihre Mitglieder binden; er wird die Ausübung 
diejes Rechtes weder hindern nody erfchweren. — 8 3, Er fihert der Ratho= 
lifhen Ricche die ungeftörte Religionsübung zu. In der Erfüllung ihrer 
Amtspflihten genießen die Geiftlihen den Schuß des Staates. 
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kann, daß fie künftlich Eonftruiert wären oder Verhältniſſe voraus: 
fetzen, die zurzeit nicht mehr eintreten können. 

Die Eatbolifche Kirche bat ihren Anfpruch, die ftaatlihe Ge: 
f eß gebung gegebenenfalls daraufhin einer Prüfung zu unter: 
ziehen, ob fie mit ihren Intereſſen übereinftimmt, nicht aufgegeben. 
Während des Rulturkampfes bat Papft Pius IX. durch die Enzy⸗ 
klika „Quod nunquam“ vom 5. Sebruar 1875 die preußiſchen 
Kirchengeſetze für ungültig erklärt”), und Pius X. bat ſich durch 
die Enzyklika „Gravissimi officii munere* vom 11. Auguft 1906 
gegen die Bildung von Aultvereinen in Frankreich gewandt?) 
Auch der Codex juris canonici verwirft ftaatliche Geſetze gegen 
die Sreiheit oder die Rechte der Kicche). Die Entſcheidung darüber, 
wann diefer Sall eintritt, liegt aber in ihrer Hand. Daß das Vor⸗ 
geben Pius IX. nur in außergewöhnlichen Zeiten wiederholt werden 
wird, ift wohl anzunehmen. Aber eben diefe Zeiten können wieder: 
kehren, und es befteht keine Gewähr, daß immer Polititer vom 
Schlage Leos XII. an der Spitze der Eatholifhen Kirche fteben 
werden. Es kann daher bei diejer Stage nur das Recht und die 
Erfahrung darüber entfcheiden, mit welchen Möglichkeiten zu 
rechnen ift. 

In einem grundfäglichen und daher dauernden Gegenfat ftebt die 
katholiſche Rirche zu der bürgerlihen Eheſchließung, fofern 
diefe in einem Land unterfchiedslos für alle’ gilt und daber auch 
für Katholiten verbindlich ift. Im Deutfchen Reich ift fie durch 
Reihsgefeg vom 6. Sebruar 1875 eingeführt. Es bat faft den 
Anfchein, als ob die Eatholifhe Kirche die gegenwärtige Zeit für 
geeignet hält, den Kampf gegen die Zivilehe aufzunehmen. 

Kardinal Saulbaber, Erzbifhof von Münden und Sreiling, 
bat in feinem Saftenbirtenbrief von 1925 ſich in eindringlichen 
Worten gegen fie erklärt und ihren Widerſpruch mit der katholiſchen 
Lehre von der Ehe begründet °). 


57) Mirbt, Quellen‘ Tir. 613. 
58) pgl. Mirbt, Quellen‘ Tir. 646. 


5%) can. 2334, Excommunicatione latae sententiae speciali modo Sedi 
Apostolicae reservata plectuntur: 1%. Qui leges, mandata, vel decreta contra 
libertatem aut iura Ecclesiae edunt. 


6) Abgedruct: Aus Welt undRicche. Bayeriſcher Rurier vom 24. Sebruar1925, 
Tr. 55. Es heißt in diefem Hittenbrief u. a.: „Dor der kirchlichen Trauung 
müffen bei uns in Deutſchland die Brautleute vor dem weltlihen Standes= 
beamten ihr Ehevorhaben erklären und in die amtlihen Bücher eintragen 
lafien. Die Brautleute müffen diefe religiös Ralte, cein bürgerlide 
Beurkundung vor dem Standesamt mitmaden, um fih und 
ihren Rindern den Shut des bürgerlichen Geſetzes zu erwirken, jie können 
aber in ihrem Gewiffen fih nicht als wirkliche Eheleute betrachten und 
nicht zufammenwohnen, fo lange nicht die Rirhlide Trauung das ebe= 
lihe Band um fie gefhlungen hat. Wenn ein katholiſcher Chrift nur die 
fogenannte 3ivilehe vor dem weltlichen Beamten eingebt, ift feine angebliche 
Ehe vor Bott ungültig und das Zufammenleben fhwer fündhaft. — 

Das Perfonenftandsgefet vom 6 Sebruar 1875 (mit einigen Zu⸗ 
fägen vom 11. Juni 1920) hat mit der Einführung der 3ivilehe den welt- 
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Die beiden offiziöfen Organe der Rurie, die „Civilta Catto- 
lica“ und „Osservatore Romano“, haben aus Anlaß der 
bevorftebenden Reform des italienifchen bürgerlichen Geſetzbuches 


folgende Atindeftforderungen aufgeftellt 6%): 
1. Die Zivilebe darf für getaufte Chriften nicht obligatorifch ge⸗ 


macht werden. 
2. Der Staat muß die vor der Kirche gefchloffene Ehe gleich- 


fells als gültig anfeben. 

5. Der Staat muß alle Eben als ungültig betrachten, welde 
das göttliche und das Eirhliche Recht als ungültig anfiebt. 

4. Der Staat darf diejenigen getauften Chriſten, welche nad 
kirchlichen Befetzen Feine Ehe eingeben dürfen, nicht zur bürgerlichen 
Eheſchließung zulafjen. ler: 

Wir laſſen noch das Urteil des deutſchen Kanoniften Sriedrich 
Heyer folgen, der zurzeit bei den Berliner Verhandlungen über 
ein Konkordat als Sachverftändiger mitwirkt. Als Bearbeiter des 
Artikels „Ehe und Eherecht“ in dem Staatsleriton der Görres⸗ 
Gefellfhaft bat er vor Eurzem gefchrieben #): „Eine Änderung (des 


lihen Standesbeamten das Recht zuerkannt, die bürgerliye Ehe zu trennen 
und den Getrennten neue Ehen in unbegtenzter 3ahl zu geftatten. Damit 
werden dem fittlihen Leichtfinn und der zügellofen Entartung der ehelichen 
Ordnung Tür und Tor geöffnet, damit werden dem völkifhen Gemeinſchafts- 
leben felber die ſchwerſten Wunden geſchlagen. Wenn alfo der weltliche 
Beamte eine chriftlidhe Ehe trennt und den geſchiedenen Ehegatten erlaubt, 
fi wieder zu verheitaten, fo hat dies vor Bott und der Kirche Reine 
Gültigkeit. Was Bott verbunden hat, kann der Menſch nicht trennen. — 

Die bayerifche Bifhofskonferenz in Steifing hat deshalb im Jahre 1920 
befchloffen: Jene Katholiken, die bei Lebzeiten ihres rehtmäßigen Gatten 
eine neue Ehe vor dem Standesamt geſchloſſen haben, alio jest in Doppel= 
ehe leben, follen ohne Anfehen der Perfon zuerft ſchriftlich gemahnt und 
a und mit Namen von der Rirhe ausgefhloffen werden 
can. . 

So gewiß die Eheſchließung ein Sakrament ift und die Sakramente der 
Obhut der Riccye übergeben find, fo gewiß bat die Rirdhe ein Redt, 
unabhängig vom Bürgerlichen Geſetzbuüch über die Ehe Geſetze aufzuftellen.” 

@a) Nie. 152/153 vgl. DeutfchEvangelifhe Aorrefpondenzs vom 14. Ok— 
tober 1925, Tir. 41. 

e1) 1. Band, Steiburg i. Br. 1926, 1550: „Im Deutfchen Reihe ift zur Zeit 
die ausgeprägtefte Sorm des 3Zivileherehts verwirkliht. In diefem ſelb⸗ 
ftändigen und Zwangszivileherecht regelt der Staat das Redtsinftitut der 
Ehe für alle feine Angehörigen gleihmäßig nad feiner Weife und zwar 
erihöpfend feine Dorausjetsungen, feine Wirkungen und feine Endigungs= 
gründe, hiernach allein die Eriftenz oder Nliichteriftenz einer Ehe beurteilend, 
und nimmt zugleid die alleinige Gerichtsbarkeit in Eheſachen für fih in 
Anfprud). Der Kirche läßt er, foviel an ihm liegt, von der rechtlichen Seite 
der Ehe fo gut wie nichts, höchſtens noch ihre moralifhe Beurteilung und 
religiöfe IDeihe. Dieſe Säkularifation der Ehe feitens des Staates bedeutet 
die Trennung von Staat und Kirche auf dem Gebiete der Eheordnung und 
zwar eine folhe antikichlihen Charakters. Kirchlich unerlaubte, ja uns 
gültige Ehen geftattet das ſtaatliche Eherecht nicht nur, fondern ftellt fie mit 
den kichlih erlaubten und gültigen auf diefelbe Stufe; kirchlich gültige 
Ehen find nad) ihm unter Umftänden nichtig oder anfechtbar und darum 
trennbar, kirchlich unlösbare Ehen durch Scheidung lösbar. Es ift nicht zu 
leugnen, daß dadurdy) der wahre Begriff der Chriftenebe als eines ſittlich⸗ 
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in Deutfchland geltenden ftaatlichen Eherechts) anzuftreben ift eine 
der wichtigften politifchen Aufgaben der deutfchen Retboliten.* 

Das Perjonenftandsgejeg vom 6. Sebruar 1875 beftimmt $ 67: 
„ein Geiftliher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den 
teligiöjen Seierlichkeiten einer Eheſchließung fehreitet, bevor ibm 
nachgewieſen iſt, daß die Ehe vor dem Standesbeamten geſchloſſen 
ſei, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Ge⸗ 
fängnis bis zu drei Monaten beſtraft.“ Die Frage zu beantworten, 
in welchem Umfang diefe Dorfchrift tatjächlich durchgeführt wird, 
würde nur das Juftizminifterium in der Lage fein. 

Wir haben keinen Anlaf, in eine materielle Erörterung der ſchwie⸗ 
rigen Stage der bürgerlichen Eheſchließung bier einzutreten, aber es 
unterliegt wohl kaum einem Zweifel, daß, falls von katholiſcher 
Seite die Forderung, ſie in Deutſchland aufzuheben, geſtellt werden 
ſollte, mit ähnlichen aufregenden Kämpfen zu rechnen ſein wird, 
wie fie zur Zeit ihrer Einführung ſtattgefunden haben. Dabei ift 
nicht zu verkennen, daß Beftrebungen diefer Art auf die pofitive 
Anerkennung des kirchlichen Rechtes der katholiſchen Kirche in dem 
erften Artikel des Bayerifchen Konkordates ſich ftügen werden. 

Das Intereffe Andersgläubiger wird durch die Zufiherung 
der ungeftörten Rultausübung obne örtliche Beſchränkung berührt 
und ebenjo dadurch, daß die Geiftlichen in, der Erfüllung ihrer 
Amtspflichten den Schutz des Staates genießen follen (Artikel 1, $ 3). 

Die an erfter Stelle ftehende Zuficherung greift in das inter» 
Eonfeffionelle Gebiet hinüber, weil fie gerade an der Stelle, wo fie 
befonders wirkſam wird, das Kintreten von Konflikten begünftigen 
Eann, nämlich bei der Verlegung von Stonleibnamsprozeffio: 
nen auf die öffentliche Straße. Dieſe Art Seier, die bei keinem an- 
deren Eatholifchen Seft in gleicher Weiſe allgemein in Übung ftebt 
und für das Sronleichnamsfeft durch das Rirchenrecht vorgefchrieben 
ift 2), ergibt ſich aus dem Charakter und dem Weſen diejes 
Seftes. Denn es dient einerjeits der Erinnerung an die Zinjegung 
des Altarſakramentes, andererfeits aber ift das Fronleichnamsfeſt 


religiöfen Inftituts im Dolke allmählich verwifht und ihre Bedeutung für 
das Dolkswohl gefhwädht zu werden droht. Werden andere Geftaltungen 
des bürgerlihen Eheredhts, insbefondere die Not — und die Wahlzivilehe, 
immerhin dem ftaatstedhtlihen Grundſatz der Bewiffensfreiheit gerecht, jo 
fteht das deutſche Eherecht zu diefem und damit zu Art. 135 der Reichsperf. 
vom 9. Auguft 1919 in Widerfprudy, indem es die Katholiken entgegen ihrer 
religiöfen Überzeugung unter feine Ordnung zwingt; ja daducd), daß es 
vom kanonifchen Recht nicht bloß abweicht, fondern in gewiffen Sällen feine 
übertretung fordert (6. B. die Sortfegung der Ehe troß kirchenrechtlicher Un= 
gültigkeit, die Unterlaffung der kirhlihen Trauung vor der zivilen, die 
Mitwirkung bei kirchenrechtlich verbotener Eheſchließung und an E£hean= 
fehtungs=, Ehenichtigkeits= oder Ehefcheidungsverfahren), bringt es unter 
Umftänden katholiidhe Eheleute, Geiſtliche, Standesbeamte Richter und Rechts⸗ 
anwälte unmittelbar in Konflikt oder in die Gefahr eines Konflikts mit 
ihrer Kirche oder ihrem Bewiffen.” — Darauf folgen die oben im Tert an= 
geführten Worte. 


62) can. 1291. 
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das Seft der über die Härefie triumpbierenden Kirche 63), Diefe zweite 
Seite des Sronleichnamsfeftes gibt den Progeffionen an dieſem Tage 
leicht eine demonſtrative Färbung. Sie erklärt die nicht ſeltenen 
unliebſamen Vorkommniſſe, die auch Bayern kennengelernt bat“). 
Um einem möglichen Einwand zu begegnen, mag bervorgeboben 
werden, daß derartige Deranftaltungen an Orten ‚mit ausſchließlich 
katholiſcher Bevölkerung als eine Angelegenheit allein der katholiſchen 
Kirche anzuſehen ſind. An Orten mit konfeſſionell gemifchter Bevölke⸗ 
rung liegen dagegen die Verhältniſſe anders. Dieſe ganze Frage 
erhält dadurch eine erhöhte praktiſche Bedeutung, daß in den letzten 
Jahren in verſchiedenen Teilen Deutſchlands die unverkennbare 
Feigung hervorgetreten iſt, ‘die kirchlichen Prozeſſionen an dieſem 
Tage räumlich auszudehnen. Iſt die oben angeführte Beſtimmung 
des Konkordats in dem Sinne zu verſtehen, daß eine unbegrenzte 
Prozeſſionsfreiheit und deren Schutz zugeſichert wird, ſo waͤre 
darin ein Beweis von Unintereſſiertheit des Staates an der Aus⸗ 
fhaltung von Gelegenheiten zu Eonfeffionellen Keibungen zu er= 
bliden 5). 

Die Beftimmung, „daß die Geiftlihen in der Erfüllung ihrer 
Amtspflihten den Schuß des Staates genießen (Art.1,$3), 
greift in ihrer allgemeinen Saffung über den Schutz des Bottesdienftes, 
wie ihn das Reichsſtrafgeſetzbuch $ 167 gewährt, hinaus. Auch 
über den Schuß des Geiftlichen in der Ausübung geiftlicher Hand» 
lungen, etwa durch Derwaltung eines Sakramentes außerhalb des 
kirchlichen Gebäudes. Denn „Amtspflichten“ der Geiftlichen befteben 
nur zum Teil in diefen Sunktionen, empfangen vielmehr ihre Ab⸗ 
grenzung durch die zuftändigen Eirchlichen Oberen und durch das 
kirchliche Recht. Unter die Amtspflichten fällt daher z. B. die Ber 
handlung der Mtifchehen, wie fie durch das Kirchliche Geſetzbuch 


63) Papſt Urban IV. Einfegung des Stonleihnamfeftes (festum corporis 
Christi) 1264: Mirbt, Quellen * Nr. 364. — Concilium Tridentinum, Sessio XIII., 
11. Oktober 1551, über das Sakrament der Eudyariftie c. 5. Declarat prae- 
terea sancta synodus, pie et religiose admodum in Dei ecclesiam inductum 
fuisse hunc morem, ut singulis annis peculiari quodam et festo die praecelsum 
hoc et venerabile sacramentum singulari veneratione ac solemnitate celebraretur, 
utque in processionibus reverenter et honorifice illud per vias et loca publica 
eircumferretur ... Ac sic quidem oportuit victricem veri- 
tatem de mendacioethaeresi triumphum agere, ut eius 
adversarii in conspectu tanti splendoris, et in tanta 
universae ecclesiae laetitia positi vel debilitati et 
fracti tabescant, vel pudore affecti etconfusi aliquan- 
do resipiscant. Mirbt, Quellen: Tr. 452, S. 307 f. 


.%) Die Neueinführung öffentlicher Stonleihnamsprogeffionen in über- 
wiegend proteftantifhen Orten. Materialien zur Beurteilung diefer An= 
gelegenheit gefammelt von einem bayerifcyen Theologen. Nördlingen 1901. 


%) Nady der Reidhsverfafjung Artikel 123 find Derfammlungen unter 
freiem Himmel — und darunter fallen nad) der bisherigen Rechtſprechung 
Prozeſſionen — unbeſchränkt zuläſſig, wenn ſie nicht durch ein Reichs geſetz 
anzeigepflichtig gemacht und in einzelnen Sällen wegen Gefährdung der 
öffentlihen Sicherheit verboten werden. 
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vorgefchrieben *) und auf der damit gegebenen Grundlage in 
verfchiedenen Teilen Deutfchlands ausgeftaltet worden ift. Wir 
geben. auf die Htifcheben”) felbft bier nicht ein, fondern ftellen 
nur die Frage, ob alle aus der grundjäglichen Stellung der katholi⸗ 
ſchen Kirche zu den Miſchehen und aus ihrer Beurteilung des gegen⸗ 
wärtigen Standes der Miſchehenverhältniſſe in Deutfchland ®) ſich 
ergebenden kirchlichen Vorſchriften in bezug auf die Behandlung der 
Miſchehen zwifchen Ratboliten und Evangelifchen den Schuß des 
Staates erfahren follen. Da der gleiche Schutz den Beiftlichen evan⸗ 
gelifcher Kirchen in dem Vertrag zwifchen dem Bayerifchen Staat 
und den evangelifchen Bierchen gewährt ift, würde damit dem 
Staat eine Schutzpflicht überwiefen, die ihn in Lagen bringen kann, 
die mit feiner Abjicht, von den inneren Angelegenheiten der Kirche 
fih fernzuhalten, in Widerfpruch ftebt. Es wird daher zu erwägen 
jein, ob die in dem Bayeriſchen Konkordat gewählte Sormulierung 
des ftaatlihen Schutzes für die Tätigkeit von Geiftlichen nicht auf 
den Gottesdienft und die Sakramentsverwaltung zu beſchränken ift. 
Iſt aber die Beſchränkung des Schutzes auf diefe Amtspflichten auch 
der Sinn der Beftimmung des Bayerifchen Konlordats gewejen, 
fo ift zu bemerken, daß fich dann eine andere Saffung empfohlen 
baben würde, um mögliche Mißverftändniffe auszufchliegen, da die 
Amtspflichten der Geiftlichen ſich in diefen Tätigkeiten nicht er⸗ 
Ihöpfen. | 

Zu den Gebieten, die der ftaatlihen Aufficht und Kinengung zu 
entziehen der Eatholifchen Kirche befonders am Herzen liegt, gebört 
das Ordenswefen. Das Bayerifche Konkordat entipricht in dem 
diefem Gegenftand gewidmeten zweiten Artikel®) allen ihren Er—⸗ 
wertungen. Denn es gewährt unbefchräntte Sreiheit in bezug auf die 
Begründung von Hiederlaffungen, die Zahl ihrer Mitglieder und 


&, Mirbt, Mifchehentecht vgl. oben 5.8. 
7) Sr.von der Heydt, Die Mifchehe. Berlin 1926. 


8) Anweifung der Erzbifhöfe und Bifhöfe Deutichlands über die jeel- 
forgerlihe Behandlung der Mifchehen, vom 7. Januar 1923: Mirbt, 
Quellen Tir. 672. 


®) Art. 2. Orden und religiöfe Rongregationen können den kanonifchen 
Beftimmungen gemäß frei gegründet werden. Sie unterliegen von jeiten 
des Staates keiner Einfhränkung in bezug auf ihre Tliederlaffungen, die Zahl 
und — vorbehaltlid der Beftimmung des Art. 13 8 2 — die Eigenſchaften 
ihrer Mitglieder, ſowie bezüglich der Lebensweife nady ihren kirchlich ge= 
nehmigten Regeln. 


Soweit fie bisher die Rechte einer öffentlihen Rörperfchaft genofien haben, 
bleiben ihnen diefe gewahrt; die übrigen erlangen Recdhtsfähigkeit oder die 
Rechte einer öffentlihen Rörperfhaft nad den für alle Bürger oder Geſell— 
fhaften geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. Ihr Eigentum und ihre anderen 
Rechte werden ihnen gewährleiftet. In bezug auf den Erwerb, den Befit und 
die Derwaltung ihres Dermögens fowie in der Ordnung ihrer Angelegen= 
beiten unterliegen fie keiner befonderen ftaatlihen Befhränkung oder 


Aufficht. 
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den Erwerb, den Befig und die Verwaltung von Vermögen”), 
fowie in der Beteiligung am Unterrihtswejen "). 

Die Bedeutung diefes Artikels abzufhätzen fehlt ein Anhalt, da 
ſich die Entwicklung und Ausbreitung des Ordensweſens nicht vor⸗ 
ausbeftimmen läßt. Was für Bayern gilt, trifft ſelbſtverſtändlich 
auch für Preußen zu, wenn für dieſen Staat eine ähnliche Beſtim⸗ 
mung geplant werden jollte. 

Über die derzeitige Ausdehnung des Ordensweiens in Deutſchland 
liegen von Eatholifcher Seite genaue Seftftellungen vor, die wir 
mit den Worten von 5. Kroſe wiedergeben’): „Von 1913 bis 
1925 ift die Zahl der männlichen Ordensleute im Deutfchen Reich 
von 6430 auf 13250, in Preußen von 4594 auf 6484, in Bayern 
von 2368 auf 4019 geftiegen. Das entfpricht beim Deutfchen Reich 
einer Dermebrung von rund 75 %o, bei Bayern von rund 79% und 
bei Preußen von rund 40 %. Für einen Zeitraum von zwölf Jahren 
ift das gewiß eine außerordentlich ftarke Dermebrung. Die Urſachen 
liegen, Eurz gejagt, in der Eünftliyen Unterbindung der Entwidlung 
der männlichen Orden vor dem Kriege, in der Ausweifung deutfcher 
Milfionare aus den Gebieten der ehemals feindlichen Staaten und 
in der durch wirtfchaftliche Kot verurfachten Rüdwanderung deut: 
feher Ordensleute aus neutralen Ländern. Diefe Bewegung ift aber 
jegt im wejentlichen abgefchloffen.“ „... Um weit größere Zahlen 
als bei den Mlännerorden handelt es fi... bei den weiblichen 
Ordensgenofjenfchaften. Don 6489 Yriederlaffungen, 71720 weib⸗ 
lihen OÖrdensmitgliedern und 5936 Klovizinnen, die im Jahre 1925 
im Deutfchen Reich gezählt wurden, kamen auf Preußen 2990 Nieder⸗ 
lafjungen, 38 877 Ördensfchweftern und 3301 Novizinnen.“ 

Das Ordenswefen der katholiſchen Kirche ift von feinen Anfängen 
an mit der Gefchichte der katholiſchen Srömmigkeit, der Gefchichte 
der Eatholifchen LKiebestätigkeit und der Gefchichte des Eatholifchen 
Unterrichtswefens eng verflochten. Unter diefen Gefichtspuntten 
ift das Ordensweſen eine innerkatbolifche UAngelegenbeit und als 
ſolche zu behandeln. Aber die Gefchichte des Ordenswefens erweift, 
daß es auch Seiten bat, die für einen Staat und für die Angehörigen 
einer anderen Ronfeſſion nicht gleichgültig find. Diefer Sall tritt 
dann ein, wenn das Schulwefen in erbeblichem Umfang in die 
Hände von Ördensleuten übergeht, wenn das Vermögen der toten 
Hand ftarE anwächſt und wenn die Ördensniederlaffungen in Eon 
feffionell gemifchten Gegenden fih fo vermehren, daf fie einen 


”) C. Iſch arnack ſchreibt a.a.®. S.13: „Im baperifhen Ronkordat 
ift jede Ordensniederlaffung als mildtätige Stiftung aufgefaßt und erhält 
eine fteuerlihe Ausnahmeftellung zu Laften der Allgemeinheit“ (wiederholt 
in dem Ältikel „Zur Ronkordatsfrage” in „Das Epangeliſche Deutichland“, 
Berlin, 23. Januar 1927, Tir.4, S.25). Aber das bayerifche Ronkordat enihält 
diefe Beftimmung nit. — Zur Sade vgl. Ohlemüller a.a.®. 13 f. 

N) Art,5 8 5-7; Art. 9. 


2) 9. Rrofe, 5. J. und ). Sauren, Rirdliches handbu , 13. Band, 
1926, 328f. RER ” 
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Einfluß auf nichtkatholifche Kreife ausüben. Daß der Staat in den 
durch ſolche Entwidlungen gefhaffenen Zuftänden eine Benach⸗ 
teiligung feiner Intereffen erblidt bat, ift der Gefchichte Eatholifcher 
Könder, wie 3.8. Srankreichs, Öfterreihs und Bayerns zu ent- 
nehmen. Unerbeblich ift in diefem Zufammenbang, wie die von den 
verfchiedenen Staaten in ſolchen Sällen getroffenen Maßnahmen 
im einzelnen zu beurteilen find. Dagegen bat die Tatjache, daß 
Beſchränkungen des Ordensweiens in den legten Jahrhunderten 
nicht nur in einem einzelnen Land, jondern in vielen Ländern als 
notwendig erkannt wurden, ein großes Gewicht. Es wird dadurch 
noch gefteigert, daß eine folche Politik nicht aus konfeſſionellen 
Gründen abgeleitet werden kann. Daber ift zu erwarten, daß der 
zweite Artikel-des Bayerifchen Konkordats nicht den Abfchluß der 
bayerifchen Ordensgefetzgebung bilden wird, fondern die Überfchrift 
eines neuen Kapitels in deren Gefchichte. 


2. Den zweiten Erfolg bat die Eatholifhe Kirche davongetragen, 
indem ihr ein maßgebender KZinfluß auf das Unterrihtswefen 
eingeräumt worden ift. Über die Stellung der Eatholifchen Kirche 
zu dem Unterrichtswejen geben die Artikel 3—9 des Ronkordats 
Aufſchluß. 


Zunãchſt find es „die kirchlichen Belange in bezug auf das theo⸗ 
logifhe Studium, insbejondere an den Hochſchulen Hrünchen 
und Würzburg, fowie binfichtli des Religionsunter: 
richts an den höheren Lebranftalten“, die feftgelegt werden. 
Aus diefen Beftimmungen heben wir heraus, daß den Bifchöfen bei 
der Anftellung der Profefforen oder Dozenten ein Einſpruchsrecht, 
bezüglich ihrer Amtsführung ein Aufſichtsrecht zugeſtanden wird. 
Wenn die Beanſtandung eines Lehrers „wegen feiner Lehre oder 
wegen feines fittlichen Verhaltens aus triftigen Gründen“ erfolgt, 
fo wird der Staat alsbald für einen entiprechenden Erſatz forgen. 
Die Entfeheidung darüber, welche Bedeutung den Worten „aus 
teiftigen Gründen“ zulommt, wird von den Zeitumftänden und 
von den Perfönlichkeiten, die darüber zu befinden baben werden, 
abhängen. Kine Beanftandung wegen der Lehre wird durch die 
Erklärung des Bifchofs, daß eine ſolche vorliegt, als begründet 
angefeben werden. Bei einer Beanftandung wegen fittlihen Der: 
baltens Eönnen dagegen verfchiedene Auffaſſungen Platz greifen. 
Auch wird der Staat auf die Ausübung feiner Pflicht, über die 
gebensführung feiner Beamten jelbftändig zu urteilen, fehwerlich 
verzichten. 


Uber die Grenzen des theologiſchen Unterrichts weiſt weit hinaus 
die Beſtimmung, daß an den Philoſophiſchen Sakultäten 
der beiden Univerfitäten Münden und Würzburg wenigftens je 
ein Profeffor der Philoſophie und der Geſchichte angeftellt werden 
joll, gegen den binfichtlidy feines katholiſch⸗kirchlichen Standpunftes 
feine Zrinnerung zu erheben ift“. (Artikel 4, $ 2.) Die Derpflihtung 
des Staates, „wenigftens“ je einen Profejjor der beiden Sächer 
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an den beiden Univerfitäten anzuftellen, der katholiſchen Bekennt⸗ 
niſſes iſt, iſt in ihrer Tragweite nicht zu überſehen 73), 

Das größte Intereffe aber haben die über Kirche und Dolls: 
ſchule handelnden Artikel 5—s erregt. Denn die Volksſchule iſt 
das Fundament des geſamten Unterrichtsweſens und damit uns 
ferer deutfchen Kultur. Die wichtigften Beftimmungen laſſen ſich 
in folgenden Sägen zufammenfafjen. >, 

Die Möglichkeit der Anftellung eines Lehrers an einer katholiſchen 
Voltsfchule hängt von feiner Oualifikation als Religionslebrer ab. 
Denn der Unterricht und die Erziehung an den Ekatholifchen Dolls» 
ſchulen wird nur folden Lehrkräften anvertraut werden, die ges 
eignet und bereit find, in verläßlicher Weiſe in der katholiſchen 
Religionslehre zu unterrichten und im Geifte des Eatholifhen Glau⸗ 
bens zu erziehen (Artikel 5, $ 21). Zu diefer Oualifikation gebört 
der YTachweis einer dem Charakter der Eatholifhen Schule ent- 
jprechenden Ausbildung. Um aber Religionsunterricht zu erteilen, 
bedarf der Lehrer außerdem der missio canonica durch den Diözefan- 
biſchof ($ 2). g 

Die Eirchliben Oberbehörden erbalten in den Prüfungstom- 
miffionen, die für die Zrteilung der Lehrbefähigung an den katholi⸗ 
fhen Volksſchulen zuftändig find, mindeftens für die Prüfung über 
die Religionslehre eine angemefjene Dertretung ($ 4). Den großen 
Kinfluf, der der Kirche durch diefe Beftimmungen auf die Dor- 
bildung und die Anftellung von Lehrern gewährt wird, treten die 
Befugnifje zur Seite, die ihr in bezug auf: die Schule jelbft ein- 
geräumt werden. Der vielumftrittene Artikel s lautet: „$ 1. Die Be- 
aufjihtigung und Leitung des Religionsunterrichts an den Volks» 
fehulen, Mittelfehulen und höheren Sehranftalten werden der Kirche 
gewährleiftet. — $ 2. Dem Bifchof und feinen Beauftragten fteht 
das Recht zu, Mißftände im religiös-fittlichen Leben der Eatbolifchen 
Schüler wie auch ihre nachteiligen oder ungebörigen Beeinfluffungen 
in der Schule, insbefondere etwaige Verletzungen ihrer Glaubens⸗ 
überzeugung oder religiöfen Empfindungen im Unterricht bei der 
ftaatlichen Unterrichtsbehörde zu beanftanden, die für entfprechende 
Abhilfe Sorge tragen wird.“ 

Aus diejen Artikeln ergibt ſich unzweideutig, daß durch das 
Bayerifche Konkordat der Eatholifchen Kirche auf alle Zweige des 
katholiſchen Schulwefens, auf die Ausbildung der Lehrer wie deren 
Amtsführung, auf den Unterricht wie auf das Leben in der Schule, 
ein beftimmender Einfluß zugeftanden worden ift. Es unterfteben 
die Schulleiter, die Lehrer und die Schüler nicht nur der ftastlichen, 
jondern auch der Eirchlichen Prüfung ibres Verhaltens. 

Darf man daher jagen, daß durch das Bayeriſche Konkordat in 
Bayern eine geiftlibe Schulaufſicht eingeführt worden ift? 
Die Stage wird noch heute verfchieden beantwortet. Da die Angriffe 

7) Rothbenbücder, Die bayerifhen KRonkordate und die Univerfitäten: 


Mitteilungen des Derbandes der deutſchen hochſchulen 1925, Januar=Heft 
5. 2ff.; Sebruar=Heft S. 35f.; Entfchliegung des Hochſchultages S. 50. 
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gegen den Entwurf des Konkordats in dem bayerifchen Landtag 
ſich auf diefen Punkt konzentrierten, bat die bayerifche Staatsregie: 
tung den Verfuch gemacht, durch ihre „Regierungserklärung” "') 
beruhigend zu wirken. Sie bemerkt zu Artikels: „Die ſtaatliche 
Schulaufſicht wird aufrechterhalten. Eine Wiedereinführung der 
früheren geiſtlichen Schulaufſicht ſteht nicht in Frage. An $ 28 des 
Schulaufſichtsgeſetzes vom 1. Auguft 1922 wird feftgebalten. Seine 
Beftimmungen kommen bezüglich des Religionsunterrihts an den 
übrigen Lebranftalten zur entjprechenden Anwendung. — Der fir: 
lichen Oberbebörde oder deren Beauftragten find bei Ausübung 
des Rechtes zum Beſuch des Religionsunterrichts und des Rechtes 
zu allenfalfigen Beanftandungen des Unterrichts in den weltlichen 
Sächern die dienftauffichtlihen Befugniffe gegenüber 
dem Lehrperſonal nicht eingeräumt. Im Salle von Be: 
anftandungen kommt die der Sach⸗ und Rechtslage entiprechende 
Entfheidung nach Maßgabe ftaatlicher Beftimmungen dem Staate 
u. 

Den Beſorgniſſen der Lehrerſchaft ſuchte die „Regierungserllärung“ 
durch folgende Auslegung von Artikel 5 $$ 1 und 2 Zu begegnen: 

„Der Steiheit des Gewiljens und der Vereinigung der Lehrper- 
fonen an Belenntnisfhulen find andere Schranken, als fie 
durch die bejonderen Amts: und Standespflihten bedingt find, 
nicht gezogen. — Die Meuanftellung von Kebrperfonen an Belennt- 
nisfehulen ift bedingt durch das Dorbandenfein der Erforderniffe der 
nebenangeführten Dertragsbeftimmungen. — Die Fiederlegung des 
Religionsunterrichtes für fich allein ift nicht in jedem Salle ein ge 
nügender Beweis dafür, daß die betreffende Lehrperſon den ans 
geführten Vertragsbeftimmungen nit mehr entſpricht.“ Don der 
praftifehen Handhabung des Kontordats wird es abhängen, ob der 
nicht unbeträchtliche Teil der katholiſchen Lehrerſchaft Bayerns, der ihm 
mit Mißtrauen gegenüberftebt”), zu ihm eine andere Stellung ge 
winnen kann. 

Hach diefer amtlichen Erklärung dauert die ſtaatliche Schul: 
aufficht fort, und Dienftauffichtsbefugniffe find nit an Eirchliche 
Behörden abgetreten worden. Der bayerifche Staat bat weder auf 
das eine, noch auf das andere verzichtet. Damit aber ift die auf: 
geworfene Stage noch nicht beantwortet. Denn es unterliegt Teinem 
Zweifel, daß der Kirche auf das ganze Eatholifhe Schulweſen nicht 
nur überhaupt Einfluß, fondern ein entfeheidender Kinfluß zu⸗ 
geftanden worden ift: der Staat bat die Derpflichtung übernommen, 
in den von der Kirche beanftandeten Sällen für Abbilfe Sorge 
zu tragen (Artikel s, $ 2). Die dauernde und umfafjende Aufmerkjam- 
keit, die der Biſchof den Schulen, den Lehrern und den Schülern 
zuzuwenden bat, läuft tatſächlich auf eine „Schulaufficht‘‘ hinaus, 


74) pgl. oben 5. 26 Anm. 32. 
) Jakob Beyhl, Deutidland und das AKonkordat mit Rom, Würz⸗ 
burg 1925. 
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mag fie auch im verwaltungstechnifhen Sinne den ftaatlichen 
Organen vorbehalten bleiben. Auch die bayerifche Staatsregierung 
ſcheint diefer Auffaffung nicht fernzufteben, wenn fie in der dem 
Bontordatsentwurf beigegebenen „Begründung“ zu Artikel s fehreibt: 
„Das ftaatliche oberfte Auffichtsrecht bleibt unberührt.“ Die Regie: 
rung Eennt alfo Auffichtsrechte, die diefe Bezeichnung nicht ver- 
dienen. Kur diefe „oberſten“ Auffichtsrechte werden von dem Staat 
in Anfprudy genommen. Wer aber übt die Auffichtsrechte über die 
Schule aus, die außerhalb des Bereichs des „oberften“ Auffichts- 
techtes liegen? 

Es ift alfo feftzuftellen, daß mindeftens eine Art von Ron⸗ 
dominium von Staat und Kirche in bezug auf die Schule ge⸗ 
fihaffen worden ift. Der durch das Konkordat entftandene Zuftand 
läßt fich vielleicht auch fo charakteriſieren: Der juriftifche Charakter 
der Schulen ift nicht verändert worden, aber fie haben das Gepräge 
ausſchließlich ſtaatlicher Kinrichtungen verloren. 

Zuzugeben ift, daß die das Unterrichtswejen betreffenden Artikel 
des Konkordats an vorhandene Zuftände und Einrichtungen ans 
Inüpfen. So war die Befegung der Profeffuren für Philoſophie 
und Gefchichte an den Univerfitäten München und Würzburg mit 
Katholiken längft in Übung und entfprach den Eonfefjionellen Der- 
bältniffen Bayerns. Trotzdem befteht ein wefentlicher Unterfchied 
zwifchen dem Zuftand vor dem Konkordat und dem Zuftend nach 
deffen Abfchluß. Denn die Eonkordatsmäßige Seftlegung des Be— 
jegungsverfabtens bat daraus ein Recht der Eatholifcehen Kirche 
und eine Pflicht des Staates gemadht. Eine weitere Veränderung, 
und zwar eine ſolche von nicht geringer Wichtigkeit, liegt darin, 
daß eine Verwaltungspraris durch einen völferrechtlichen Vertrag 
erjet. alfo der Abänderung entzogen ift. 

3. Das dritte Zugeftändnis Bayerns an die Eatholifhe Kirche 
liegt auf finanziellem Gebiet. Davon handelt Artikel 10 des 
Konkordats: 

„9 2. Der Bayeriſche Staat wird feinen auf Geſetz, Vertrag oder 
bejonderen Rechtstiteln beruhenden vermögenstechtlichen Verpflich⸗ 
tungen gegen die katholiſche Kirche in Bayern ſtets nachkommen. 
Die vermoͤgensrechtlichen Verpflichtungen, die im Konkordat von 
1817 feftgelegt find, werden durch folgende Vereinbarung erſetzt.“ Die 
übernommenen Verpflichtungen werden in zehn Rubriken zuſammen⸗ 
geſtellt. Dann beißt es am Schluß dieſes $ 1: „Im Fall einer Ab⸗ 
löfung oder Neuregelung der auf Geſetz, Dertrag oder befonderem 
Rechtstitel beruhenden ſtaatlichen Leiſtungen an die Kirche ſichert der 
Bayeriſche Staat die Wahrung der kirchlichen Belange durch Aus⸗ 
gleichsleiſtungen zu, die entſprechend dem Inhalt und Umfang des 
Rechtsverhältniſſes unter Berückſichtigung der Geldwertverhältniffe 
vollen Erſatz für das weggefallene Recht gewähren.“ 

Die bayerifche Staatsregierung bat die Verpflichtung zu einer 
Realdotation“, d.h. zu einer Rapitelüberweifung an die Eatbolifche 
Kirche anerkannt und aus der erfolgten Einziehung kirchlicher Dermögen 
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1803 abgeleitet. Die damalige Säkulariſation geiftliher Güter ift 
in ihren Augen ein Unrecht, das jetzt nach Verlauf von mehr als 
hundert Jahren zu fühnen ift. Aus der Anerkennung diefer Derpflich- 
tung zu einer Realdotation feitens des Staates ergibt fi für die 
Eatbolifche Kirche der große Vorteil, daß die ftaatlihen Zuwen⸗ 
dungen an fie den Wechjelfällen des parlamentarifchen Darteiwejens 
entzogen worden jind. 

In dem bayerifhen Landtag bat diefer Teil des Konkordats 
neben dem Abfehnitt über das Schulwejen die fehärffte Oppoſition 
gefunden. Die Einwände richteten ſich gegen die Begründung wie 
gegen die Höhe der Bewilligungen. Die Anträge, die Regierung 
um eine Uberſicht über die finanziellen Auswirkungen der von dem 
Staat in dem Kontordat übernommenen Verpflichtungen zu er- 
juchen, wurden abgelehnt. Es wurde nur erreicht, daß in die 
„Aegierungserklärung“ der Satz aufgenommen wurde: „Die Seft: 
jetzung der einzelnen Vermögenswerte im Sall einer Durchführung 
der Dotstion wird nur im Zinverftändnis mit dem Landtag ge 
troffen.* 

Die Solgen der von der bayerifchen Staatsregierung vertretenen 
Rechtsanſchauungen laſſen ſich zurzeit nicht überſehen, nicht ein⸗ 
mal für Bayern. 

4. Dieſen in dem Bayeriſchen Konkordat der katholiſchen Kirche 
eingeräumten Rechten und Befugnifjen fteben folgende Bindun⸗ 
gen des Öberbauptes der Eatbolifben Kirche zu—⸗ 
gunften der Wahrung öffentlicher Belange des Baye⸗ 
riſchen Staates gegenüber: 

Die Kirbenämter follen nach Artikel 13, $ 1, nur an Per: 
fonen übertragen werden, die a) die bayerifche oder eine andere 
deutfche Staatsangehörigkeit haben; b) das Reifezeugnis eines deut: 
ſchen vollwertigen bumaniftifchen Gymnaſiums bejigen; c) ihre 
Studien an einer deutfchen ftaatlihen Hochſchule oder an einer deut⸗ 
ſchen bifhöflichen Hochſchule oder an einer päpftlichen Hochſchule in 
Rom’s) erfolgreich zurüdgelegt haben. 

Der bayerifche Klerus wird aljo gegen den Eintritt landfremder 
Elemente gefichert und in feiner bumaniftifchen Bildung geſchützt. 
Dagegen wird feine theologiſche Ausbildung in Deutſchland nicht 
für erforderlih erachtet. 

Die Oberen von Orden und religiöfen Kongregationen (Ar⸗ 
titel 13, $ 2) müſſen, foweit fie ihren Sit in Bayern haben, die 


7%) In Betraht kommen die päpftlihen theologifhen Univerfitäten in 
Rom: das Propagandakollegium, das päpftlihe römiſche Seminar, das 
Collegium angelicum der Dominikaner und das Collegium Romanum oder 
Gregorianum der Jefuiten; außerdem die päpftlie Akademie „Dei Nobili 
Ecclesiastici“, das päpftlihe Bibelinftitut, das päpſtliche Jnftitut für die 
orientalifhen Studien, die päpſtliche hochfchule für Rirhenmufik, die päpit- 
lihe hochfchule für chriſtliche Archäologie. — Dazu kommen die päpftlidyen 
Tlationalkollegien in Rom, unter denen für Deutfchland hauptſächlich das 
Collegium Germanico-ungaricum und das Collegium Teutonicum der Anima 
und des Campo santo zu erwähnen find. 
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bayerifche oder eine andere deutſche Staatsangebörigfeit be: 
itzen ”). 

———— von Biſchofsſtühlen liegt in der Hand des 
Papftes. „In der Ernennung der Erzbiſchöfe und Biſchöfe bat der 
Heilige Stuhl volle Sreiheit“, aber „vor der Publikation der Bulle 
wird diefer in offiziöfer Weiſe mit der bayerifhen Regierung in 
Verbindung treten, um fi zu verfichern, daß gegen den Kandi- 
daten Erinnerungen politifcher Natur nicht obwalten“ (Artikel 14, 
$ 2). Ebenſo werden vor der Ernennung der Pfarrer der 
Staatsregierung die Perfonalien der in Ausficht genommenen Geift- 
lichen mitgeteilt, zum Zwed „allenfalfiger Erinnerungen“ ($ 3). 

Zugeftändnifje nicht an den Bayeriſchen Staat, jondern an die 
bayerifche Geiftlichkeit”°) find die Beftimmungen über die Aufftel- 
lung der Kandidatenliften bei Bistumsvalanzen (Artikel 14, $ 1) 
und über die Beſetzung der Ranonilate ($ 2). „Die ftaatlichen 
Patronats- oder Prafentstionsrehte aus bejonderen Eanonifchen 
Redtstiteln bleiben in der bisherigen Sorm unberührt“ ($ 3). 

Seftgelegt wird endlich, daß „der jegige Stand der Rirden- 
provinzen und Diözefen nicht verändert werden foll“ 
(Artikel 12). Über den unmittelbaren Anlaß diefer Beftimmung ift 
in den öffentlichen Derbandlungen des bayerifchen Landtags nicht 
geredet worden. Kine Zeitlang foll der Plan beftanden haben, für 
das Saargebiet ein eigenes Bistum zu errichten”). 

Unter diefen Beftimmungen zugunften des Staates baben die 
über die Beſetzung der Kirchenämter (Artikel 13) und über die Er 
nennung der Pfarrer (Artikel 14, $ 2) eine befondere und gleich- 
lautende Begründung erhalten. Denn fie werden durch die Worte 
eingeleitet: „Im Hinblick auf die Aufwendungen des Bayerifchen 
Staates für die Bezüge der Geiftlichen.“ Diefe Faſſung charakteri⸗ 
. fiert fie als ein Privileg. 

Die Gegenüberftellung diefer raſch aufgezählten Zugeftändniffe 
en den Staat, wobei dabingeftellt bleiben mag, inwieweit fie zu= 
gleih dem Intereſſe der Eatholifchen Kirche entfprechen, und der 
mannigfaltigen und weitgehenden Verpflichtungen, die von diefem 
Staat der Eatholifchen Kirche gegenüber übernommen worden find, 
erübrigt eine Unterſuchung der Stage, welcher Teil in dem Baye⸗ 
riſchen Konkordat von 1924 mehr empfangen bat. 

3. Die von der Rurie mit einer größeren Zahl von Stasten 
eingeleiteten Verhandlungen baben bisher zu dem Abfhlug von 
Kontordsten mit den Republiken Lettland und Polen geführt. 


”) Dann beißt es weiter: „Unberührt bleibt das Reht der Ordensobern 
mit anderer Staatsangehörigkeit, die ihren Sit außerhalb Bayerns haben, 
perfönli oder durdy einen Dertreter ihre Käufer in Bayern zu pifitieren, 
fowie das Recht der Ordenskleriker, ihre philoſophiſch⸗theologiſchen Studien 
an ihren Ordensfhulen nad Maßgabe des Cod. iur. can. c, 1365 Zutück- 
zulegen an Stelle der in $ 1 Buchft. c genannten Alnftalten.“ 

”) Rothenbücher, Bayer. Ronkordate a. a. ©. 337. 
”®) Rothbenbüder,.a.a. ®. 337. 
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Der Vergleich diefer beiden Konkordate mit dem bayerifchen zeigt, 
daß einige bemerkenswerte Derfchiedenbeiten zwifchen ihnen befteben. 

Das Konkordat mit der Republik Lettland vom 
30. Mai 1922°) empfängt dadurch feine eigenartige Särbung, daß 
das Land fih noch in dem Anfangsftadium feiner Entwidlung be⸗ 
findet. Es handelt ſich um eine Art von Neubegründung der katho⸗ 
liſchen Kirche, für die der Staat ſich ſtark intereſſiert zeigt, wie ſein 
Entgegenkommen 3.8. in dem Strafverfahren gegen Kleriker (j. u.) 
erkennen läßt. Daneben aber bat die lettifche Regierung ihre natio- 
nalen Belange zu fichern verftanden. Kine Anerkennung des kirch⸗ 
liben Rechts als Ganzes wird in dem Konkordat nicht ausge- 
fprochen. Es wird nur auf einzelne Gejege Bezug genommen. 
Der katholiſchen Religion wird das Recht, frei und öffent⸗ 
lich ausgeübt zu werden, zuerkannt, ebenſo der Charakter einer 
juriſtiſchen Perſönlichkeit mit allen durch das bürgerliche Recht von 
Lettland einer ſolchen gewährten Rechten. Lettland erhält durch 
den Heiligen Stuhl ein von ihm in kirchlichen Angelegenheiten ab⸗ 
hängiges Erzbistum in Riga, mit einem oder zwei Hilfs⸗ 
biſchöfen. Erzbiſchof und Biſchöfe müſſen die lettiſche Nationalität 
beſitzen (Artikel 2 und 3). Vor der Ernennung des Kr3- 
biſchofs von Riga bat der Heilige Stuhl der lettifehen Regie: 
rung den von ihm gewäblten Kandidaten befanntzugeben, um zu 
erfahren, ob die Regierung unter politifchen Geſichtspunkten gegen 
die Wahl Einwendungen zu erheben bat (Artikel 4). Vor feinem 
Amtsantritt bat der Erzbiſchof dem Präfidenten der lettifchen Re⸗ 
publit den Treueid zu leiften®): „Die durch die Verfafjung 
der Republik gefchaffene Regierung zu refpeftieren und den Klerus 
dazu anzuhalten, nichts zu unternehmen, was die Öffentliche Ord⸗ 
nung gefährden könnte“ (Artikel 5). 

Im Einvernehmen mit der Iettifhen Regierung wird der Heilige 
Stuhl das Diözeſankapitel errichten, wogegen die Regierung 
eine Kathedralkirche in Rige und geeignete Wohnräume für den 
Erzbifchof und das Kapitel zur Verfügung ftellen wird (Art. 6 u. 7). 

Die Geiftlihkeit, vom Erzbiſchof ernannt (Artikel 8), ge: 
nießt vom Subdiakon aufwärts die Befreiung vom Militärdienft 
und anderen öffentlichen Dienftleiftungen, die mit dem priefterlichen 
Beruf nicht vereinbar jind?). 

Zur Ausbildung eines lettifhen Klerus foll ein kirch⸗ 
lihes Diözefanfeminar begründet werden, in dem der Unterricht, 


8) vgl. oben 5.26 Anm. 31. 

81) Art. V. Avant d’entrer en fonctions, ’Archev&que prêtera entre les mains 
du President de la Republique de Lettonie le serment de fidelit€ dans la forme 
suivante: „Je jure devant Dieu et sur les saints Evangiles, comme il convient 
a un Ev&que, de respecter et faire respecter par le clerg& le gouvernement 
etabli par la Constitution de la Republique de Lettonie et de ne rien entre- 
prendre qui soit de nature à compromettre Pordre public.“ Acta Apostolicae 
Sedis 1922, 578. 

8) Anerkennung des Privilegium immunitatis, Codex i. c., can, 121. 
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abgejeben von Philoſophie und „den kirchlichen Gegenftänden“, in 
ae Sprade erteilt werden foll. Für böbere Kirchliche Stu: 
dien wird die Begründung eines lettifchen KRollegiums in Rom in 
Ausfiht genommen (Artikel 11). Da es zurzeit noch an Geiftlichen 
lettiſcher Nationalität mangelt, bat der Erzbiſchof das Recht, für 
eine Übergangsperiode nach Bedarf ausländifche Geiftliche zu ver⸗ 
wenden. Aber er bat ihre Namen der Regierung mitzuteilen, damit 
fie weiß, ob fie unter politifchen Gefichtspunften gegen fie Kin: 
wände zu erheben bat. Die Mitglieder des Kapitels, die Defane 
und die Pfarrer, müffen lettifche Bürger fein (Artikel 12). In bezug 
auf den Gerichtsſtand der Kleriker werden wichtige Sonder: 
techte gewährt. Geiftliche haben ſich wegen Verlegung ihrer prie= 
fterlihen Pflidten vor dem Erzbiſchof zu verantworten. Der 
Rekurs an ein Laiengericht ift nicht zuläffig (Artikel 17). Werden 
Geiftliche bei weltliden Gerichten wegen Verbrechen angellagt, 
die in dem Geſetzbuch von Lettland vorgejeben find, jo wird der 
Erzbiſchof davon benachrichtigt, und er felbft oder feine Delegierten 
Sürfen den Sigungen der Gerichtshöfe und den Prozeßverhand- 
lungen beiwohnen (Artikel 18). Geiftliche, die mit Gefängnis be 
ftraft werden, follen ihre Strafe in einem Rloſter «bbüßen, in 
anderen Sällen haben fehuldige Geiftliche wie andere Verurteilte 
ihre Strafe abzubüßen, nachdem der Erzbifchof fie ihrer kirchlichen 
Mürde beraubt bat (Artikel 19). 

Die Eatholifche Rirche hat das Recht, ihre eigenen Eonfeffionellen 
Schulen zu begründen und zu unterhalten (Artikel 10). 

Ratholifhe Dereine haben dasfelbe Recht, wie andere vom 
Staat anerkannte Vereine, und die Republit von Lettland wird 
ihrer Wirkfamteit, die der Aufficht des Erzbifchofs von Riga unter 
ftebt, Feine Hinderniſſe in den Weg legen (Artikel 13). 

Ratholifhe Kirchen, Kapellen und Sriedhöfe gelten als Eigen⸗ 
tum der katholiſchen Kirche in Lettland und werden von ihr in 
voller Sreiheit verwaltet und können daher auch nicht gegen den 
Willen der Eicchlihen Bebörden für einen anderen Gebrauch be= 
ftimmt werden (Artikel 14). Sie befizen audh „Immunität“ nad 
den Formen des Fanonifhen Rechts ($ 15). 

Das Rirhenvermögen unterliegt derfelben Hefteuerung, wie 
das Vermögen anderer Bürger, mit Ausnahme der Eirchlichen Ge— 
bäude (Artikel 16). 

Den Abſchluß macht die fehon früher a) erwähnte Beftimmung 
über die zunächft auf drei Jahre befriftete Dauer des Konkordats; 
es gilt ſtillſchweigend als um je ein weiteres Jahr weiterlaufend, 
wenn es nicht ſechs Monate zuvor gekündigt wird. 

4. Das zwiſchen dem Heiligen Stuhl und der Republik Polen 
abgefhloffene Ronkordat vom 10. Sebruar 1925 3b), das 
em 2. Juni desfelben Jahres ratifiziert wurde, ftellt in feinen 


822) pgl. oben S. 27. 
82) pgl. oben S. 26 Anm. 33, 
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27 Artikeln eine Regelung der Eirchlichztonfeffionellen Verbältniffe 
Polens dar, die fich von der des lettifchen Konkordats dadurch unters 
ſcheidet, daß es ſich bier um ein weit größeres Gebiet handelt, ferner 
um eine zu berückſichtigende Mehrheit von Kirchenkörpern (den 
lateiniſchen, griechiſch⸗ rutheniſchen und den armeniſchen Ritus, vgl. 
Artikel 9), und um eine durch die Verſelbſtändigung Polens ver: 
anlafte und durch die polnifche Politik ftark beeinflußte kirchliche 
Heueinteilung der beutigen polnifchen Republik. 

Das Polnifche Konkordat empfängt fein eigentümliches Gepräge 
durch das große Entgegenkommen der Kurie gegen die national: 
polnifchen Beftrebungen, das ſich fowohl in der Abgrenzung der 
kirchlichen Verwaltungsbezirte kundtut, als auch in dem Einfluß, 
der dem Staat auf die kirchliche Verwaltung eingeräumt wird. 
Nicht zum wenigſten endlich in ſonſt nicht gewährten Sicherungen 
dafür, daß von der Geiſtlichkeit gegenüber der polniſchen Republik 
ein loyales Verhalten geübt wird. 

Der Anerkennung der vollen Freiheit der katholiſchen Kirche 
(Artikel 1) und der Freiheit des Verkehrs mit dem Heiligen Stuhl 
wie in der inneren Verwaltung (Artikel 2) folgt ein Artikel über 
die Einrichtung dauernder diplomatifcher Beziehungen durch) die 
Errichtung einer Nuntiatur in Polen und einer polniſchen Geſandt⸗ 
ſchaft bei dem Heiligen Stuhl. Hinzugefügt werden die Worte: 
„Die Befugniffe des apoftolifchen Nuntius in’ Polen follen fich auf 
das Gebiet der Freien Stadt Danzig erftreden.“ Dieſer Sag des 
Kontordats, deſſen Verbindlichkeit für Danzig zweifelhaft ift, ift 
eine Seftlegung des Tätigfeitsbereichs eines Nuntius, deren Auf: 
nabme in ein Kontordat wobl ohne Vorgang in der Ronkordats⸗ 
gefebichte ift. Die Abficht der Kurie gebt offenbar dahin, das Gebiet 
des Steiftaats Danzig, für das am 30. Dezember 1925 die eremte 
Diözefe Danzig errichtet wurde ®), kirchlich feft mit Polen zuſammen⸗ 
zuſchließen. Salls diefe Beftimmung mit dem Stiedensvertrag von 
Derfailles (Artikel 104, Hr. 6), der die Leitung der Auswärtigen 
Angel genbeiien ter Freien Stadt Denzig Polen zufpricht, in Der: 
bindung gebracht werden follte, würde darin eine ſtarke Betonung 
des politifhen Charakters des Nuntius liegen. 

In einer Reihe von Artikeln wird die privilegierte Stel: 
lung der katholiſchen Kirche im öffentliben Leben feft- 
gelegt. Die ftaatlihen Behörden unterftügen die Durchführung 
kirchlicher Verordnungen 3. B. im Strafverfahren gegen GBeiftliche 
und in der Zinziehung von kirchlichen Steuern (Artikel 4). Die 
Geiftlihen haben fih in der Ausübung ihres Amtes „d’une pro- 
tection juridigue speciale“* zu erfreuen, können wie Staatsbeamte 
nur für einen Teil ihres Kinfommens gepfändet werden, find 
vom Militärdienft befreit, foger Seminariften und Novizen, wer⸗ 
den im Falle eines Krieges als Militärgeiſtliche oder im Sanitäts- 
dienft verwandt. Auch find die Geiftlichen, wie im Settifchen Kon⸗ 
kordat, von den Öffentlichen Amtern befreit, die ſich mit dem geift: 


8) ARrofe-Sauren, kirchliches handbuch XIII, 18. 
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lichen Beruf nicht vertragen, 3.3. dem eines Gefchworenen (Artitel 5 
und 7). 

Daneben aber wird die Wahrung ftaatlider und natios 
naler Intereffen ſtark zum Ausdrud gebradt. Es wird die 
Immunität der Kirchen, Kapellen und Sriedhöfe zugeſichert, aber 
hinzugefügt, daß die öffentliche Sicherheit darunter nicht leiden darf 
(Artikel 6). Am Sonntag und am Nationalfeiertag, dem 3. Mai, 
haben die amtierenden Priefter ein liturgifches Gebet „pour la 
prosperite de la Republique de Pologne et de son President“ 
zu verlefen (Artikel s). Kein Teil der Republit Polen darf einem 
Biſchof unterftellt fein, deſſen Sit fih außerhalb der Grenzen des 
polnifhen Staates befindet.” Der “heilige Stuhl darf an der be⸗ 
ftehenden Hierarchie — die Rirchenprovinzen werden aufgezählt — 
und an der Abgrenzung der Diözefen obne Zuftimmung der pol- 
nifchen Regierung keine Änderung vornehmen, abgejeben von 
Eleinen, unmittelbar duch Rüdfichten auf die Seeljorge gefor- 
derten Deränderungen (Artikel 9). Staatlibe Genehmigung ift 
neben der der kirchlichen Behörde für die Errihtung von kirch⸗ 
lihen Stellen und Ordenshäufern notwendig, wenn eine folde 
ftastliche Ausgaben zur Solge bat; an Ausländer darf das Amt des 
Provinzialoberen eines Ordens nur mit Genehmigung der Re- 
gierung übertragen werden (Artikel 10). Dor der Ernennung von 
Erzbifchof und Bifchöfen foll der Papft ſich an den Präfidenten der 
Republit wenden, um fih zu vergewifjern, daß er keine Gründe 
politifehen Charafters bat, um gegen diefe Wahl Einſpruch zu er- 
heben. So auch das Bayerifche Aonkordat. Aber das Polnifche 
Konkordat erweitert den Kreis auf die Koadjutoren „cum iure 
successionis* und auf den Armeebifehof (Artikel 11). 

Die Bifhöfe haben vor dem Antritt ihres Amtes dem Praäfi- 
denten der Republik folgenden Eid zu leiften (Art. 12): „Vor Gott 
und auf die heiligen Evangelien ſchwöre und verfpreche ich, wie es 
einem Bifhof zulommt, der Republit Polen Treue. Ich ſchwöre und 
verjpreche, die durch die Verfaſſung eingefetzte Regierung in voller 
£oyalität zu vejpektieren und dafür zu forgen, daß mein Klerus fie 
reſpektiert. Ich ſchwöre und verfpreche ferner, an Feiner Verband» 
lung nod an irgendeiner Beratung teilzunehmen, die dem pol: 
niſchen Staat oder der Öffentlichen Ordnung Schaden bringen 
Eönnte. Ich werde meinem Klerus nicht geftatten, an folchen Der: 
enftaltungen ſich zu beteiligen. Um das Wohl und das ntereffe 
des Staates beforgt, werde ich mich bemüben, jede Gefahr von 
ibm fernzuhalten, von der ich ibn bedroht weiß.“ 

Die sorderung, daß Bifchöfe einen Eid auf die Verfaſſung des 
Staates, in dem fie leben, ablegen, ift nicht neu, auch nicht die bier 
feftgelegte Sormulierung, die der des Sranzöfifchen Konkordats von 
801°) nachgebildet ift. Aber bezeichnend ift die Aufnahme diefer 
Derpflibtung in das Polniſche Konkordat, während fie in dem 


84) Art. 6, vgl. Mirbt Quellen Tir. 558. 
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Bayeriſchen feblt. Sie ftellt in jedem Sell ein Entgegenlommen 

der Rurie dar und bietet der polnifchen Regierung gegebenenfalls 

— zu einem Einſchreiten gegen etwa mißliebig gewordene 
rälaten. 


Von großer politiſcher Tragweite ſind die Beſtimmungen über 
die Beſetzung von Pfarrämtern. Während die Beſetzung 
anderer geiftlicher Stellen den kirchlichen Behörden überlajjen bleibt, 
gelten für fie folgende Regeln: Zin Pfarramt dürfen in der Re 
publik ohne Zuftimmung der polnifchen Regierung nicht erhalten: 
1. nicht naturalifierte Ausländer fowie Perfonen, die ihre theolo- 
gifche Ausbildung nicht in theologiſchen Anftalten Polens oder in 
päpftlichen Imftituten erhalten haben; 2. Perjonen, deren Tätigleit 
der Sicherheit des Staates widerjpricht. 


Vor der Ernennung eines Pfarrers hat die Rirchenbebörde ſich bei 
dem zuftändigen Minifter zu vergewiffern, daß Feiner diefer beiden 
Gründe fie verhindert. Wenn der Mlinifter innerhalb von 30 Tagen 
keine Einwendung erhebt, darf die Rirchenbehörde die Ernennung 
vollziehen (Artikel 19). Wenn die Staatsregierung gegen einen 
im Amte befindliben Geiftlihben wegen feiner der 
Sicherheit des Staates zuwiderlaufenden Tätigkeit 
Einwendungen zu machen bat, joll der Minifter fie dem Biſchof 
mitteilen, der im Kinverftändnis mit dem Minifter innerhalb von 
drei Monaten die geeigneten Maßnahmen zu treffen bat. Im Sall 
einer Meinungsverfchiedenheit zwifchen Biſchof und Atinifter wird 
der Heilige Stuhl zwei Geiftliche beftimmen, welche mit zwei 
Delegierten des Präfidenten der Republik eine endgültige Entfcheis 
dung treffen (Artikel 20). 


Durch diefen Artikel werden von Polen, d. h. aud von Öber: 
fehlefien, die Geiftlihen, die 3. B. in Breslau ftudiert haben, fern 
gebalten, und jeder deutfche katholifche Beiftliche ift den Verdächti⸗ 
gungen und Willkürlichkeiten der polnifchen Politik preisgegeben. 
Die Eonkordstsmäßige Santtionierung der damit gegen die deutfche 
Minderheit in Polen ermöglichten und feftgelegten Politik ift das 
Gegenteil eines Schuges der Minderheit, den von der Kurie zu 
erwarten die deutfehe Minderheit ein Recht hatte). 


Das Patronatsrecht bleibt beftehen, doch bat der Patron 
aus einer durch den Biſchof aufgeftellten Kifte von drei Kamen 
zu wählen (Artilel 22). 


Bei einem Gerihtsverfahren gegen Geiftlide und Or— 
densleute erbält der Bifhof Kinficht in die Alten. Bei Haft und 
Gefängnisftrafen werden die ftastlihen Behörden auf den Rang 
der Geiftlihen Rückſicht nehmen (Artikel 22). 


85) Einen Einblik in die durdy das Ronkordat ermöglichte ſyſtematiſche 
Derfolgung der deutihen Ratholiken in Polen gewährt der Aufjfat von 
A. Albrecht, Das Martyrium der deutfchen Ratholiken in Polen: Das Neue 
Reich, Wien, 4. September 1926, Tir. 48. 
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Auf das Schulwefen erhält die Kirche Zwar Einfluß, aber 
keinen fo großen wie in Bayern. In allen öffentlichen Schulen, mit 
Ausnahme der Hochfchulen, ift der Religionsunterricht obligato- 
rifh. Der Staat ernennt die Lehrer, aber wählt fie aus den von 
den Bifchof dazu ermächtigten Perfonen aus. Die Rirchenbebörden 
überwachen den Religionsunterricht in bezug auf feinen Inhalt 
und das fittlihe Verhalten der Lehrenden. Zieht der Bifchof die 
Ermächtigung zum Religionsunterriht zurüd, fo verliert der Bes 
teeffende das Recht, weiter in Religion zu unterrichten. Diejelben 
Grundfäge gelten in bezug auf die Profejjoren und Lehrer an den 
katholiſch⸗ theologiſchen Sakultäten der Stastsuniverfitäten (Art. 13, 
$ 2). Dagegen unterfteben 'die kirchlichen Seminare, die in allen 
Diözefen vorhanden fein follen, ausfchließli der Kirche, die fie 
leitet und die Lehrer ernennt. Das an den großen Seminaren er: 
worbene Abgangszeugnis berechtigt zum Unterricht in der Religion 
an den öffentlihen Schulen, ausgenommen an den Hochſchulen. 

Auch in den Beftimmungen über die Kirhengüter wird das 
Öffentliche Intereffe betont. Diefe Rirchengüter bleiben ihrer Bes 
ftimmung erhalten, außer in den im ftaatlichen Geſetz vorgefchrie- 
benen Sällen der Enteignung für Straßenbau, die nationale Ders 
teidöigung u. a. Bei allen Freubauten, Umbauten und Reftau- 
rationen von Kirchen und Kapellen find die gefetzlichen Vorſchriften 
3u beachten. Zur Erhaltung von Altertümern, Kunftwerken, Ur- 
Eunden und Manuſkripten von geſchichtlichem oder Eünftlerifchem 
Wert bat in jeder Diözefe der Biſchof im Einvernehmen mit dem 
zuftändigen Miniſter eine Rommiffion zu ernennen (Artikel 14). 

Steuern baben die Geiftlichen zu entrichten wie alle anderen 
Staatsbürger und juriftifchen Perfonen. Ebenſo ift der Steuer 
unterworfen ihr Dermögen und das der Eirchlichen juriftifchen Per⸗ 
jonen. Steuerfrei find die Gotteshäuſer, die geiftlichen Seminare, 
die Lebranftalten der Örden, die Wohnhäuſer der Orden mit Ar- 
mutsgelübde und die Stiftungen, deren Erträge für Kultzwede 
beftimmt find (Artikel 15). 

Das Intereffe des polnifchen Staates wird gegenüber der Eirch: 
lichen Dermögensverwaltung in der Weife gewabrt, daß alle Eirch- 
lichen juriftifchen Perfönlichkeiten zwar das Recht haben, nah 
den Vorfchriften des Eanonifchen Rechts Vermögen zu erwerben. 
Diefe juriftifchen Perfönlichkeiten find aber nur folange als pol- 
nifche anerkannt, als ihre Zwede fich auf Kirchliche Angelegenheiten 
Polens beziehen und ihre Vertreter und die mit der Derweltung 
ihres Vermögens betrauten Perjonen in Polen ibren Wohnſitz 
haben. Andernfalls haben ſie die Rechtsſtellung von Ausländern 
(Artikel 10). 

Dann folgen noch Beſtimmungen über das kirchliche Beſitzrecht 
und über die Parzellierung kirchlichen Grundbeſitzes im Intereſſe 
der Hebung der wirtſchaftlichen Lage der ländlichen Bevölkerung. 

Das zwiſchen dem Heiligen Stuhl und der Republik Polen ab: 
geſchloſſene Konkordat erwedt unter mancherlei Geſichtspunkten ein 
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ſtarkes Intereſſe. Wir begnügen uns damit, hier feſtzuſtellen, daß 
es ein Beweis dafür iſt, wie weit die Kurie in ihren Zugeſtänd⸗ 
niffen an einen weltlichen Staat zu geben in der Lage und bereit 
ift, wenn ein von ſtarkem Machtwillen getragenes und als kirchlich 
zuverläffig eingefhägtes Volt ihr gegenübertritt. Der Jdentifi- 
zierung der Ruͤrie mit den nationaliftifehen Beftrebungen Polens 
würde in der Sorm einer einzelnen Eiechenpolitifchen Aktion, die 
als folche zeitlich begrenzt ift, kein größeres Gewicht beizumeſſen 
ſein, als einzelnen politiſchen Maßnahmen gebührt, denen raſch 
ein entgegengeſetztes Handeln folgen kann. 

Aber bier ift die Stellungnahme des Heiligen Stuhls in der denk: 
bar feierlichften Sorm — an der Spitze ftehen die Worte: „Au nom 
de la Tres-Sainte et Indivisible Trinite“ — feftgelegt und ftellt eine 
Derquidung der Politik der Kurie mit der der polnifchen Republit 
dar, die als ſolche in der Gefchichte der Konkordate ihren beſon⸗ 
deren Platz behalten wird. 


* 


Sür Deutſchland ergeben ſich aus der Geſchichte der Ronkordate 
wichtige Solgerungen: 

1. Rontordatsverhandlungen find die moderne Sorm des Rin: 
gens zwifchen der Eatholifchen Kirche und dem weltlichen Stast, um 
mit juriftifchen, diplomatifhen und politifchen Mitteln eine auf 
Gegenleiftungen berubende VDerftändigung über das Grenzgebiet 
zwifchen Rice und Staat zu erzielen. Diefe Derbandlungsform 
eröffnet für die Kurie günftigere Ausfichten als für den Staat, 
während die Regelung der Beziehungen zwijchen Kirche und Staat 
auf dem Wege der ftaatlihen Gejeggebung diejem die beffere 
Bafis gibt. Jedes Konkordat fehließt daher für den Staat 
Gefahren in fid. 

2. Der Eintritt des Deutfchen Reiches oder Preußens in Konkor⸗ 
datsverhandlungen liegt zur zeit nicht im ſtaatlichen Inter— 
eſſe. Denn wir ſtehen noch in den Anfängen der RKonſolidierung 
der deutfehen Republit, wir ftehen mitten in großen gefjellfchaft- 
lichen Umbildungen und fteben unter hartem wirtfohaftlihen Drud. 
Es ift eine überaus ernfte Sache, unter folben Verhältniſſen einen 
Vertrag von völterrehtlihem Charakter einzugeben, der rechtliche, 
Eirchenpolitifche, Eulturelle und wirtfchaftliche Bindungen des ganzen 
Volkes auf Generationen hinaus in Ausſicht ſtellt. Die Über- 
nahme fo verantwortungsvoller und in ihren Wirkungen nicht 
überfehbarer Verpflichtungen würde felbft in dem Sall fehwer zu 
rechtfertigen fein, daß im Augenblid ſehr erhebliche Gegenleiftungen 
ihnen gegenüberftänden, und etwa die Gewährung ftaatlihen Ein⸗ 
fluffes auf die Bejezung der Bifhofsftühle dazu gerechnet werden 
follte. 

Aus den Beftimmungen der Deutfchen Reichsverfaffung über die 
Rectsftellung der Kirchen aber ift nicht die Notwendigkeit zu 
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begründen, daß die Regelung der Beziehungen zwifchen Staat und 
Kirche durch ein Konkordat jest erfolgt. 

3. Es ift ferner darauf binzuweifen, daß der Abſchluß eines 
Kontordats zwifchen dem Deutfchen Reich oder Preußen auf der 
einen und der Eatholifchen Kirche auf der andern Seite eine Im⸗ 
parität gegenüber den beiden Kirchen begründen würde. Denn 
es ift nicht möglich, daß der evangelifhen Kirche, etwa durch 
einen „Birchenvertrag“, dasfelbe gewährt wird, was ein Kon- 
Eordat der Eatbolifhen Kirche gewährt. Eine Einigung zwiſchen 
den Staat und einer evangelifhen Rirche trägt notwendig einen 
ganz andern Charakter als ein Konkordat. Es beftehen gewichtige 
juriftifche Bedenken dagegen, Übereintöommen zwifchen dem Staat 
und einer ihm unterworfenen Rorporation als einen Vertrag, der 
gleichberechtigte Partner vorausjett, zu werten. Jedenfalls ift aber 
engefichts der legislativen Steiheit das Maß der Sicherheit, weldyes 
eine evangelifche Kirche durch eine ſolche Kinigung fi) zu ver: 
fhaffen vermag, unvergleichlich geringer als das völkerrechtliche 
Abkommen mit einer in ihrem Beftand der Staatsgejeggebung 
entrüdten Macht. 

Zu diefer in der rechtlichen Verſchiedenheit zwiſchen einem Kon⸗ 
kordat und einem Rirchenvertrag begründeten JImparität tritt die 
Tatſache hinzu, daß eine äußerlich paritätifhe Behandlung beider 
Rirchen etwa dadurch, daß die der Eatholifchen Kirche eingeräumten 
Rechte der evangelifchen Kirche angeboten werden, wenn dieje 
darauf „anträgt‘‘, wie es in dem Vertrag zwifchen dem Bapyerifchen 
Staat und der Evangelifch-Lutherifhen Kirche in Bayern rechts 
des Rheins bezüglich der Schule beißt, der evangelifchen Kirche 
nicht gereht wird. Denn die innere Struktur der beiden 
Kirchen ift verfhieden, und den Oberen der Evangelifchen 
Kirche fehlen die dogmatifchen und difziplinarifchen Befugnifie des 
katholiſchen Biſchofs. 


Druck von Trowisfh & Sohn, Berlin SW 48. 
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